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1 Einleitung 

Wie kann man Armut ausrotten? Eine Frage, auf die es viele Antworten gibt, aber anschei-

nend keine effektiven Lösungen. Denn noch immer sterben täglich 22000 Kinder an den Fol-

gen der Armut.1 Daher soll diese Arbeit nach Strategien, Potentialen und Problemen suchen, 

die sich im Zuge der Armutsreduktion entwickeln. In den Jahren meines Studiums sind wir oft 

an der Kritik aktueller entwicklungspolitischer Programme stehen geblieben. Daher ist es 

mein Anliegen, diese Kritik zwar einzubauen, jedoch darüber hinaus zu gehen, Realitäten der 

Entwicklungszusammenarbeit als gegeben anzunehmen um mit ihnen arbeiten zu können. So 

sind es die Millennium Development Goals, die zwar umstritten sind, aber dennoch die Hal-

bierung der Armut an erster Stelle setzen. Diese internationale Aufgabe kollidiert mit einem 

weiteren Punkt der Entwicklungsagenda. Als sich die Welt am 11. September 2001 änderte, 

richtete sich der Blick der internationalen Gemeinschaft auf fragile und gescheiterte Staaten. 

Die Notwendigkeit für die Sicherheit in der Welt zu sorgen und die moralische Verpflichtung 

den Bewohnern dieser Länder zu helfen, soll das Engagement in den sogenannten fragilen 

Staaten rechtfertigen. Dieser Trend stellt einen Bruch mit der lang verfolgten Entwicklungs-

politik dar, die bis dahin nur die good performer „belohnte“. Wie werden diese beiden Ver-

pflichtungsbekenntnisse vereinbart? 

Die Leitfrage dieser Arbeit lautet daher: Wie kann man Armut in fragilen Staaten reduzieren? 

Es werden die Verantwortlichkeiten seitens der Regierung anscheinend nicht eingehalten. 

Dem Engagement externer Akteure sind Grenzen gesetzt; einmal durch die schwache Partner-

regierung; anderseits durch die Möglichkeit die Situation noch zu verschlimmern. Was muss 

daher von der internationalen Gemeinschaft bei der Unterstützung von fragilen Staaten beach-

tet werden? Aufgrund von persönlichem Interesse und guter Analysemöglichkeit wird als 

Fallbeispiel die Cote d'Ivoire herangezogen. 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen wird umfangreiches Literaturmaterial von wissen-

schaftlichen Texten, internationalen Studien und offiziellen, politischen Dokumenten ausge-

wertet. Aufgrund der limitierten Verfügbarkeit aktueller Daten, musste ich oft auf Internet-

quellen zurückgreifen, um mehr Informationen zur gegenwärtigen Situation zu bekommen. 

Vor allem die aktuellen Poverty Reduction Strategy Papers der Côte d’Ivoire erwiesen sich 

als nützliche Quelle für landesinterne Recherchen. Natürlich muss erwähnt werden, dass die 

Relevanz dieser Arbeit durch die Abhängigkeit von der Literatur nur eingeschränkt ist. Eine 

aufbauende, empirische Studie wäre somit nötig um entwicklungspolitisch wirksame Folgen 

                                                 
1 Globalissues.org 2010 
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formulieren zu können. Das Ziel jedoch ist ein Spektrum von Potentialen und Problematiken 

bestimmter Armutsreduktionsstrategien aufzuzeigen. Die Arbeit ist wie folgt gegliedert: 

Im ersten Kapitel wird durch die Annahme, dass fragile Staaten ihre Kernfunktionen nicht 

erfüllen, ein Überblick über die sechs Staatsfunktionen gegeben. Dazu zählen Autorität, Legi-

timität, Sicherheit, Soziale Integration, Wirtschaft und soziale Dienstleistung. Die Punkte 

werden individuell erklärt und jeweils am Beispiel der Côte d'Ivoire verdeutlicht. 

Nachdem ein Verständnis von der Fragilität eines Staates vermittelt wurde, behandelt das 

zweite Kapitel die Definitionen und Ursachen von Armut. Anhand von Daten zur Armut in 

der Côte d'Ivoire soll ein Bild der Multidimensionalität des Phänomens gezeichnet werden. 

Das Herzstück der Arbeit, das dritte Kapitel, beschreibt in drei Teilen die Armutsreduktions-

strategien. Der erste Teil untersucht "wo" Armut in der Côte d'Ivoire entsteht. Diese Ursa-

chenanalyse konzentriert sich auf die Bereiche der Sozialpolitik, der Regierungsführung, dem 

Arbeitsmarkt und Einkommen sowie auf individuelle Armut. Daraus werden erste Überlegun-

gen entwickelt, welche Maßnahmen zur Armutsreduktion beitragen könnten. Der zweite Teil 

präsentiert vier Strategien, die jeweils auf ihre Relevanz und Beziehung zu Armut untersucht 

werden. Die Punkte "Dezentralisierung" und "Mikrofinanzen" enthalten Präsentationen zu 

internationale Studien und ihre Ergebnissen. Die Erkenntnisse sollen Hinweise zur Implemen-

tierung liefern, um danach einzuschätzen, ob und  wie diese Strategien in der Côte d'Ivoire 

umgesetzt werden können. Für die Dezentralisierungsstrategie dient eine OECD Länderstudie 

aus dem Jahr 2004; Hinweise zu Mikrokrediten liefern das Beispiel des Malawi Mudzi Funds 

sowie weitere internationale Forschungsergebnisse. Zur Strategie "Landreformen" werden 

keine internationalen Vergleiche und Studien benötigt, da die Côte d'Ivoire selbst genügend 

Material einer gescheiterten Landreform liefert. Ein Weltbank Forschungspapier zu Landrech-

ten gibt nützliche Hinweise, die in die Überlegungen einer modifizierten, pro-poor Landre-

form eingearbeitet werden. Die Überlegung ob "Bildung" eine potentielle Strategie ist, steht 

außer Frage, da es sich dabei um ein Menschenrecht handelt. In dem Punkt liegt der Fokus 

daher auf den gesellschaftlichen Profiten, die durch Bildung erreicht werden. Ein Good Prac-

tice Beispiel aus Bangladesch zeigt eine Bildungsinitiative, die eine Staatsfragilität umgehen 

kann und trotzdem auf lokale und informelle Bildungsbedürfnisse effizient und erfolgreich 

eingeht. Der dritte Teil bearbeitet die Frage aus der Überschrift: Failed State = Failed Sup-

port? Durch die fragilen Strukturen des Landes sind Handlungsspielräume für externe Akteure 

extrem eingeschränkt. Die Möglichkeiten der Unterstützung sind dennoch geboten, wenn 

auch bestimmte Prinzipien eingehalten werden müssen. 
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Ein kurzer Überblick über die Côte d’Ivoire soll eine Wissensbasis legen, damit das Einord-

nen und Verständnis während des Lesens erleichtert wird. 

Die Côte d’Ivoire liegt im Westen Afrikas und ist flächenmäßig ein bisschen größer als Polen. 

Sie hat 20.617.068 Einwohner.2 Im Süden grenzt der Atlantische Ozean; im Westen liegen 

Liberia und Guinea; die nördlichen Nachbarn sind Mali und Burkina Faso; und im Osten 

grenzt Ghana. Im Land leben ungefähr 60 verschiedene ethnische Gruppen. Der Norden un-

terscheidet sich in seiner Vegetation stark vom Süden. Während der Norden eine Gras- und 

Buschlandschaft hat, liegt im Süden ein großer tropischer Wald. Daher werden auch in den 

südlichen und westlichen Gebieten die wichtigsten Exportprodukte, Kaffee- und Kakao, an-

gebaut. Die relevanten Geschichtsdaten zu Aufstieg und Fall der Wirtschaft, den Machtkämp-

fen und dem Bürgerkrieg werden in den folgenden Kapiteln eingebaut. 

 

                                                 
2 CIA World Factbook 2009 
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2 Der „fragile“ Staat 

“In recent years, ‘fragile states’ has become the catch-all phrase for states at the low end. 

[…] they are used as different words for problems that are seen as related to the state’s lack 

of will or capacity to perform core state functions”.3  

 

Warum sind fragile Staaten derzeit so aktuell? Waren es nicht immer die „good performers“, 

die mehr (finanzielle) Zuwendung von Geberstaaten bekommen haben? Bis zum Jahr 2001 

wurden in der Tat Partnerländer von Geberländern bevorzugt, wenn sie Fortschritte und Be-

mühungen in Richtung „Entwicklung“ zeigten. Der 11. September änderte allerdings diesen 

Kurs der Entwicklungspolitik. Plötzlich standen „gescheiterte Staaten“ in der Aufmerksam-

keit. Warum? Weil gescheiterte Staaten plötzlich zu einer internationalen Bedrohung wur-

den.4 Es gab drei Hauptgründe, die es rechtfertigten sich in diese Staaten einzumischen: Be-

wahrung bzw. Wiederherstellung des Weltfriedens und der Weltsicherheit, der Kampf gegen 

den Terrorismus und die Unterstützung und Versorgung der Menschen in unsicheren Gebie-

ten.5 Daher gilt: “Minimizing the possibilities of failure by strengthening the capacities of the 

nation-states of the developing world has thus become one of the critical all-consuming stra-

tegic and moral imperatives of our terrorized time.”6 Rotberg fügt hinzu: “all [UN, interna-

tional organisations, major powers, regional hegemonies and coalition of the willing] have a 

strategic and moral responsibility to intervene on behalf of beleaguered citizens and to reduce 

losses of life.”7 Mit dieser internationalen Rechtfertigung zur Intervention in fragilen Staaten 

stellt sich die Frage durch welche Merkmale diese Staaten charakterisiert sind. Folgt man dem 

Eingangszitat, so können fragile Staaten ihre Kernfunktionen nicht mehr ausführen. Aus der 

Literatur kann man folgende Kernfunktionen eines Staates zusammentragen: (1) Autorität 

besitzen, (2) legitim sein, (3) Sicherheit gewährleisten, (4) soziale Integration, sowie (5) Be-

reitstellen sozialer Dienstleistungen.8 Ich habe dem noch die Funktion hinzugefügt (6) wirt-

schaftlich stabil zu sein, da durch ökonomische Probleme andere Kernfunktionen nicht erfüllt 

werden können. Umso mehr Funktionen ein Staat nicht erfüllt, desto schwächer wird er. Die 

verschiedenen Stufen des Versagens werden innerhalb dieser Arbeit mit „schwach → fragil 

→ gescheitert“ beschrieben. Ein schwacher Staat hat grundlegende wirtschaftliche Ein-

                                                 
3 Andersen 2008: 8 
4 Vgl. Andersen 2008: 7, vgl. Debiel et al. 2005: 2, vgl. Schneckener 2006: 2 
5 Vgl. Andersen 2008: 8, vgl. Rotberg 2003: 30, vgl. Schneckener 2006: 4ff. 
6 Rotberg 2003: 41seq 
7 Ebd.: 31 
8 Vgl. Schneckener 2006: 13, vgl. Stewart/Brown 2009: 3, 21 



13 

schränkungen oder interne Konflikte. „ [They mostly] harbour ethnic, religious, linguistic, or 

other intercommunal tensions that have not yet, or not yet thoroughly, become overtly vio-

lent”.9 Des Weiteren bietet der Staat keine ausreichenden öffentlichen Güter. Diese sind 

Hauptbestandteil des sogenannten Gesellschaftsvertrags zwischen Regierenden und Regier-

ten.10 Der Gesellschaftsvertrag ist die Erwartung der Bevölkerung an die Regierung, sie mit 

sozialen Diensten zu versorgen sowie Sicherheit zu gewähren. Rotberg erwähnt, dass Sicher-

heit die Hauptpriorität der öffentlichen Güter darstellt. Ein weiteres Merkmal, jedoch keine 

Ursache, eines schwachen Staates ist ein fallendes BIP pro Kopf.11 Ein gescheiterter Staat ist 

die Extremform eines fragilen Staats. Die Gründe, warum ein Staat eine Kernfunktion nicht 

mehr ausführen kann, sind von Fall zu Fall unterschiedlich. Jedoch lässt sich sagen, dass 

meistens die lokalen Regierungen die Verantwortung für das Scheitern ihres Staates tragen.12 

Die folgenden Charakteristika und Indikatoren für fragile Staaten sind mehreren Modellen 

entnommen.13 Darunter findet sich auch der „State Failure Index“ des Fund for Peace. “The 

Fund for Peace is an independent, nonpartisan research and educational organization that 

works to prevent war and alleviate the conditions that cause conflict.”14 Der Index besteht aus 

zwölf Indikatoren aus denen ein jährliches Ranking von 177 Ländern berechnet wird. Man 

unterscheidet dann nach dem Schweregrad des Scheiterns mit “alert”, “warning”, “moderate” 

und “sustainable”. Die ersten drei Plätze des Ranking besetzen Somalia, Tschad und der Su-

dan. Die Indikatoren geben natürlich nur einen Überblick über die Situation. Umfassendere 

Informationen und Entwicklungen sind von Land zu Land unterschiedlich. Sie sollen nur hel-

fen diese Entwicklung im Land zu beobachten sowie Hinweise für internationale Interventio-

nen und Anstöße für nationale Reformprozesse zu geben. Am Beispiel der Côte d’Ivoire sol-

len nun die Kernfunktionen eines Staates dargestellt werden. Außerdem wird eine umfassende 

Analyse den Status des Landes bestimmen. 

 

 

                                                 
9 Rotberg 2003: 4 
10 Ebd: 3 
11 Definition eines schwachen Staates: Vgl. Rotberg 2003: 4; Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist der Gesamtwert 
aller hergestellten Waren und Dienstleistungen innerhalb der Grenzen einer Volkswirtschaft während eines Jah-
res. Das BIP pro Kopf nimmt den Gesamtwert und teilt ihn durch die Anzahl der Einwohner. Das BIP ist einer 
der wichtigsten Größen um ökonomische Leistung (und das Wirtschaftswachstum) einer Volkswirtschaft zu 
messen. 
12 Vgl. Stewart/Brown 2009: 23 
13 Vgl. The Fund for Peace. Vgl. Esty et. al. 1995. Vgl. Schneckener 2006: 12ff. Vgl. Stewart/Brown 2009: 5-8, 
16-21 
14 The Fund for Peace 
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2.1 Autorität 

Die Autorität des Staates bedeutet, dass er Kontrolle über alle Gebiete hat ohne jedoch seine 

Macht auszunutzen. Sollte die Regierung in dieser Funktion versagen, kann es sein, dass er 

keine Kontrolle mehr über das gesamte Staatsgebiet hat. Die Macht des Staates ist dabei meis-

tens auf die Hauptstadt oder dem ökonomischen Zentrum konzentriert. Periphere Regionen 

unterliegen dann der Kontrolle nicht-staatlicher Akteure. Weitere Indikatoren des Autoritäts-

versagens sind: Konflikte, hohe Anzahl nicht-staatlicher Akteure (zum Beispiel „warlords“); 

hohe Kriminalitätsrate; Bedrohung der physischen Sicherheit von Teilen der Bevölkerung 

seitens der Regierung (zum Beispiel Deportationen) und politische Gewalt.15  

 

Die Côte d’Ivoire zeichnete sich jahrzehntelang durch politische und ökonomische Stabilität 

aus. Als 1993 der frühere Präsident Félix Houphouët-Boigny starb, traten alte und neue Kon-

flikte an die Oberfläche. Im Zuge der kommenden Wahlen im Jahr 1995 wurden ethnische 

Spannungen konstruiert um Oppositionsparteien gegeneinander auszuspielen. Dabei spielte 

vor allem die neue Regelung der Ivoirité eine große Rolle die unter Punkt 2.4 näher vorge-

stellt wird. Der Nachfolger Houphouët-Boignys, Konan Bédié, hatte immer mehr Schwierig-

keiten über das Land zu herrschen. Seine Macht wurde eingeschränkt, da regionale Parteien 

zunehmend ihre Machtbasis durch ethnisch motivierte Mobilisierungen behaupteten. 1999 

stürmten militärische Kräfte unter General Guéï den Regierungssitz und Bédié wurde abge-

setzt. Guéï veranlasste neue Wahlen für 2000, bei denen er sich selbst als Kandidat aufstellte. 

Jedoch gelang es Laurent Gbagbo, der bis heute Präsident ist, das Amt für sich zu gewinnen.16 

Mittlerweile waren aber die Spannungen im Land so groß, dass es Gbagbo nicht gelang eine 

stabile Regierung aufzubauen. Seine Autorität reichte nicht weiter als bis zur Mitte des Lan-

des und der Norden kapselte sich immer mehr ab. Einige Soldaten fühlten sich zudem allein 

gelassen und arbeiteten unter sehr schlechten Bedingungen. Sie zogen sich in ihre Herkunfts-

regionen im Norden zurück und fingen an zu rekrutieren. Gbagbos Macht war zu der Zeit so 

limitiert, dass er nichts gegen die militärische Aufrüstung tun konnte und damit den Ausbruch 

des Bürgerkrieges am 19. September 2002 nicht aufhalten konnte. Der Norden stand komplett 

unter der Gewalt der Rebellengruppen, die sich die Forces Nouvelles (FN) nannten. „[The] 

country remained deeply divided between north and south, with periodic spurts of violence 

between rebel and government forces. Hundreds (thousands by some counts) of Ivorians died 

and 750,000 were displaced, while torture, rape, and extrajudicial killings, often targeting 
                                                 
15 Vgl. Stewart/Brown 2009: 3. Vgl. Schneckener 2006: 14 
16 Allerdings ist nicht klar, ob er wirklich die Mehrheit hatte. Einige meinen, er hätte durch Wahlbetrug das Amt 
übernommen. (vgl. Konate 2004) 



15 

specific ethnic groups, were widespread.”17 Trotz mehrerer Friedensbemühungen nahm der 

Krieg praktisch erst 2007 ein Ende (mit dem Vertrag von Ouagadougou). In den fünf Jahren 

bestand faktisch eine Trennung des Landes entlang der „Zone de Confiance“.  

 

 
Abbildung 1: Zone de Confiance18 

 

In Folge des Friedensvertrags wurde Guillaume Soro, Anführer der Rebellentruppen, zum 

Premierminister ernannt. Seit drei Jahren ist es in der Côte d’Ivoire zu keiner größeren militä-

rischen Auseinandersetzung gekommen und es wird versucht eine gesamte Abrüstung der 

militärischen Rebellengruppen zu erreichen. Allerdings sind die Fortschritte dahingehend nur 

sehr schwach. Noch immer beziehen die Rebellengruppen Waffen aus dem Ausland. Die Au-

torität über das gesamte Landesgebiet ist wahrscheinlich noch nicht ganz gegeben, aber die 

Regierung versucht in alle Landesteile vorzudringen um die Menschen zu unterstützen.19 

„However, it remains unclear how much authority the rebel commanders have relinquished in 

practice, particularly as orders from Soro and other FN [Forces Nouvelles] leaders are some-

times disobeyed.”20 Durch die Aufhebung der Zone können sich die Menschen nun auch wie-

der frei im Land bewegen.21  

                                                 
17 Freedom House 2010: 2 
18 Wikimedia 
19 Vgl. Robert/Caspers 2010: 67 
20 Freedom House 2010: 5 
21 Vgl. Robert/Caspers 2010: 67 
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2.2 Legitimität 

Legitimität kann in „Input-Legitimität“ und „Output-Legitimität“ unterschieden werden - Ers-

tere ist das Recht und die Fähigkeit der Bevölkerung am politischen Prozess teilzunehmen. 

Diese Rechte sind in den „Bürgerrechten“ (CP) festgeschrieben. Sie umfassen unter anderem 

das Recht auf Leben, Religions-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit, Wahlrechte und das 

Recht auf eine faire Verhandlung.22 Die Output-Legitimität beschreibt, wie der Staat seine 

Verpflichtungen ausführt, die die Bevölkerung von ihm erwarten (also soziale Dienstleistun-

gen bereitstellen, für Sicherheit sorgen usw.). Daran ist besonders, dass der Staat nicht unbe-

dingt demokratisch sein muss um eine hohe Output-Legitimität zu erreichen. Legitimität be-

schreibt außerdem die Stabilität politischer Institutionen, die Rechtsstaatlichkeit und mit wel-

cher Qualität der Staat verwaltet wird.23 Ein Versagen der Legitimität heißt: eingeschränkte 

politische Freiheiten (zum Beispiel die Meinungsfreiheit); Exklusion von politischen Prozes-

sen; Unterdrückung der Opposition; Wahlbetrug; Menschenrechtsverletzungen; keine Akzep-

tanz der Regierung seitens der Bevölkerung; keine Unabhängigkeit der Judikative; Korruption 

und Vetternwirtschaft24; starke Kontrolle der Regierung über das Militär; Kontrolle der Me-

dien oder ganz einfach: die Abwesenheit von Bürgerrechten.25 Ein hilfreiches Instrument um 

die politischen Freiheiten einer Bevölkerung zu demonstrieren, ist der „Freedom House In-

dex“. “Freedom House is an independent watchdog organization that supports the expansion 

of freedom around the world. Freedom House supports democratic change, monitors freedom, 

and advocates for democracy and human rights.”26 Jedes Jahr wird eine Länderevaluierung 

publiziert, “Freedom in the World”, die die zivilen und politischen Rechte analysiert. Nach 

dieser Statistik werden Bewertungen von 0 bis 7 abgegeben, wobei 0 sehr schwaches Auftre-

ten bzw. „nicht frei“ heißt, und 7 bedeutet damit starkes Auftreten oder „frei“.  

 

Die Côte d’Ivoire schnitt im Ranking 2010 wie folgt ab: Accountability and Public Voice - 

2,39; Civil Liberties - 2,86; Rule of Law - 2,44; Anticorruption and Transparency - 2,02. Die 

niedrigen Werte sind vor allem auf die verbreitete Korruption und die nicht-legitime Regie-

rung zurückzuführen. Was heißt das im Detail? Theoretisch hätte es die letzten Präsident-

schaftswahlen 2005 geben müssen. Es gab mehrere Gründe für das Nicht-Zustandekommen 

der Wahlen. Zum Einen, weil zu dieser Zeit die Frage der Wählerschaft nicht geklärt war. 

                                                 
22 The International Covenant on Civil and Political Rights was adopted by the United Nations and came into 
force in 1976. Vgl. OHCHR 
23 Vgl. Schneckener 2006: 14 
24 Vgl. Ebd.: 14f 
25 Vgl. Stewart/Brown 2009: 3 
26 Freedomhouse.org 
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Alle Wähler hätten beweisen müssen, dass sie und die Eltern Ivorer sind. Aufgrund fehlender 

Geburtsurkunden und schlechter Organisation, sowie politischen Ausschluss vor allem der 

Menschen im Norden konnten die Wahlen nicht vorbereitet werden. Wie sich heute vermuten 

lässt, ist es auch ein gewisser „Unwille“ der derzeitigen Regierung neue Wahlen abzuhalten. 

Siebenmal wurde der Wahltermin schon verschoben. “Obwohl [Gbagbo] nur einmal gewählt 

[wurde], absolviert er inzwischen sein zweites Mandat und hat durch die Teilnahme an den 

Wahlen die Chance auf eine dritte Amtszeit. Da er bisher seiner Wiederwahl nicht sicher sein 

konnte, hatte er gute Gründe, den Wahltermin weiter zu verschieben.“27 Auch der Premiermi-

nister Soro hat ein Interesse daran die Wahl hinauszuzögern. Als Repräsentant der Rebellen-

gruppe Forces Nouvelles aus dem Norden hat er keine eigentliche Partei, die hinter ihm steht. 

Bei einer Neuwahl wäre es fraglich, ob er sich überhaupt zur Wiederwahl stellen könnte. Die 

politische Stabilität befindet sich damit eher in einem “Schwebezustand”, der so von den Poli-

tikern akzeptiert wird, denn es ist besser so als die eigene Macht ganz zu verlieren.28 „Al-

though the 2007 OPA [Ouagadougou Political Agreement] have improved governance, re-

duced violence, and enabled the registration of millions of new voters, most leading actors 

across the political spectrum display more concern for their personal well-being than to de-

mocratic institutions and governance.”29 52% der Ivorer sind unzufrieden mit der derzeitigen 

Regierung. Vor allem im Norden missbilligen die Menschen die Regierung Gbagbo/Soro.30 

Soro, der nach dem Friedensvertrag von 2007 die Rebellengruppen und den Norden in der 

Regierung repräsentieren soll, hat auch nur eine oberflächliche Position. Zunächst wird er 

nicht mehr von seinen ehemaligen Kollegen und den Menschen im Norden unterstützt, da sie 

sich durch seine Zusammenarbeit mit Gbagbo verraten fühlten. Zudem ist Soros Macht inner-

halb der Regierung extrem eingeschränkt. Die eigentlichen Entscheidungen trifft immer noch 

Gbagbo.31 In Bezug auf die Freiheit der Medien wurde festgestellt, dass die Côte d’Ivoire 

auch hier wieder abhängig ist von der Regierung. Obwohl Medienfreiheit offiziell existiert, 

sieht die Praxis so aus, dass zum Beispiel die größte Radiostation von der Regierung kontrol-

liert wird. Das Radio gilt als wichtigste Informationsquelle im Land. Außerdem sind die Bür-

gerrechte der Menschen extrem limitiert. In dem Unterpunkt „Protection from state terror, 

unjustified imprisonment, and torture“ erlangt die Côte d’Ivoire nur 1.88 Punkte des Freedom 

House Index. Vor allem während des Bürgerkrieges wurden Menschrechtsverletzungen ge-

meldet. „Sexual violence, torture, pillaging, extra judicial killings, and kidnappings were fre-

                                                 
27 Robert/Caspers 2010: 68 
28 Vgl. Ebd. 
29 Freedom House 2010: 2 
30 Vgl. Ebd.: 5 
31 Vgl. Ebd.: 6 
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quent, peaking between 2002 and 2004.“32 Darüber hinaus flohen circa 750.000 Menschen in 

dieser Zeit in die Nachbarländer. Die Zahl dieser Internally Displaced Person ist ein Indikator 

des State Failure Index. Ein weiterer Hinweis für das Versagen der Legitimität ist die Abhän-

gigkeit der Judikative. Diese steht unter extremem Einfluss des Militärs und der Regierung. 

Gerade bei politisch sensiblen Themen verfolgt das Gericht eher die Interessen der Exekuti-

ve.33 Ein weiteres großes Problem stellt die Landverteilung dar. Die Frage wem welches Land 

gehört erzeugt seit einigen Jahren inter-ethnische Spannungen, vor allem im Westen des Lan-

des. Während der Zeit Houphouët-Boigny’s wurden Migranten meistens bevorzugt. Eine 

wichtige Regelung war damals, dass jeder Land besitzen darf, wenn er oder sie es bewirt-

schaftet. In den 80ern waren mittlerweile 41% der Arbeitskräfte Nicht-Ivorer. Da Staatsein-

griffe eher sporadisch waren, arrangierten sich die lokalen Kommunen selbstständig. „[There 

was] the creation of a whole new repertoire of land and labour relationships: outright sale, 

sale with continuing social obligations and/or claimed rights of reversion, various forms of 

sharecropping, ‘pledging’ of land for loans, informal tenancies, familial labour arrangements 

and wage labour contracts”.34 Die Landaufteilung zwischen Einwanderern und lokaler Bevöl-

kerung wurde in den letzten 15 Jahren auch zur politischen Mobilisierung verwendet, vor al-

lem von der FPI, Gbagbos Partei. Als die Menschen nach dem Bürgerkrieg wieder in ihre 

Heimat zurückkehrten, war es nicht selten, dass sie ihr Grundstück neu bewohnt vorfanden. 

Es war unklar, wem nun das Land gehörte, da durch informelle Vereinbarungen keine Landti-

tel ausgestellt wurden. Gerade Einwanderer waren der Annahme, dass ihnen das Land gehör-

te, während es sich eigentlich nur um eine Pacht handelte. 1998 wurde ein neues Gesetz ver-

abschiedet, welches Gewohnheitsrechte zu formellen Landtitel konvertieren soll. Jedoch ist 

die Umsetzung dieser Regulation ineffizient und im Prinzip nicht vorhanden. Bis 2009 wurde 

nicht ein einziger Landtitel ausgestellt.35 Aufgrund der Verwirrungen um informelle Rechte 

und Auseinandersetzungen mit Einwanderern, wurde das Gesetz 2002 erweitert. Es erlaubt 

Nicht-Ivorer, die vor 1998 Land besessen haben, einen offiziellen Landtitel zu erwerben.36 Da 

die Probleme und Streitigkeiten über Landbesitz weiter anhalten, wird klar mit welcher Ineffi-

zienz und Unfähigkeit die Judikative arbeitet. Der letzte Indikator zum Legitimitätsversagen 

ist die Korruption. Laut Transparency International’s 2009 „Corruption Perception Index“ 

rangiert die Côte d’Ivoire auf Platz 154 von 180 Ländern.37 „A lack of effective and inde-

                                                 
32 Freedom House 2010: 8 
33 Vgl. Ebd.: 13 
34 Crook et al. 2007: 32 
35 Vgl. McCallin 2010 
36 Vgl. Freedom House 2010: 15 
37 Vgl. Transparency International 2009 
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pendent oversight, opacity in the use of revenue from key sectors such as cocoa and oil, a 

general atmosphere of impunity, and extensive extortion by armed actors have fuelled both 

petty and grand corruption.”38 Im Jahr 2008 hat die Regierung zwar zum ersten Mal Einnah-

men und Ausgaben für den Kakaosektor veröffentlicht, aber diese Aussagen sind nur halb so 

wertvoll, wenn die Daten des privaten Sektors weiterhin geheim bleiben.39 Anhand dieser 

Informationen erkennt man, dass die Côte d’Ivoire in dieser Staatsfunktion eindeutig versagt 

hat, und zwar auf allen Ebenen. Die Indikatoren würden sich sicherlich verbessern, wenn 

Wahlen stattgefunden hätten, dennoch sind die politischen Rechte der Menschen extrem ein-

geschränkt. Eine neue Regierung müsste im Prinzip die komplette Gewaltenteilung neu orga-

nisieren, sowie Korruption bekämpfen, die Rechtsstaatlichkeit wiederherstellen und die 

Menschrechte bewahren. 

 

2.3 Sicherheit 

Die physische Sicherheit der Bevölkerung ist ein immer währendes „Muss“, sowohl innerhalb 

des Staates als auch an seinen Grenzen zu anderen Ländern.40 Dennoch sollte es eine Tren-

nung zwischen Polizei und Militär geben. In der Literatur wird immer wieder die Notwendig-

keit der Sicherheit unterstrichen. Wenn sie nicht gegeben ist, gibt es eine hohe Wahrschein-

lichkeit dafür, dass ein Staat schwach bzw. fragil wird. Nicht jeder zivile Konflikt zu Fragili-

tät, jedoch ist es ratsam auch solche Situation zu beobachten um weitere Konflikte zu vermei-

den.41 

 

“A culture of impunity continues to dominate the political landscape, while a proliferation of 

small arms fuels further rights abuses. Democratic civilian control over the security forces is 

weak, and parastatal armed groups frequently carry out extortion and violence against the 

population.”42 In der Côte d’Ivoire ist seit dem Friedensabkommen 2007 die Sicherheitslage 

relativ stabil. Wie aber dieses Zitat aus dem Freedom House Report zeigt, waren die Pro-

gramme zur Abrüstung und Entwaffnung, vor allem der Rebellengruppen, noch nicht erfolg-

reich. Sowohl die staatliche Armee als auch die Forces Nouvelles beziehen Waffen aus dem 

Ausland. Darüber hinaus ist der Status der Straflosigkeit ein hohes Sicherheitsrisiko im Land. 

Gerade im Norden, der lange Zeit nicht unter zentraler Staatsgewalt stand, ist der gerichtliche 

                                                 
38 Freedom House 2010: 16 
39 Vgl. Ebd. 
40 Vgl. Schneckener 2006: 14 
41 Vgl. Rotberg 2003: 29 
42 Freedom House 2010 : 3  
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als auch der legislative Arm der Regierung praktisch nicht vorhanden. Eine direkte Konflikt- 

oder Kriegsbedrohungen für die Bevölkerung ist nicht gegeben, dennoch gibt es immer wie-

der Meldungen zu Folter und willkürlichen Übergriffen.43 

Die derzeitige, relativ stabile Lage muss man jedoch kritisch einschätzen. Da neue Wahlen in 

Zukunft anstehen und diese eine hohe Wahrscheinlichkeit politischer Spannungen mit sich 

tragen, wird auch die Wahrscheinlichkeit gewalttätiger Konflikte erhöht. Da aber sowohl die 

Forces Nouvelles als auch die Regierungstruppen noch immer stark bewaffnet sind, geht dar-

aus ein unmittelbares Sicherheitsrisiko hervor. 

 

2.4 Soziale Integration 

Stewart und Brown (2005) beschreiben diesen Punkt mit „Horizontalen Ungleichheiten“. Das 

bedeutet Ungleichheiten zwischen Gruppen mit verschiedenen kulturellen Hintergründen. Das 

kann Unterschiede auf sozialem, ökonomischen, politischen und kulturellem Level bedeuten 

und führt normalerweise zu sozialer Exklusion. Zu einem bestimmten Grad kann daraus Fra-

gilität entstehen, da die ausgeschlossenen Gruppen eingeschränkten oder keinen Zugang zu 

sozialen Dienstleistungen haben. Darüber hinaus, kann die Legitimität bedroht sein, wenn 

Teile der Bevölkerung nicht partizipieren können. Wenn Wahlrechte eingeschränkt werden, 

kann die Akzeptanz der Regierung schwinden. Es ist allerdings unklar, wie groß diese Grup-

pen oder wie groß die Ungleichheiten sein müssen bis man von sozialer Exklusion sprechen 

kann. 

 

Zu Zeiten Houphouët-Boigny’s herrschte relative Integration. Durch sein System der „co-

optation“ integrierte der Präsident alle großen ethnischen Gruppen. „Co-optation“ bedeutet, 

dass Houphouët-Boigny verschiedene Leute aus unterschiedlichen ethnischen Gruppen in 

bestimmte Machtpositionen berief. Dadurch wurde die Bevölkerung „zufrieden gestellt“, denn 

die Machthaber bzw. die „Elite“ konnte die ökonomische und wirtschaftliche Macht seiner 

ethnischen Gruppe fördern. Der Präsident nutzte seine Elite zur Kontrolle der ländlichen Ge-

biete, um seine lokale Machtbasis zu stärken und seine politische Legitimation durch Güter 

und Ressourcen vom Zentrum in die Peripherie zu steuern. Nach seinem Tod konnte dieses 

System nicht mehr aufrecht erhalten werden. Die politische Elite kehrte wieder zu ihrer loka-

len Machtbasis zurück aus deren Ecken sie nun einen ethnisch konstruierten Wahlkampf führ-

ten. In den zwei Jahren bis zu nächsten Präsidentschaftswahl (1995) erlebte die Gesellschaft 

                                                 
43 Vgl. Amnesty International: Amnesty Report 2008 
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eine ethnische Mobilisierung und Hetze. Der Norden sei muslimisch und die dort ansässige 

Partei (RDR) würde nur muslimische Interessen vertreten. Die südliche Partei, FPI, stellte 

sich gegen die Migranten um möglichst viele Wählerstimmen im Süden zu erlangen, da es 

dort noch immer Konflikte zwischen Migranten und Einheimischen gab. Die PDCI verlor 

zunehmend Einfluss im Norden und erste Spaltungen zwischen Nord und Süd ließen sich er-

kennen. Bédié kreierte dann eine neue Richtlinie, die er Ivoirité nannte. Diese ist bis heute 

umstritten und wahrscheinlich einer der Hauptgründe für den Ausbruch des Bürgerkriegs im 

Land. Sie stellt allerdings nur die Spitze des Eisbergs ethnischer Mobilisierung dar. “Ivoirité 

is not a law, it is a nature, a quality in the midst of brotherhood and humanism, a behaviour, 

an attitude, which aims at the radiation of our collective identity, and the affirmation of our 

independence amongst national and international sovereignties.”44 Daraufhin folgte das Wahl-

recht von 1994, das besagte, dass nur derjenige wählen kann, der beweisen kann, dass er oder 

sie selbst und beide Elternteile in der Côte d’Ivoire geboren sind. Neben der Tatsache, dass 

dadurch alle Migranten und Zugewanderte (auch zweiter Generation) von der Wahl ausge-

schlossen wurden, betraf das Gesetz auch Präsidentschaftskandidaten.45 Bei den Wählerregist-

rierungen für die Wahlen 1995 und 2000 wurde das Gesetz teilweise auch gegen Muslime aus 

dem Norden angewandt. Die soziale Spaltung im Land war dann nicht nur in den Köpfen der 

Menschen, sondern durch eine räumliche Teilung des Landes verankert, die Zone de Confian-

ce.46 “As one observer noted, Cote d’Ivoire comes close to a textbook example of violent poli-

ticization of ethnicity. Ethnic and geographic divisions lay at the root of the civil war, often 

overlapping with religious demography, though the latter was not a key basis for violence.”47 

Seit 2007 gibt es diese Richtlinie zwar nicht mehr, aber man bekommt eine Wahlerlaubnis nur 

dann, wenn man beweisen kann, dass man selbst und die Eltern Ivorer sind. Auch wenn die 

muslimische Bevölkerung genauso ein Anrecht auf eine Geburtsurkunde und die Wahlberech-

tigung hat, werden gerade für diese Gruppen die finanziellen Mittel der Regierung knapp. Bei 

der Ausstellung von Urkunden und administrativem Personal lenkt das Finanzministerium die 

Ressourcen zu Gunsten Gbagbos. Benachteiligt wird dadurch der Norden oder Menschen aus 

dem Norden, die im Süden leben. Gbagbo möchte deren Wählerschaft möglichst gering hal-

ten, dass im Falle einer Wahl seine eigene Wählerschaft mehr Stimmen zählt.48 Durch solche 

korrupten Aktionen, werden Bevölkerungsgruppen bewusst aus dem politischen Leben ausge-

                                                 
44 „Bédié pronounced those words while he was on an Official Tour in Mankono North-West Côte d'Ivoire on 
August 12 1995.” In: Konate 2004 
45 Im Zuge der Friedensbemühungen 2005 in Pretoria erhielt Gbagbo sein passives Wahlrecht zurück. Vgl. 
France Diplomatie 2006 
46 Siehe 2.1 
47 Bertelsmann Stiftung 2010: 18 
48 Vgl. Freedom House 2010: 5f 
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schlossen. Daraus folgt automatisch nicht nur ein Versagen dieser Staatsfunktion, sondern 

auch eine Schwäche der Legitimität. 

 

2.5 Wirtschaft 

Ein “Wirtschaftsplus” des Staates wird in der Literatur nicht explizit als Kernfunktion ange-

sprochen. Ich halte diesen Punkt allerdings für sehr relevant, da wirtschaftlicher Gewinn nötig 

ist, damit der Staat alle anderen genannten Funktionen überhaupt ausführen kann, speziell das 

Bereitstellen sozialer Dienstleistungen. Dieser Punkt beschreibt somit das Wirtschaftswachs-

tum, Auslandsverschuldung, wie viel das Land investiert und wie viel es verdient (durch 

Steuern oder Exporte). Es soll die Fähigkeit des Staates demonstrieren, das Land „am Laufen“ 

zu halten. Die Frage ist, ob ein Mangel an Finanzen zu Fragilität führen kann? Kurzfristig 

würde es den Staat wahrscheinlich schwächen, aber langfristig kann Geldmangel ernsthaft 

und nachhaltig die Stabilität des Staates schädigen. Wenn nicht genügend Geld für das Wohl-

befinden der Bevölkerung ausgegeben werden kann, aber dennoch andere Prioritäten der 

Machthaber finanziert werden, die nicht mit denen der Menschen konform laufen, dann gibt 

es Konfliktpotential. „[For undemocratic states,] decreasing and low GDP per capita levels 

[… were] almost as strong an indicator of failure as infant mortality levels”.49  

 

Die Côte d’Ivoire ist eines der höchstverschuldeten Länder dieser Welt.50 Das Land ist daher 

kontinuierlich Rückzahlungen an seine Gläubiger vorzunehmen und Bedingungen zu erfüllen. 

Jedoch war das nicht immer so. Zwischen 1960 und 1987 war die Côte d’Ivoire der größte 

Produzent von Kaffee und Kakao weltweit.51 Es gab keine Außenverschuldung. Die wirt-

schaftlichen Entwicklungen waren besonders interessant für die internationale Gemeinschaft, 

da kaum ein anderes Land mit einer Planwirtschaft ein solches Wirtschaftswachstum zu ver-

zeichnen hatte. 

In den frühen 80er Jahren kollabierten die Rohstoffpreise für Kaffee und Kakao. Da Houpho-

uët-Boigny bis 1989 die Erzeugerpreise nicht anpasste, brach die lokale Wirtschaft komplett 

zusammen.52 Durch die finanziellen Probleme des Staates intervenierten Weltbank und der 

                                                 
49 Vgl. Esty et. al. 1995: 9 
50 The World Bank 2010 
51 Vgl. Crook 1989: 208 
52 1978 fiel der Preis für Kakao auf 25% seines Wertes. (Vgl. Crook 1990: 649) Im Prinzip hätte sofort eine 
Anpassung der Erzeugerpreise durch die Caisse de Stabilisation erfolgen müssen. Dennoch verpasste oder igno-
rierte FHB diese Tatsache. Das Problem war nun, dass die Caisse die Farmer für die Verluste entschädigen 
musste und rutschte damit selbst ins Minus. Der Erzeugerpreis lag bei C.F.A. 700 und der Weltmarktpreis bei 
C.F.A. 350. Die Differenz musste die Caisse de Stabilisation jedem Bauern auszahlen und alle Ersparnisse des 
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Internationale Währungsfond (IWF) mit Strukturanpassungsprogrammen (SAP), die die Wirt-

schaft wieder ankurbeln sollten. Die neoliberale Ausrichtung der Programme forderte Markt-

öffnung und Abschaffung des „marketing boards“. 1990 konnte der Präsident seine Farmer 

nicht mehr vor der Marktöffnung schützen. Die Folge dieser Wirtschaftskrise waren soziale 

Missstände, Arbeitslosigkeit in den Städten und ein rasantes Bevölkerungswachstum lasteten 

schwer auf den Kapazitäten des Landes.  
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Abbildung 2: Außenverschuldung der Côte d’Ivoire, 1970-200653 

 

Die Außenverschuldung nahm durch die SAPs Anfang der 80er stark zu. Während sich die 

Wirtschaft in der zweiten Hälfte langsam erholte, vor allem durch gestiegene Kakao- und 

Kaffeepreise am Weltmarkt, litt die Bevölkerung unter den sinkenden Ausgaben für soziale 

Dienstleistungen. Für 2004 schreibt Ogunmola: “The average inflation rate is now 30% while 

economic growth has shrunk from 2.4% to 1.4% in 2004 and worst still, the Bank has sus-

pended most of its on-going projects in Côte d’Ivoire […]. The protracted crises are gradually 

crippling the economy and has bent the economy on its knees”.54 Aufgrund der starken Ab-

hängigkeit von Kaffee- und Kakaopreisen ist das Land besonders anfällig für Fluktuationen 

                                                                                                                                                         
Staates verschwanden innerhalb weniger Jahre. Erst 1989 wurde der Erzeugerpreis dann auf C.F.A. 200 runter-
gesetzt.  
53 The World Bank 2009. Abbildung von Autorin erstellt. Die Weltbank definiert Außenverschuldung wie folgt: 
“Total external debt is debt owed to nonresidents repayable in foreign currency, goods, or services. Total exter-
nal debt is the sum of public, publicly guaranteed, and private nonguaranteed long-term debt, use of IMF credit, 
and short-term debt. Short-term debt includes all debt having an original maturity of one year or less and interest 
in arrears on long-term debt. Data are in current U.S. dollars.” The World Bank: World Development Indicators. 
External debt stocks, total (DOD, current US$). 
54 Ogunmola 2007: 119. Jeune Afrique In: Ebd. 
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des Weltpreises. Die Kakaoproduktion des Landes steuert derzeit 40% zur globalen Produkti-

on bei. Die Einnahmen betragen jährlich ungefähr US$1,4 Milliarden.55 Die Wirtschaftsleis-

tung des Staates ist zudem stark durch korrupte Machenschaften eingeschränkt. „Although 

private companies comprise the core of the economy, several important state companies con-

tinue to exist, including in the lucrative oil sector, and are not sufficiently regulated to mini-

mize opportunities for corruption.”56 Trotz allem stieg das BIP pro Kopf in den Jahren 2005 – 

2008 von $850 auf $1137.57  

 

2.6 Soziale Dienstleistungen 

Soziale Dienstleistungen sollten vom Staat bereitgestellt werden. Sie beinhalten unter ande-

rem die Arbeits-, Gesellschafts-, Wirtschafts-, Bildungs- und Umweltweltpolitik, sowie die 

Bereitstellung von Wasser und Sanitäranlagen, einer Verkehrsinfrastruktur und Energiever-

sorgung. Des Weiteren beschreiben sie die Ressourcenverteilung des Staates.58 Diese spiegelt 

sich in den ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechten der Menschen wider (ESC).59 Zu 

diesen Rechten gehören das Arbeitsrecht, das Recht auf Gesundheit, Bildung, einem ange-

messenen Lebensstandard, Familienleben, sozialer Sicherheit und dem Recht am kulturellen 

Leben teilzunehmen. Wenn der Bevölkerung diese Rechte versagt bleiben, dann scheitert der 

Staat in der Funktion soziale Dienstleistungen bereitzustellen. Die Crise Working Group 

nennt es auch “failure in service entitlements”.60 Das Scheitern dieser Funktion kann man 

durch den Human Development Index (HDI) messen. Dieser Indikator misst die Lebenser-

wartung (als Zeichen für die Gesundheit der Bevölkerung), die Alphabetenrate und die Ein-

schreibungsrate auf Grundschulebene (Bildungsstand der Menschen), sowie dem BIP pro 

Kopf (als Zeichen für den Lebensstandard). Der HDI bietet die Grundlage internationaler 

Ländervergleiche und Beobachtungen zur Entwicklung der einzelnen Staaten. Je niedriger der 

Wert, umso schlechter die Lebenslage der Bevölkerung. Daraus lässt sich schließen, wie sehr 

ein Land in der Lage ist, die Grundbedürfnisse seiner Bürger zu befriedigen. Kritische Stim-

men melden allerdings, dass es wohl kaum möglich sei, menschliche Entwicklung an ein paar 

Indikatoren fest zu machen. Darüber hinaus wird die Universalität dieser Grundbedürfnisse in 

                                                 
55 Freedom House 2010: 16 
56 Ebd. 
57 The World Bank (2009): World Bank Indicators. GDP per capita (current US$) 
58 Vgl. Schneckener 2006: 14 
59 The International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights (ESC) was adopted by the United Na-
tions and came in force in 1976. Almost all countries have signed it and the majority ratified the contract. Vgl. 
OHCHR 
60 Vgl. Stewart/Brown 2009: 3 
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Frage gestellt. Außerdem, gibt ein Indikator immer nur einen durchschnittlichen Wert an und 

beachtet nicht die lokalen Unterschiede. Der HDI ist jedoch eine vielzitierte Quelle und über-

zeugt mit einer aktuellen und umfangreichen Datensammlung, sodass er auch in dieser Arbeit 

als Datenquelle dient. Ein weiterer Faktor, der die Lebensbedingungen der Menschen verdeut-

lichen kann, ist die Kindersterblichkeit. Sie gibt Hinweise in Bezug auf Gesundheitszustände, 

sanitäre Bedingungen, Zugang zu sauberem Wasser und sozialen Einrichtungen. Die Kinder-

sterblichkeitsrate könnte ein guter Indikator sein um fragile oder schwache Staatlichkeit zu 

zeigen.61 Wie eben erwähnt, ist auch die Ressourcenverteilung des Staates eine Dienstleis-

tung, die den Transfer der Gewinne des Staates auf die Menschen beschreibt. Jedoch können 

Korruption und Vetternwirtschaft diesen Prozess stören. Die Legitimität des Staates kann da-

durch in Frage gestellt werden, wie bereits unter 2.2 diskutiert wurde. Der Staat soll zudem 

eine Wirtschaft betreiben, in der die Menschen durch Arbeit ein Einkommen erzielen, mit 

dem sie ihren Lebensstandard erhalten. Versagt der Staat, entsteht Arbeitslosigkeit. In Ent-

wicklungsländern, wo die Landwirtschaft die größte Einkommensquelle darstellt, kann durch 

niedrige Preise und fehlende Absatzmärkte das Einkommen zu gering sein um Familien er-

nähren zu können. Ein großer informeller Sektor und bedeutende Einkommensungleichheiten 

sind Zeichen dieser Misswirtschaft. Einkommensdifferenzen können zudem auf die Existenz 

einer Elite bzw. einer ökonomischen Exklusion bestimmter Bevölkerungsteile hinweisen. An-

hand des Gini-Index ist es möglich, diese Kluft zwischen Reichen und Armen zu messen.  

 

Beim HDI Ranking ist 0 der niedrigste und 1 der höchste Wert. Die Côte d’Ivoire liegt mit 

einem Wert von 0,484 derzeit auf dem 163. Platz von 182 Ländern. „Between 1990 and 2007 

Côte d'Ivoire's HDI rose by 0.26% annually from 0.463 to 0.484 today“62 Die einzelnen Werte 

zu Bildung, Gesundheit und Lebensstandard werden dann im nächsten Kapitel untersucht. Die 

Kindersterblichkeitsrate sank seit 1990 von 150 Kindern unter 5 Jahre (bei 1000 Lebendge-

burten) auf 114 in 2008.63 Daran ist eine positive Tendenz erkennbar, dass sich die Lebens-

umstände der Bevölkerung verbessern. Jedoch ist der HDI sehr niedrig und die Kindersterb-

lichkeitsrate noch immer sehr hoch, sodass anhand dieser Daten davon auszugehen ist, dass 

der Staat mit seinen sozialen Dienstleistungen die Menschen nicht erreicht.  

Der Wert des Gini Index lässt vermuten, dass die Ressourcenverteilung im Land nur bestimm-

ten Gruppen zugute kommt. Bei perfekter Gleichverteilung der Ressourcen wäre der Index 0, 

bei vollkommener Ungleichverteilung steht er bei 100. Im Jahr 1995 lag die Côte d’Ivoire bei 

                                                 
61 Vgl. Esty et. al. 1995: 9 
62 UNDP 2009 
63 MDG Indicators 
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36,7. Ein paar Jahre später, 2002, ist er extrem angestiegen, auf 44,6.64 Der Anstieg dieses 

Werts ist mit der politischen Spaltung des Landes zu erklären. Da der Norden sich zunehmend 

vom Süden abspaltete, wurde das Gewaltmonopol der Regierung auf den Süden einge-

schränkt. Demnach war die nördliche Bevölkerung von sozialpolitischen Leistungen der Re-

gierung abgeschottet. Ein weiterer Indikator der ESC ist das Recht auf Arbeit. Der Staat muss 

ein wirtschaftliches Umfeld schaffen, in dem die Menschen arbeiten können. Der informelle 

Sektor der Côte d’Ivoire lag 1999/2000 bei 39,9% des BIP. Das liegt leicht unter dem gesamt-

afrikanischen Durchschnitt von 42%.65 Ein so hoher Wert lässt darauf schließen, dass es for-

melle Arbeit entweder nicht gibt oder sie zu geringfügig bezahlt wird. Anhand dieser Indika-

toren stellt man fest, dass sich die ivorische Bevölkerung in ärmlichen Zuständen befindet und 

der Staat seine sozialpolitischen Aufgaben nicht erfüllt.  

 

Anhand der einzelnen Kernfunktionen, die ein Staat zu erfüllen hat, lässt sich deutlich erken-

nen, dass die Côte d’Ivoire fast jede dieser Funktionen nicht oder nur unzureichend erfüllt. 

Die Tendenzen gehen zwar alle seit dem Ende des Bürgerkriegs 2007 in eine positive Rich-

tung (außer der Legitimität), dennoch sind die Zahlen schwach und viele Menschen befinden 

sich in Armut. Die Côte d’Ivoire ist damit ein fragiler Staat. Sie befindet sich im Ranking des 

State Failure Index 2010 auf dem 12. Platz mit dem Status „alert“. Der Staat ist allerdings 

nicht gescheitert, weil es ein Mindestmaß an Funktionen gibt, die erfüllt werden. Vor allem 

im ökonomischen Bereich spielt die Côte d’Ivoire durch den Anbau von Kaffee und Kakao 

eine wichtige Rolle. Jedoch profitieren Bauern nur geringfügig von den Gewinnen. Die Auto-

rität der Gbagbo Regierung ist zwar nicht komplett wiederhergestellt, aber die Spaltung des 

Landes ist aufgehoben und administrative Aufgaben werden auch im Norden wieder über-

nommen. Die physische Sicherheit der Menschen ist derzeit gewährgeleistet, da es zu keinen 

größeren gewalttätigen Auseinandersetzungen gekommen ist. Dennoch bleibt die Lage ge-

spannt durch die kontinuierliche Waffenzufuhr aus dem Ausland und den schwachen Fort-

schritten was die Entwaffnung der Rebellen betrifft. Der HDI zeigt, dass die Menschen einen 

schlechten Zugang zu Bildung und Gesundheitseinrichtungen haben. Ihr Lebensstandard ist 

gering und es herrscht Armut. Welche Strategien die Armut der Menschen reduzieren kann, 

ist Hauptthema dieser Arbeit. Gerade unter den genannten strukturellen Schwierigkeiten eines 

fragilen Staates, gilt es zu überlegen welche Maßnahmen sinnvoll wären. Was aber genau 

Armut ist und in welcher Form die Ivorer davon betroffen sind, soll im folgenden Kapitel 

analysiert werden. 
                                                 
64 CIA World Factbook 
65 Schneider 2002: 5. Zum Vergleich, der informelle Sektor in Deutschland betrug 16,3% des BIP. 
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3 Was ist Armut? 

Diese Frage ist nicht leicht zu beantworten, da Beschreibungen und Messungen teilweise sehr 

unterschiedlich sind. Ist Armut monetär? Ist es ein Mangel an materiellen Gütern oder etwas 

ganz individuelles? Kann man sagen jemand ist arm, auch wenn er oder sie sich nicht arm 

„fühlt“? Die verschiedenen Ansätze sollen in diesem Kapitel kurz vorgestellt werden. In Fol-

ge wird überlegt, wie Armut überhaupt entstehen kann. Danach gehe ich wieder zurück zur 

Côte d’Ivoire und versuche Armut in diesem speziellen Fall darzustellen. 

 

3.1 Die Definitionen 

Armut ist ein viel diskutiertes und recherchiertes Thema und man findet zahlreiche Definitio-

nen und Erklärungen. Durch die Vielfalt unterscheiden sich die Statistiken und Berichte der 

einzelnen Organisationen erheblich. Einigkeit herrscht allerdings darüber, dass Armut ein 

multidimensionales Phänomen ist. Das heißt, dass Armut nicht allein durch einen Indikator 

bestimmt werden kann, sondern ein komplexes Problem darstellt, dessen Ursachen weitrei-

chend sind. Im Grunde unterscheidet man zwischen „absoluter Armut“ und „relativer Armut“. 

Absolute Armut heißt, dass Menschen bestimmte Grundbedürfnisse nicht decken können. Das 

wird durch Armutsgrenzen gemessen, die von der Weltbank festgelegt sind. Die derzeitige 

Armutsgrenze wurde auf US$ 1,25/Tag festgelegt. Menschen, deren Einkommen unterhalb 

dieses Betrags liegen, gelten als arm. Wenn man nun bedenkt, dass es auch arme Personen 

gibt, die mehr als US$ 1,25 pro Tag verdienen, muss man sich fragen wie nützlich diese Ar-

mutsschranken wirklich sind. Die absolute Armutsschranke wird meistens nur für Messungen 

in Entwicklungsländer herangezogen. Für Armutsmessungen in anderen Staaten misst man 

die relative Armut. Relative Armut berechnet den Lebensstandard und das Einkommen einer 

Person in Relation zu dem, was in seiner Gesellschaft „normal“ ist. Wenn der Lebensstandard 

einer Person weit unter dem Durchschnitt liegt, gilt sie als arm. Das Einkommen kann aber 

mehr als US$ 1,25 pro Tag betragen. Das heißt, dass relative Armut in jedem Land unter-

schiedlich sein kann.66 Jedoch konzentrieren sich diese Armutsdefinitionen zu sehr auf die 

ökonomischen Fähigkeiten einer Person. “Standard definitions of poverty usually focus on the 

lack of income or economic deprivation. But poverty also encompasses the lack of access to 

an education, basic healthcare or clean drinking water, or to influence political processes and 

                                                 
66 Vgl. EAPN 
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other factors that matter to people.”67 „Andere Faktoren, die für Menschen wichtig sind“, ist 

nicht gerade eine eindeutige Aussage um Armut zu definieren. Aber vielleicht ist es auch 

nicht so einfach Armut genau zu beschreiben. Amartya Sens Ansatz deutet darauf hin, dass 

Armut generell nur individuell fühl- und messbar ist.68 Er beschreibt, dass Menschen arm 

sind, wenn sie bestimmte Fähigkeiten nicht besitzen. Zum Beispiel, kann es in einer Region 

zwar Schulbildung geben, aber ein Rollstuhlfahrer kann davon nicht profitieren, wenn die 

Schulräume für ihn nicht erreichbar sind. Das bedeutet, dass jeder auf einer individuellen E-

bene Armut erfährt. Dieser Ansatz hat in den 90ern auch Eingang in das internationale Ver-

ständnis von Armut gefunden und wurde bei neuen Methoden zur Messung von Armut zum 

Teil berücksichtigt. In dieser Zeit entstand der Human Poverty Index (HPI)69 der Vereinten 

Nationen. Dieser soll allerdings im Laufe dieses Jahres durch einen neuen Index ersetzt wer-

den, dem Multidimensional Poverty Index (MPI)“.70 Sowohl der HPI als auch der MPI unter-

scheiden drei Bereiche der Armut: Gesundheit, Bildung und den Lebensstandard. Die Indika-

toren des HPI-1 sind: 

Gesundheit: - die Wahrscheinlichkeit nicht das 40. Lebensjahr zu erreichen 

Bildung: - die Analphabetenrate der Erwachsenen 

Lebensstandard: - Anteil der Bevölkerung, die keinen Zugang zu sauberem Wasser haben 

 - Untergewichtige Kinder 

Man muss dennoch hinzufügen, dass der HPI zwar Armut messen soll um internationale Ver-

gleiche anzustellen, dennoch ist er aufgrund von Mangel an Daten und Statistiken oft nur un-

zureichend. Neben den fehlenden wirtschaftlichen Mitteln und dem schlechtem Zugang zu 

Gesundheits- und Bildungseinrichtungen, kann Armut auch eine politische und kulturelle Di-

mension besitzen. Das heißt, dass Menschen die Teilhabe am politischen und kulturellen Le-

ben verwehrt bleibt. „Diese politische Armut erschwert auch die Selbstorganisation der Ar-

men, die die Herrschenden dazu zwingen könnte, sich mehr um die Belange zu kümmern.“71 

Man stellt also fest, dass die verschiedenen Facetten von Armut die Einschränkung der ECS 

(ökonomische und soziale Rechte), sowie der CP (zivile und politische Rechte) beschreibt, die 

beide zu den Menschenrechten gehören. Hinzu kommt noch der Faktor „Sicherheit“, dessen 

                                                 
67 UNDP.org 
68 Mehr Informationen dazu in: Sen, Amartya (1982): Poverty and Famines : An Essay on Entitlements and Dep-
rivation, Oxford: Clarendon Press. 
69 Man unterscheidet den HPI-1 und den HPI-2. Ersterer wird bei Entwicklungsländern angewendet und HPI-2 
gilt für Industrieländer. 
70 Vgl. UN Millennium Kampagne 
71 Nuscheler 2005: 147 
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Abwesenheit auch zu ärmlichen Situationen führen kann. Kriege und Katastrophen bedrohen 

die physische Sicherheit und haben große Auswirkungen sowohl auf die Nicht-Einhaltung der 

Menschenrechte, sowie dem Mangel an materiellen Gütern und eingeschränkten Zugang zu 

sozialen Einrichtungen. Eine soziale Absicherung kann Menschen vor dem Absturz in das 

Armutsloch schützen. „Die Menschen wollen Sicherheit vor allerlei Bedrohungen und Risiken 

haben und die Chance erhalten, ihr Leben selbst zu bestimmen. Die Einblicke in die Tiefen-

schicht der Armut fördert zutage, dass sie das Familienleben belastet und den sozialen Zu-

sammenhang gefährdet, der in Ermangelung materieller Güter Solidarität schafft.“72 Es ist 

schwer sich auf eine Definition festzulegen, da kaum ein Indikator die Multidimensionalität 

von Armut wiedergeben kann. Der HDI umfasst schon eine Vielfalt von Daten zur Armut, 

aber beinhaltet zum Beispiel nicht die politische und kulturelle Dimension. Bei der Darstel-

lung von Armut in der Côte d’Ivoire soll daher versucht werden ein umfassendes Bild wieder-

zugeben, indem mehrere Indikatoren und damit auch Definitionen zusammengefügt werden. 

 

3.2 Ursachen von Armut 

Diese Armutsdefinitionen und Messungen setzen auf dem Mikrolevel an, also der kleinsten 

Einheit in einem Staat, den Personen und Haushalten. Genau hier wird Armut sichtbar und 

messbar. Allerdings ist das nicht „der Ort“, wo Armut entsteht. Da es ein multi-dimensionales 

Problem ist, können Ursachen auch vielfältig sein und sich gegenseitig reproduzieren. Die 

folgenden fünf Ursachenkomplexe sollen nur als kurze Übersicht präsentiert werden, da die 

konkreten Ursachen im Einzelfall zu betrachten sind. 

Geografische Faktoren: Damit ist gemeint, dass es Regionen in Ländern gibt, die durch ihre 

geografische Lage benachteiligt sind. So zum Beispiel in der Sahara und in Gebieten, die re-

gelmäßig von Naturkatastrophen betroffen sind, wie Dürre oder Überflutungen.  

Schwaches Einkommen der Bevölkerung; Mangel an Bildung; Hunger und Unterernährung; 

Krankheiten und AIDS/HIV: Diese vier Punkte sind sowohl Auswirkungen als auch Ursachen 

von Armut. Man nennt diese Wechselwirkung auch die „Armutsfalle“. Es ist eine Situation in 

der sich die Armut der Menschen immer wieder reproduziert. Zum Beispiel haben die Eltern 

ein schwaches Einkommen und können ihre Kinder nicht in die Schule schicken. Aufgrund 

des geringen Bildungsstandes der Kinder werden diese auch wieder nur wenig verdienen. Ei-

ne Spirale der Armut wird in Gang gesetzt, aus der es schwer ist sich zu lösen.  

                                                 
72 Nuscheler 2005: 148 
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Konflikte, Kriege und Terrorismus: Dieser Punkt wurde im Punkt 2.3 schon genannt. Die Be-

drohung der physischen Sicherheit, sowie Kriegssituationen können Menschen in kurz- als 

auch langfristige Situationen der Armut versetzen. Vor allem durch Vertreibungen und Flucht 

sind Menschen nicht mehr in der Lage ihre landwirtschaftliche Produktion fortzusetzen und 

können damit sich selbst nicht ernähren oder Gewinne erzielen.  

Bevölkerungswachstum: „Mehr Menschen“ muss nicht unbedingt zu Armut führen, dennoch 

kann man in afrikanischen Ländern beobachten, dass das Bevölkerungswachstum einen 

nachteiligen Effekt auf die Bodennutzung und Landverteilung hat. Die steigende Nahrungs-

mittelnachfrage kann nicht gedeckt werden.  

Ein weiterer Grund ist schlechte Regierungsführung: Da die Regierung sich dazu verpflichtet, 

Menschenrechte zu wahren sowie Institutionen und öffentliche Güter bereitstellen muss, ist 

sie hauptverantwortlich für das Wohl der Gesellschaft. Durch Korruption, Vetternwirtschaft, 

schlechte und ungerechte Verteilung der Ressourcen sowie soziale Exklusion schiebt der Staat 

Teile seiner Bevölkerung in den Zustand der Armut.73 Welche dieser Ursachen auf die Côte 

d’Ivoire zutreffen und wie sie sich auswirken wird in den nächsten Punkten erläutert. 

 

3.3 Armut in der Côte d’Ivoire 

Laut dem Human Poverty Index 2009 steht die Côte d’Ivoire auf dem 119. Platz von 135 

Ländern.74 Der Internationale Währungsfonds ermittelte, dass die Anzahl der Armen sich im 

Gegensatz zur letzten Generation verzehnfacht hat und dass einer von zwei Menschen arm 

ist.75 „Wo“ die Armut am schlimmsten ist, verdeutlicht diese Grafik. 

                                                 
73 Mehr Informationen dazu auf Armut.de: http://www.armut.de/aspekte-der-armut_ursachen-und-folgen-der-
armut.php?mysid=nhldkfpu [5 Aug 2010] und dem bpb: 
http://www.bpb.de/publikationen/BO4DL5,1,0,Trinkwasserversorgung_und_Armut_in_SubSaharaAfrika.html 
[5 Aug 2010] 
74 Vgl. UNDP 2009 
75 Vgl. IMF 2009: 4 
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Abbildung 3: Armutsindikatoren nach Herkunft76 
 

Armut ist also vor allem ein Problem in den ländlichen Regionen. Die Anzahl der Menschen 

unter der nationalen Armutsschranke beträgt hier 62,45%, während es in der Stadt „nur“ 

knapp 30% sind. Der Zustand der Bevölkerung soll nun anhand einiger Zahlen dargestellt 

werden.  

3.3.1 Gesundheit 

Jahr Anteil der Bevölke-

rung ohne Zugang 

zu sauberem Wasser 

(in %) 

Kindersterblich-

keitsrate (0-1 Jahr) 

pro 1000 Lebend-

geburten 

HIV-infizierte 

Menschen, 15-

49 Jahre 

Antiretrovirale The-

rapie für Menschen 

im fortgeschrittenen 

HIV Stadium (%) 

2006/7 19 89 6 19 

2000/1 25 95 3,9  

1990 33 104   

Tabelle 1 : Gesundheit in Côte d’Ivoire77 

 

Anhand dieser ausgewählten Daten lässt sich eine leichte Verbesserung im Gesundheitsbe-

reich in den letzten 20 Jahren zeigen. Das sieht man vor allem an der Kindersterblichkeitsrate, 

                                                 
76 IMF 2009: 6; “Several types of indicators used to assess poverty: The poverty ratio (Po) measures the percent-
age of the population whose consumption expenditure is below the monetary poverty line. The poverty gap (P1) 
measures the average difference in percentage between the level of the welfare of poor population groups and the 
poverty line. It helps to calculate theoretically the minimum amount of additional resources to be allocated to 
poor population groups to bring them to the level of the monetary poverty line. The severity of poverty (P2) 
measures the average squares of the deviations between the consumption of poor people and the poverty line. It 
helps to accord relative importance to the poorest in a given group.” Ebd.  
77 Alle Daten von UN Data, Tabelle von Autorin erstellt 
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die allgemein den Gesundheitszustand einer Bevölkerung widerspiegelt. Sie umfasst indirekt 

Hinweise auf die gesundheitliche Verfassung der Gesellschaft, Zugang zu Medikamenten und 

sauberen Sanitäranlagen, sowie entfernt auch Zugang zu Gesundheitseinrichtungen. „12% of 

the poor have no access to a health center and 26% of the poor have no access to a general 

hospital“.78 Trotz sinkender Kindersterblichkeitsrate ist die Zahl für 2007 noch immer sehr 

hoch. Von 1000 Lebendgeburten sterben im ersten Jahr 8,9% der Kinder.  

Einen schnellen Anstieg sieht man bei den HIV-infizierten Menschen. Man kann davon aus-

gehen, dass die eigentliche Zahl noch viel höher ist, da die Zahlen zu HIV erkrankten Men-

schen schwierig ist zu ermitteln. Dafür gibt es mehrere Gründe. Einmal gehen nicht alle Er-

krankten zum Arzt und sind daher schlecht zu erfassen. Das Stigma mit dem AIDS behaftet 

ist, ist zudem Anlass, dass erkrankte Personen nicht zugeben, dass sie HIV-positiv sind. Es 

kann demnach weder durch Feldforschung noch durch Gesundheitsstatistiken des Landes eine 

genaue Zahl ermittelt werden. Bei einer Datensammlung von UNICEF in den Jahren von 

2003-2008 wurde festgestellt, dass nur circa 18% aller Frauen zwischen 15 und 24 Jahre um-

fassendes Wissen zu HIV haben. Die rasant ansteigende Zahl der AIDS-kranken Menschen 

wird zunehmend zu einem entscheidenden Kriterium für Armut. Da mittlerweile große Teile 

der Bevölkerung daran erkrankt sind und die gesundheitliche Versorgung unzureichend ist 

(nur 19% aller Infizierten bekommen antiretrovirale Medikamente!), zählt die Côte d’Ivoire 

immer mehr AIDS-Waisen. Neben der psychischen Belastung für Familie und Betroffene 

kommt hinzu, dass einfach eine Arbeitskraft fehlt und zusätzliche Kosten für Medikamente 

schwer zu bezahlen sind. Viele Krankheiten sind vermeidbar, wenn die hygienischen Bedin-

gungen stimmen. Noch immer haben 19% der Bevölkerung keinen Zugang zu sauberem Was-

ser. Das sind circa 3,7 Millionen Menschen. Neben den hygienischen Bedingungen in den 

Haushalten sind die Versorgung und der Zugang zu Gesundheitseinrichtungen, vor allem auf 

dem Land, nur spärlich. Auf 10.000 Einwohner kommt ein Arzt. Zum Vergleich, in Deutsch-

land sind es 34 Ärzte79. 

 

 

 

 

                                                 
78 IMF 2009: 10 
79 Vgl. UN Data. physicians per 10000 people, 2006 
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3.3.2 Bildung 

Jahr Einschulungs-

rate in Primär-

schule,  

weiblich 

(in %) 

Einschulungs-

rate in  

Primärschule, 

männlich 

(in %) 

Primärschul- 

abgänger, 

weiblich 

(in %) 

Primärschul- 

abgänger, 

männlich 

(in %) 

Analphebtismus-

rate  

der Erwachsenen 

(ab 15 Jahren, 

in %) 

2007   36,4 52,9 51,3 

2000 44,8 61,1 30,2 48,0 54,3 

1991   32,2 54,7  

Tabelle 2: Bildung in Côte d’Ivoire80 

 

Im Jahr 2000 wurden 61,1% aller Jungen eingeschult, aber nur 48% haben die Grundschule 

auch beendet. Bei den Mädchen ist die Zahl noch signifikanter. Über zwei Drittel aller Mäd-

chen absolvieren nicht die Grundschule! Das schlägt sich nieder auf die Analphabetisierungs-

raten. Mehr als die Hälfte aller Ivorer können nicht richtig Schreiben und Lesen. In der PRSP 

Evaluation hat man außerdem analysiert, dass arme Bevölkerungsgruppen in der Stadt gebil-

deter sind, als die Armen auf dem Land. „ In urban areas 30.5% of the educated poor have 

primary school education, 15.6% secondary education and 0.9% higher education. In rural 

areas, the rates are respectively 27.2%, 6.3% and 0.1% for the same levels.”81 Das liegt vor 

allem daran, dass der Zugang zu Bildungseinrichtungen, die über die Grundschule hinausge-

hen, auf dem Land nur schwer erreichbar ist. 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
80 Alle Daten von UN Data, Tabelle von Autorin erstellt 
81 IMF 2009: 8 
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3.3.3 Lebensstandard 

Jahr Anteil der Bevölkerung 

ohne Zugang zu sauberen 

Sanitäranlagen, 

urban (in%) 

Anteil der Be-

völkerung ohne 

Zugang zu  

sauberen Sani-

täranlagen, 

ländlich (in %) 

Anteil der  

Bevölkerung, 

die unter 1$ 

(PPP) pro Tag 

lebt (in %) 

Kinder unter 5 

Jahren mit  

mäßigem bis 

starkem  

Untergewicht 

(in %) 

2006 62 88  20,2 

2000 62 90 23,3 (2002) 82 17,2 

1994   17,8 (1993) 83 23,8 

Tabelle 3: Lebensstandard in Côte d’Ivoire84 

 

Der Lebensstandard lässt sich anhand einiger Indikatoren schwach umreißen. Lebensstandard 

kann in den verschiedenen Gesellschaften natürlich viele Bedeutungen und unterschiedliche 

Prioritäten haben. Die hier aufgeführten Indikatoren jedoch, das Einkommen, die Ernährung 

und der Zugang zu sauberen Sanitäranlagen, werden als wichtige Indizien gesehen das Befin-

den von Gesellschaftsgruppen zu beschreiben. Eine gute und ausreichende Ernährung ist ü-

berall wichtig. In armen Gesellschaften gibt es oft einen Mangel an Nahrungsmitteln. In der 

Côte d’Ivoire leiden 20,2% der Kinder unter fünf Jahren an Untergewicht. Dieser Indikator ist 

ausschlaggebend, da Untergewicht eine Folge langwieriger Mangelernährung ist. Zudem ist 

besonders auf dem Land der hygienische Lebensstandard nur schwach ausgeprägt. 88% der 

ländlichen Bevölkerung haben keinen Zugang zu sauberen Sanitäranlagen. Schließlich ist 

auch das Einkommen ein entscheidender Faktor der Armut. Wenn man die Armutsschranke 

von 1$ pro Tag nimmt, dann liegen 23,3% der Bevölkerung darunter. Nimmt man aber die 

nationale Armutsschranke muss man feststellen, dass knapp die Hälfte der Menschen als arm 

gelten. 

3.3.4 Politische Armut 

Die politischen Rechte einer Person sind Teil der Menschenrechte und wurden schon unter 

Punkt 2.2 angesprochen. Neben der materiellen Armut, sowie einer schlechten Lebenssituati-

                                                 
82 The World Bank (2009): Word Development Indicators 
83 Ebd. 
84 Daten von UN Data, Tabelle von Autorin erstellt 
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on (Gesundheit, Bildung etc.), spielt auch die politische Armut eine Rolle. Wenn Menschen 

ihre politischen Rechte nicht ausüben können, ist es schwer, strukturelle Veränderungen von 

der Regierung bzw. den Machthabern einzufordern. Die Einhaltung der Rechte wird von 

Freedom House analysiert und wurde schon diskutiert. Es ist dennoch zu betonen, dass die 

„Armen“ Probleme haben sich an administrative oder politische Vertreter zu wenden. „[The] 

poor often do not have access to service of administration such as police stations (25%), the 

city hall (22%), the prefecture (25%), the sub-prefecture (17%) and justice (38%).”85 Ein wei-

teres Problem auf dem Weg aus der Armut stellt die Sicherheitslage im Land dar. Durch den 

kontinuierlichen Umlauf von Kleinwaffen und immerwährender militärischer Ausrüstung der 

Rebellengruppen ist die Sicherheit der Bevölkerung nicht gegeben.  

3.3.5 Einkommen und Produktionsmittel 

Ein Hauptmerkmal von Armut sind geringes Einkommen und wenig materielle Güter. Ein 

angemessenes Einkommen ist meistens der erste Schritt der Armut zu entkommen, jedoch ist 

die Arbeitslosenrate sehr hoch. Vor allem in den urbanen Gebieten, wo man sich kaum durch 

Subsistenzwirtschaft ernähren kann, sind junge Leute von dem schlechten Arbeitsmarkt be-

troffen. “The majority of the unemployed are young, as 2/3 of them are under 30 years. The 

significant fact is that unemployment begins early among the poor category, namely those 

aged under 20 years represent the quarter of the unemployed poor as against 15 % among the 

unemployed non-poor.”86 Die Landwirtschaft ist noch immer der wirtschaftliche Zweig, in 

dem die meisten Ivorer arbeiten und in dem die größten staatlichen Gewinne gemacht werden. 

Insgesamt sind 68% der Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig.87 Allein die Kakaoindustrie 

beschäftigt ungefähr 40% der ivorischen Bevölkerung.88 Daraus folgt, dass Landzugang und 

die Möglichkeit darauf zu wirtschaften die wichtigsten Grundlagen für ein Einkommen sind. 

In der Côte d’Ivoire kann man jedoch genau in diesem Punkt große Defizite vermerken. Der 

Streit um Landzugang wurde im vorhergehenden Kapitel schon erwähnt. Die Frage wem wel-

ches Land gehört erzeugt seit einigen Jahren inter-ethnische Spannungen, vor allem im Wes-

ten des Landes. Die Landaufteilung zwischen Einwanderern und lokaler Bevölkerung wurde 

in den letzten 15 Jahren auch zur politischen Mobilisierung verwendet, vor allem von der FPI, 

Gbagbos Partei. Ihre Wahlpropaganda zielte auf Wählerstimmen von der einheimischen Be-

völkerung im Süden, indem sie sich gegen die Migranten aussprachen. Das 1998 eingeführte 

Bodenrecht ist jedoch noch immer unbekannt für den Großteil der Bevölkerung. Des Weiteren 
                                                 
85 IMF 2009: 11 
86 Ebd. 
87 Vgl. CIA World Factbook 
88 Vgl. Freedom House 2010: 16 
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ist der Landzugang vor allem für Haushalte mit weiblichem Familienvorstand sehr schwierig, 

da sie meistens ein Einverständnis eines männlichen Verwandten benötigen.89 Die ungleiche 

Landvergabe für Frauen und Migranten (nationale und internationale) sind Ursachen für Ar-

mut. Zudem ist das rasante Bevölkerungswachstum eine drückende Last für die Landvergabe 

und dem Erwirtschaften ausreichender Ressourcen.  

 

Côte d’Ivoire Population Growth 1950-2004, 
in thousands
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Abbildung 4: Bevölkerungswachstum in der Côte d’Ivoire, 1950-2004 90 

 

Wie man sieht, hat sich die ivorische Bevölkerung in den letzten 50 Jahren mehr als verdrei-

facht. Das Wachstum kann mit den hohen Migrantenströmen aus Burkina Faso und den Län-

dern der Sahelzone erklärt werden. Neben dem Produktionsmittel „Land“ werden auch inno-

vative Agrartechnologien benötigt, um Fortschritt in Wirtschaft und Produktion zu erreichen. 

Aber auch der Zugang zu neuen, effizienteren Technologien ist problematisch. Die geringere 

Produktivität ist in jedem Fall nachteilig um am nationalen und internationalen Markt konkur-

rieren zu können. 

Zusammenfassend für diesen Punkt sind folgen Merkmale zu erwähnen. Armut ist vor allem 

im Norden des Landes vorherrschend, also der Region die in den letzten Jahren unter der Füh-

rung der Rebellentruppen lebte. Die Farmer im Norden produzieren vor allem Baumwolle,  

Getreide und halten Nutztiere. Die Farmer im Süden arbeiten im Kakao- und Kaffeeanbau. 

Der Süden ist allerdings auch zunehmend von Armut betroffen, aufgrund der Marktpreis-

schwankungen für Kaffee und Kakao. Die Ärmsten der Bevölkerung sind landlose Menschen. 

                                                 
89 International Fund for Agricultural Development 2001 In: Aka, Bédia 2007: 27 
90 Penn World Tables. Grafik von Autorin erstellt. 
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Das betrifft vor allem Frauen und junge Menschen. Daher ist der fehlende Zugang zu Land 

eine der Hauptursachen für Armut in der Côte d’Ivoire.91  

 

Diese Punkte haben nun gezeigt, was Armut für die ivorische Bevölkerung bedeutet. Während 

man hier nur ansatzweise die Ursachen für Armut findet, werden durch intensivere Analyse 

die strukturellen Armutsursachen deutlicher erkennbar. Da eine Diskussion um die Ursachen 

auch gleich Rückschlüsse auf Intervention und Verbesserungen gibt, fließt diese Darstellung 

in das nächste Kapitel.  

                                                 
91 Vgl. Rural Poverty Portal 
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4 Armutsreduktionsstrategien 

4.1 Ursachenanalyse für Armut in der Côte d’Ivoire 

4.1.1 Schlechte Regierungsführung 

Die Côte d’Ivoire ist ein fragiler Staat. Was das bedeutet, wurde im ersten Kapitel ausführlich 

erklärt. Neben der unzureichenden Legitimation der derzeitigen Regierungsführung ist die 

schlechte Administration und eine generelle Ineffizienz der gesamten Regierungsstruktur Ur-

sache für die Armut vieler Menschen. Probleme und Hindernisse sind Ergebnis einer geringen 

Etablierung, unzureichender Sozial- und Wirtschaftspolitik und Korruption. „Schlechte Re-

gierungsführung, interessengeleitete Misswirtschaft verbaut also wirtschaftliche Optionen, 

stärkt die Starken im Verteilungskampf und verschärft damit tendenziell Armut.“92 Um hier 

Gegenmaßnahmen einzuleiten, ist vor allem ein Kommunikationsprozess auf internationaler 

Ebene gefragt. Es wäre möglich durch politischen Druck oder diplomatische Initiativen auf 

die Gbagbo/Soro Regierung einzuwirken. Denn genau auf der politischen Ebene ist die Pro-

duktion von Armut angesiedelt. Rauch meint, dass durch die Wirtschaft und natürliche Be-

dingungen begrenzte Möglichkeiten im Land geschaffen werden. Wer diese Möglichkeiten 

nutzen kann, das wird von den politischen Institutionen und den soziokulturellen Faktoren 

entschieden.93 Armutsreduktionsstrategien müssen also helfen Korruption, Elitenförderung 

und ungleiche Verteilung der Ressourcen zu attackieren. Um die Regierung von den finanziel-

len Schulden zu entlasten, wurde die Côte d’Ivoire schon in HIPC-Initiative aufgenommen.94 

Das Land befindet sich derzeit auf der ersten Stufe (pre-decision point) und wird nur unter 

bestimmten Bedingungen in die nächste Stufe (decision point) gelassen, das heißt, wenn es 

gute Regierungsführung zeigt. Eine Entschuldung würde dem Land die Möglichkeit geben 

sich wieder auf Sozialausgaben zu konzentrieren. Es läuft aber auch Gefahr wieder neue Kre-

dite aufzunehmen und sich langfristig von Neuem zu verschulden. Wie die Armut konkret in 

den sozioökonomischen Bereichen entstehen konnte, wird in den folgenden Punkten darge-

stellt. 

                                                 
92 Rauch 2007: 221 
93 Vgl. Ebd.: 222 
94 Heavily Indebted Poor Countries (HIPC) sind von der Weltbank ausgewählte Länder, die im Rahmen einer 
Entschuldungsinitiative bestimmte Phasen durchlaufen müssen, um Schulden gestrichen zu bekommen. 
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4.1.2 Sozialpolitik 

Wieso gibt es so viele Analphabeten in der Côte d’Ivoire? Warum sterben so viele Kinder 

bevor sie ihr erstes Lebensjahr erreicht haben? Wie kann es sein, dass gerade mal ein Drittel 

aller Mädchen die Grundschule beenden? Wenn man ein Bild von den strukturellen Zusam-

menhängen hat, die diese soziale Armut hervorrufen, kann man erste Rückschlüsse auf Ver-

besserungen und Reformen ziehen. 

Generell ist festzustellen, dass bei hohem Schuldendienst eines Landes, bei den sozialen Aus-

gaben eingespart wird. Anhand der Folgen der Strukturanpassungsprogramme kann man diese 

Tatsache gut nachvollziehen. Als die Schulden Anfang der 90er Jahre stark stiegen und Mitte 

der 90er ihren Höhepunkt erreichten, konnte man auch beobachten, wie die Ausgaben für Bil-

dung und Gesundheit sanken (siehe dazu Tabelle 2: Bildung in Côte d’Ivoire). 1992 wurden 

noch 6,7% des BIP für Bildung ausgegeben wurden. 1998 hingegen, lag der Wert nur noch 

bei 3,7%.95 Als 2000 der Schuldensatz wieder anstieg, ließ sich das gleiche Phänomen bei den 

Gesundheitsausgaben beobachten. 2000 beliefen sich die Ausgaben auf 5,3% des BIP und 5 

Jahre später waren es noch 3,9%.96 Solche Einsparungen haben mehrere Konsequenzen. Zum 

einen lässt sich eine Qualitätsabnahme für beide Sektoren verzeichnen. Zudem werden Leh-

rergehälter gekürzt. Das Lehrpersonal wandert entweder ab oder ist demotiviert, weil die 

Löhne so niedrig sind. Die Problematik gilt für alle öffentlichen Angestellten.97  

 

“Reduction in government expenditures took a toll on social wellbeing of the people, as user 

fees were introduced into the national health system, and education budgets were cut. In addi-

tion, increased debt burden tied down the Cote d’Ivoirian government and repayment came in 

the form of more government cuts in health and education budgets.”98 

4.1.2.1 Bildung 

Im Punkt 3.3.2 hat man gesehen, dass noch nicht mal die Hälfte aller Kinder die Grundschule 

abschließt. Woran liegt das? Eine Erklärung wäre, dass eventuell die Schulgebühren zu hoch 

sind, allerdings findet man dazu kaum Informationen. Welche anderen Ursachen gibt es? Es 

liegt hauptsächlich am geringen Einkommen der Familien, die es notwendig macht die Kinder 

arbeiten zu lassen. Auch der Zugang zu Schulen ist oft schlecht und die mangelnde Qualität 

                                                 
95 The World Bank 2009 
96 UN Data. WHO Statistics 200 
97 Vgl. Raffinot 1997 
98 ILRF 2004: 7 
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der Bildungseinrichtungen reduziert die Möglichkeiten der Schulbesucher sich weiterzubil-

den. 

Wie schon mehrfach erwähnt, hängt das Einkommen vieler Familien von der landwirtschaftli-

chen Produktion ab. Je größer die Armut des Haushaltes umso mehr ist die Familie auf die 

Hilfe der Kinder angewiesen, die dann auf den Feldern mitarbeiten müssen. Wenn Kinder im 

Alter von 5-12 ökonomisch aktiv sind, dann spricht man von Kinderarbeit.99 UNICEF und die 

Weltbank schätzen die Anzahl der im Jahr 2000 ökonomisch aktiven Kinder zwischen 7 und 

14 Jahren auf 40,7%. Bei den betroffenen Mädchen sind es über die Hälfte, die nur arbeiten 

und ca. 46% die sowohl arbeiten als auch zur Schule gehen. Bei den ökonomisch aktiven Jun-

gen gehen über 60% in die Schule und arbeiten.100 Das US State Department schätzt, dass 

ungefähr 15000 Kinder allein auf den Kakao-, Kaffee- und Baumwollfarmen arbeiten.101 „The 

probability of staying in school depends positively on the educational level already attained, 

negatively on the quantity of land owned by the household, and is higher in urban areas, espe-

cially Abidjan.”102 Eine weitere Ursache ist der schlechte Zugang zu Bildungseinrichtungen. 

Das heißt, dass Schulen und Ausbildungsstätten sehr ungleich über das Land verteilt sind.103 

Vor allem in den nördlichen Regionen sind aufgrund des Krieges viele Lehrer geflüchtet. Der 

Mangel an Personal und der Unwille vieler qualifizierter Lehrer in dieser Region zu arbeiten, 

wirkt sich negativ sowohl auf das Angebot als auch auf die Qualität der angebotenen Schul-

bildung aus. Welcher Zusammenhang existiert jedoch zwischen Bildung und Armut? Ganz 

allgemein gilt, dass sich diese Beziehung auf dem Mikrolevel abspielt. Menschen mit mehr 

Bildung würden auch ein höheres Einkommen erlangen. Das ist oft der erste Schritt aus der 

Armut. Folglich, eine Gleichverteilung von Bildung würde helfen die Einkommen der Bevöl-

kerung anzupassen.104 Grimm stellt weiterhin fest, dass der Bildungsgrad sich auf die Wahl 

der späteren Arbeit auswirkt. Je mehr Bildung, umso eher geht man später ein bezahltes Ar-

beitsverhältnis ein. Der positive Effekt der Bildung lässt somit vermuten, dass eine Armutsre-

duktionsstrategie eine flächendeckende Bildung wäre, vor allem zunächst der Grundbildung. 

In Zeiten der „Education for All“- Kampagne, als auch den PRSPs und den MDGs ist das 

natürlich keine neue Idee. Die „Grundschulbildung für alle“ ist in der ivorischen Bildungspo-

                                                 
99 “Basic Minimum Age: The minimum age for work should not be below the age for finishing compulsory 
schooling, which is generally 15” ILO Conventions on Child Labour. 
http://www.ilo.org/ipec/facts/ILOconventionsonchildlabour/lang--en/index.htm [30. Oktober 2010] 
100 World Development Indicators 2009 
101 Vgl. ILRF 2004: 6 
102 Grimm 2005: 235f 
103 Vgl. IMF  2009: 50 
104 Vgl. Grimm 2005: 232 
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litik verankert.105 Grimm hat jedoch in seinem Simulationsmodel 2005 herausgefunden, dass 

Grundschulbildung nicht reicht um Armut zu senken. Denn ausgebildete Fachkräfte nützen 

nichts, wenn es keine Arbeit gibt. (Aus-)Bildungsinitiativen müssten daher von Investitionen 

und Nachfrage nach Arbeitskräften begleitet werden. „To achieve increasing returns to educa-

tion, it is necessary that other production factors, complementary to education, such as physi-

cal capital and technological progress, increase simultaneously.”106 Außerdem erwähnt er die 

Notwendigkeit weitere Lehrer einzustellen. Denn eine Ausweitung des Bildungssektors be-

deutet nicht nur die physische Errichtung von neuen Schulen, sondern muss auch begleitet 

sein mit der richtigen Ausstattung und qualifiziertem Personal. Wenn man der These folgt, 

dass höhere Bildung auch ein höheres Einkommen in Aussicht stellt, sei es zu überlegen, ob 

nicht über die Primärbildung hinauszugehen ist, um zumindest einen ausreichenden Zugang 

zu Sekundärbildungseinrichtungen zu schaffen.  

Aus dieser kurzen Analyse lassen sich also folgende Armutsreduktionsstrategien formulieren: 

Primärbildung für alle und die Analphabetenrate senken, Verbot der Kinderarbeit, Investitio-

nen und Erhöhung der Nachfrage an Arbeitskräften, Einstellen von qualifizierten Lehrern (vor 

allem im Norden des Landes), mehr Schulen. Wie und ob es möglich ist, diese Änderungen in 

der Côte d’Ivoire durchzuführen wird im Punkt 4.2.4 näher erläutert. Es folgen nun die Ursa-

chen für die schlechten Werte in Bezug auf Gesundheit. 

4.1.2.2 Gesundheit 

Die Ursachen sind konkret im ineffizienten und unzureichenden ivorischen Gesundheitssys-

tem zu platzieren. Wenn 19% der Bevölkerung keinen Zugang zu sauberem Wasser haben, 

dann liegt das an einer mangelnden Versorgungsinfrastruktur. Wenn die Menschen noch im-

mer an Krankheiten leiden oder sterben, die längst behandelt werden können, dann hat das 

Gesundheitssystem versagt.107 Aber daran liegt es nicht nur allein. Sogenannte „user fees“ 

und zu wenig Gesundheitseinrichtungen verhindern, dass viele Menschen überhaupt in die 

Nähe gesundheitlicher Vorsorgung kommen.  

 

“The current health system is characterized by a decline in the quality of care, failure to apply 

risk management and the notion of safety of patients and the non respect of standards of care 

provision. This situation is compounded by the state of dilapidation and degradation of exist-

ing infrastructure, lack of public and hospital hygiene as well as mismanagement of biomedi-

                                                 
105 Vgl. Grimm 2005: 234 
106 Ebd.: 245f 
107 Dabei handelt es sich um Malaria, Tuberkulose. Vgl. IMF 2009 
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cal wastes. Also, disparities in the distribution of health workers, insufficient financial re-

sources and available technical support facilities, insufficient health centers and the high cost 

of services hamper access to health care.”108 

 

Unter die weitverbreitesten Krankheiten gehören unter anderem Malaria und HIV/AIDS. Da-

bei ist Malaria wohl für die meisten Erkrankungen und Sterberaten verantwortlich. Eine(r) 

von drei Patienten leidet unter Malaria.109 Die Auswirkungen sind schwerwiegend. Nicht nur 

die Tatsache, dass Krankheit und Ausfall eines Familienmitglieds die Armutssituation eines 

Haushalts noch verschlimmert, sondern auch die gesamtwirtschaftliche Leistung zeigt Defizi-

te. Im Jahr 2001 stellte man fest, dass durch den Ausfall an malariaerkrankten Farmern, das 

BIP um 1,33% sank.110 Die Ausbreitung der HIV Infektion ist allzu deutlich. UNAIDS schätzt 

die Zahl der HIV-Infizierten auf 480.000 Menschen und die der AIDS-Waisen und Kinder auf 

420,000.111 Die Ursachen und Übertragung des HIV-Virus sind bekannt. Die Frage ist nur, 

welche Maßnahmen der Ausbreitung entgegenwirken. Hier seien zwei herausgegriffen: Auf-

klärung und Behandlung. Zu diesem Zweck richtete die ivorische Regierung das National 

AIDS Control Council ein und erhöhte in den letzten Jahren die Ausgaben für den Kampf ge-

gen die Krankheit. Allerdings ist dieses Programm schlecht koordiniert und gegenteilige Ef-

fekte zeigen sich in dem Anstieg der erkrankten Personen. 

Die schlechte Gesundheit ist, genau wie schlechte Bildung, eine zentrale Ursache und auch 

Folge von Armut. Zudem stehen Bildung und Gesundheit in einem Abhängigkeitsverhältnis,  

denn Krankheitsvorsorge, das Wissen um Hygiene, Verhütung und Prävention könnten die 

jährliche Krankheits- und Sterblichkeitsrate entscheidend verringern. Bei einer Haushaltsum-

frage von UNICEF wurde die Anzahl der verheirateten Frauen zwischen 15 und 49 gezählt, 

die irgendeine Art von Verhütung benutzen. Im Jahr 2006 waren es nur 12,9%. Jedoch lässt 

sich in den letzten Jahrzehnten eine sinkende Fertilitätsrate beobachten. Während es 1970 

noch 7,3 Kinder pro Frau waren, sind es 2008 nur noch 4,6 Kinder.112  

Zusammenfassend kann man sagen, dass Gesundheitsbildung und -aufklärung, vor allem für 

Mädchen und Frauen, der Ausbau und Qualitätsverbesserung des Gesundheitssystems und 

                                                 
108 Vgl. IMF 2009: 55 
109 Vgl. Ebd.: 54 
110 Vgl. Ebd. 
111 UN Data. UNAIDS Report 2008 
112 “Total fertility rate represents the number of children that would be born to a woman if she were to live to the 
end of her childbearing years and bear children in accordance with current age-specific fertility rates. Source: (1) 
United Nations Population Division. 2009. World Population Prospects: The 2008 Revision.  New York, United 
Nations, Department of Economic and Social Affairs (advanced Excel tables).” The World Bank 2009 
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malariapräventive Maßnahmen, wie zum Beispiel Moskitonetze, deutlich zur Armutsredukti-

on beitragen können. 

4.1.3 Arbeitsmarkt und Einkommen 

Unter diesem Punkt sollen folgende Fragen beantwortet werden: Warum gibt es eine hohe 

Arbeitslosigkeit in der Côte d’Ivoire? Warum haben Farmer ein so geringes Einkommen?113 

Anhand dieser Fragen gilt es herauszufinden, in welchen Arbeitssektoren die Menschen arbei-

ten und wie sie ihr Geld verdienen; sprich wie generieren die Menschen ihr Einkommen und 

welche strukturellen Gegebenheiten existieren dafür?  

Wie im vorherigen Kapitel schon erwähnt, arbeiten 68% der Bevölkerung im Agrarsektor. 

46% von ihnen leben in Armut, während im nicht-landwirtschaftlichen formellen Sektor nur 

15% als arm gelten.114 Die wichtigste Einnahmequelle sind demnach die Erzeugnisse aus der 

Landwirtschaft. In den letzten Jahren zeigte sich, dass die ländliche Armut immer weiter 

stieg. Die Ursachen hierfür sind unter anderem in der Transformation und Privatisierung der 

produktiven Sektoren zu finden. Diese wurden durch die Strukturanpassungsprogramme der 

Weltbank und des Internationalen Währungsfonds eingeleitet. „The policies include reduction 

in government expenditures, monetary tightening, elimination of government subsidies for 

food, privatization of state owned enterprises, and reductions in barriers to trade, foreign in-

vestment, and ownership.“115 Sicherheiten und ein geregeltes Einkommen wurden bis in die 

90er Jahre noch durch die Caisse de Stabilisation gewährleistet. Die Caisse war ein „export 

crop marketing board“, die die Erzeugerpreise zu Beginn der Saison festlegte. “[It] bears the 

costs of collection and transport to the ports, and exercises strict control over the conditions 

under which coffee or cocoa must be treated and delivered to processing plants.”116 Durch die 

Differenz zwischen dem lokalen und dem Weltmarktpreis konnte der Staat Einnahmen erzie-

len und diese re-investieren. Die Bauern hatten ihrerseits einen festen Preis und konnten damit 

wirtschaften. Als die Caisse aufgespalten und die Bauern dem Weltmarkt und dem Preisrisiko 

ausgesetzt wurden, sind alle Sicherheiten verloren gegangen. Der International Labour Rights 

Fund kritisiert, dass der Übergang zum neuen Wirtschaftssystem den Bauern nicht ausrei-

chend vermittelt und die Regeln des freien Marktes nicht richtig kommuniziert wurden. Durch 

die hohe Analphabetenquote sei zudem die Orientierung erschwert, wenn sich Bauern über 

neue Marktentwicklungen informieren wollen.117  

                                                 
113 Gemessen am Head-count Ratio. 
114 Vgl. IMF 2009: 9 
115 ILRF 2004: 1 
116 Crook 1989: 209 
117 Vgl. ILRF 2004: 5 
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Eine weitere Erschwernis ist die Abhängigkeit von Fluktuationen des Weltmarktpreises. Die 

hohe ökonomische Instabilität projiziert sich direkt in den Einnahmen und Lebensbedingun-

gen der Bauern, vor allem in den wichtigsten Sektoren der Kakao- und Kaffeeproduktion. Das 

Ergebnis ist sowohl Armut, als auch ein Anstieg an Kinderarbeit. Letztere entstand aus einem 

erhöhten Bedarf an billigen Arbeitskräften um den Produktionsbedarf gerecht zu werden. Eine 

weitere Folge der liberalen Marktausrichtung war der Rückzug des Staates aus dem Agrarsek-

tor, inklusiver seiner Subventionierungen und Investitionen. Neben den veralteten Technolo-

gien hat auch die Qualität des Anbaus darunter zu leiden. Viele können sich hochwertige 

Pflanzensamen nicht leisten und die Produktqualität nahm beim Anbau von Kaffee, Kakao 

anderer cash crops, wie der Baumwolle, ab.  

Eine weitere Ursache für die sinkenden Lebensbedingungen war der Kriegsausbruch 2002. 

Der Abbruch von Projekten und Förderungsmaßnahmen im Norden hatte langfristige Folgen. 

Viele Entwicklungsprogramme sind nicht wieder aufgenommen worden und ein Neuaufbau 

mehrerer lokaler Produktionsstätten (zum Beispiel Fischereien oder Farmen) fand bis heute 

nicht statt. 

Die hohe Abhängigkeit von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, speziell Kakao und Kaffee, 

und deren wirtschaftlicher Instabilität bedeutet auch, dass sich zu lang auf diese speziellen 

cash crops als alleinige Einkommensquelle konzentriert wurde.118 Eine Strategie zur Lösung 

von dieser Abhängigkeit wäre eventuell eine Diversifizierung des Einkommens. Diese Mög-

lichkeit wird im nächsten Punkt näher betrachtet.  

Neben diesen strukturellen Hindernissen und Problemen, die sich bei der Arbeit und dem 

Einkommen im Agrarsektor aufzeigen, ist eine weitere Armutsursache ein verwehrter Zugang 

zu Landbesitz. Das Landproblem wurde in den anderen Kapiteln schon angesprochen. Es 

bleibt jedoch zu Überlegen mit welchen Maßnahmen diesem Problem gegensteuert werden 

kann. Im Prinzip gibt es drei große Konfliktthemen: Besitzrechte, Zugang zu Land und Be-

völkerungswachstum. Neben den Besitzrechten der Migranten und der lokalen Bevölkerung 

existiert das Landrecht aus 1998. Allerdings müsste es bessere und effektivere, administrative 

Strukturen geben um dieses Gesetz umzusetzen bzw. an traditionelle Gegebenheiten anzupas-

sen. Die Regierung müsste also im gesamten Staatsgebiet ihre administrativen Tätigkeiten 

ausweiten und eventuell dezentralisierte Verwaltungsinstitutionen errichten um lokale Be-

dürfnisse besser befriedigen zu können. Darüber hinaus, muss die Bevölkerung auch von ih-

ren Rechten und Möglichkeiten informiert werden. Eine groß angelegte Aufklärungskampag-

ne und Informationsarbeit auf kommunaler Ebene würde die Menschen direkt erreichen. Hier 

                                                 
118 Vgl. IMF 2009: 16 
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stellt sich allerdings die Herausforderung, dass knapp die Hälfte der Bevölkerung Analphabe-

ten sind. Flugblätter würden also bei solchen Kampagnen wenig nützen.  

Neben den Besitzrechten ist der grundlegende Zugang zu Land ein wichtiges Kriterium für 

Armutsreduktion. Die Ärmsten der Gesellschaft sind Menschen ohne Land.119 Vor allem 

Frauen haben Schwierigkeiten eigenes Land zu bestellen. Land ist deshalb so wichtig, weil es 

physisches Kapital darstellt. Man kann durch den Anbau die Familie ernähren und damit eine 

gewisse Ernährungssicherheit aufbauen. Des Weiteren können Überschüsse verkauft werden 

und das Einkommen sicherstellen. Aka schlägt vor, dass hier bestimmte Methoden des Land-

kaufs angepasst werden. Er deutet darauf hin, dass Land auch in Gemeinschaft gekauft wer-

den kann. Zudem sei es wichtig den Frauen einen besseren Zugang zu Land zu verschaffen 

um die Ernährungssicherheit und –versorgung der Familie zu unterstützen. Das Gesetz von 

1998 greift hier viel zu kurz. Landreformen zugunsten von Frauen120 und dem kollektiven 

Landbesitz würden den ökonomisch ärmsten Menschen entgegenkommen. Das dritte Problem 

ist das Bevölkerungswachstum und die sowohl physischen Kapazitäten des Landbesitzes, als 

auch die der Lebensmittelproduktion. Das Wachstum wird durch zwei Faktoren begünstigt. Es 

sind zum einen die Einwanderer aus den Nachbarländern, die in der Côte d’Ivoire als billige 

Arbeitskräfte teilweise gebraucht werden bzw. sich auf Arbeitssuche befinden. Nicht nur die 

Frage der Einwanderungspolitik wird damit gestellt, sondern es spricht auch auf das aktuelle 

Thema der Ivoirité an und den Rechten und Pflichten der ivorischen Bürger gegenüber den 

Migranten. Zum Einwanderungsproblem kommt die hohe Geburtenrate. Weitere Strategien 

zur Unterstützung des Agrarsektors könnten sein: Investition in neue Technologien und Pflan-

zensamen mit hochwertiger Qualität; eventuell Wiedereinführung eines marketing boards und 

Förderung der Produktion vor allem im Norden des Landes. Bildungsprogramme speziell für 

Frauen und Mädchen könnten zu einer effektiveren Geburtenkontrolle beitragen. 

Auch außerhalb des Agrarsektors herrscht Arbeitslosigkeit. Vor allem junge Menschen sind 

davon betroffen. Die unter 20jährigen repräsentieren ein Viertel der arbeitslosen Armen. Ne-

ben dem Alter gibt es zudem ein regionales Einkommensgefälle. Vor allem Abidjan hebt sich 

hier von den anderen Regionen ab. Das Pro-Kopf Einkommen ist 1,6–2,9-mal höher als in den 

anderen Landesteilen. Dennoch ist genau dort die Arbeitslosigkeit am höchsten, mit 33,2%.121 

Die ärmsten Regionen sind der Norden, der Nord-Westen und der mittlere Norden. Armut ist 

also nicht nur ein ländliches Problem, sondern auch ein geografisch-politisches.  
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Aufgrund dieser Entwicklungen und Zustände begannen die Menschen Arbeit außerhalb des 

formellen Sektors zu suchen. Der informelle Sektor erlebte daher in den letzten sieben Jahren 

einen Anstieg von 142%.122 Raffinot schreibt, dass man genau diesen Trend unterstützen soll-

te, wenn dort Einkommen geschaffen wird und somit Armut reduziert.123 In den Poverty Re-

cution Strategy Papers sind noch weitere Ursachen der hohen Arbeitslosenquote aufgelistet: 

ungünstige institutionelle Rahmenbedingungen für Anstellung, sowie ein ineffizienter Rah-

men für die Überwachung des Arbeitsmarkts, unausgebildete Arbeitskräfte, Kinderarbeit, 

geringe Produktivität, die aus der hohen HIV/AIDS Quote, schlechten Infrastruktur und den 

ungünstigen Arbeitsbedingungen resultiert. Neben den sozialpolitischen Maßnahmen müssten 

die Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes gefestigt werden um besser ausgebildete Leute 

produktiver einzusetzen. 

4.1.4 Individuelle Armut 

Die bisher genannten Ursachen für Armut waren alle strukturell auf dem Makrolevel zu veror-

ten. Während die Auswirkungen auf dem Mikrolevel zu spüren sind, kann man auch dort ei-

nige Gründe finden, warum Menschen in die Armutsfalle geraten. Solche Situationen können 

zum Beispiel durch Tod oder Scheidung hervorgerufen werden. Wenn der Kopf des Haushal-

tes schwer erkrankt oder sogar stirbt, kann das kurz- oder langfristig das Einkommen des 

Haushaltes massiv verringern. Gerade Witwen oder von Frauen geführte Haushalte sind stär-

ker von der Armut betroffen. Darüber hinaus können verschiedene Zeremonien, wie zum Bei-

spiel Beerdigungen oder Hochzeiten an den Geldreserven eines Haushaltes zehren. Die Fami-

lie verliert dadurch ihre Kaufkraft bei zu wenig gespartem Geld. Außerdem können Naturka-

tastrophen, wie Dürren oder Flut, oder auch eine schlechte Ernte die Nahrungsproduktion für 

eine Saison komplett zerstören. Ohne materielle Reserven ist es vielen Haushalten nicht mög-

lich, sich über diese Trockenphase zu retten. Es existiert zwar ein staatliches Lebensmittel-

subventionsprogramm, allerdings erreicht dieses die Armen kaum. Es muss daher die Nah-

rungsversorgung und -verteilung verbessert werden.  

Eine weitere wichtige Ursache von Armut sind Behinderungen und psychische Erkrankungen. 

Vor allem Menschen mit körperlichen Einschränkungen haben so gut wie keine Chance ein 

Einkommen zu generieren. Sie sind Teil einer Gruppe, die am meisten von Armut gefährdet 

ist. Ihre Arbeitslosenquote beläuft sich auf 90%.124 „Disabled people tend to be isolated and 

excluded from social processes and economic activities, intensifying the negative experience 
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of being disabled.”125 Die Autoren Bird und Pratt fügen dieser Gruppe noch die Alkoholab-

hängigen, Personen mit mentalen Erkrankungen, Frauen ohne Land und ältere Personen hin-

zu. Die von Armut betroffenen Personen sind zudem anfälliger für Depressionen. Die Not-

wendigkeit der Hilfe in solchen Situationen wird an dieser Prognose deutlich: „[By 2020] 

depression will disable more people than AIDS, heart disease, traffic accidents and wars com-

bined.“126 Bird und Pratt gehen sogar soweit zu sagen, dass die typischen Formen der Armuts-

reduktion, Entwicklung und Wachstum, nicht erfolgreich sein werden, solange man keine 

Programme für chronisch arme und marginalisierte Menschen einbezieht.127 Um kurzfristige 

hohe Ausgaben oder Ernteausfälle finanzieren zu können um nicht sofort in ein Armutsloch 

zu fallen, könnten Mikrokredite für Haushalte finanzielle Absicherung darstellen. Diese wer-

den im nächsten Kapitel näher vorgestellt. Für chronisch arme Menschen könnten Integrati-

onsmaßnahmen sowie Antidiskriminierungskampagnen zu einem besseren Verständnis und 

mehr Möglichkeiten für marginalisierte Gruppen führen. 

 

4.2 Mögliche Maßnahmen der Armutsreduktion und ihr „Erfolgspo-

tential“ 

Dieses Kapitel soll untersuchen inwiefern die Überlegungen zur Armutsreduktion im Kontext 

eines fragilen Staats möglich sind. 

4.2.1 Dezentralisierung 

Während der Zusammenhang zwischen Dezentralisierung und Armutsreduktion bisher nur in 

wenigen Studien erforscht ist, sieht man die Übertragung öffentlicher Funktionen auf lokaler 

Ebene generell als vielversprechend. Besonders in den PRSPs wurde dieser Prozess über-

nommen und floss in die länderspezifischen Armutsreduktionsprogramme ein. Existierende 

Länderstudien protokollieren sowohl positive als auch negative Ergebnisse der Dezentralisie-

rung. Alle sind sich dennoch einig, dass Dezentralisierung nicht als Wundermittel gilt und nur 

in Zusammenhang mit anderen Reformen wirksam werden kann.  

4.2.1.1 Zusammenhang zwischen Dezentralisierung und Armut 

Dezentralisierung soll einen positiven Effekt auf Armutsreduktion haben.128 Dieser soll sich 

sowohl auf eine bessere, demokratischere Regierungsführung als auch auf eine effizientere 
                                                 
125 Bird/Pratt 2004: 6 
126 Underhill 2003 In: Bird/Pratt 2004: 7 
127 Vgl. Bird/Pratt 2004: 8 
128 Vgl. Jütting/Corsi/Stockmayer 2005: 2; Von Braun/Grote 2000: 5 
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Anpassung an lokale Bedürfnisse auswirken. Die Errichtung lokaler Institutionen soll gewähr-

leisten, dass sich die lokale Bevölkerung am politischen Prozess beteiligt. Der regionale Be-

zug verspricht, dass „die Stimmen der Armen“ besser gehört werden und auf ihre Bedürfnisse 

besser eingegangen werden kann.129 „Participation, to be operational, requires first, a mini-

mum of education, basic capabilities, and equality based on gender, religion or castes.“130 Da 

diese Voraussetzungen oft nicht gegeben sind, müssen Parallelprogramme für den Erfolg von 

Dezentralisierung durchgeführt werden. Der Transfer öffentlicher Funktionen aus dem Regie-

rungszentrums verspricht, dass lokale Richtlinien und regionalspezifische Grundsätze effi-

zienter umgesetzt werden können. Außerdem wird, neben dem politischen Mitwirken und 

regionaler Repräsentanz, der Zugang zu Dienstleistungen verbessert. Die OECD definiert drei 

Auswirkungen von Armut, die durch Dezentralisierung positiv beeinflusst werden: Sprachlo-

sigkeit, Verletzlichkeit und eingeschränkter Zugang zu sozialen Dienstleistungen.131 Weitere 

positive Einflüsse sind erhöhte Einschulungsraten und das Sinken der Kindersterblichkeit, mit 

der Voraussetzung, dass es keine sozioökonomischen oder politischen Probleme, die mit De-

zentralisierung auftreten können, gibt.132 Anderseits verspricht dieser Prozess mehr Effizienz, 

was pro-poor Investitionen möglich macht. Auf lokaler Ebene können viel mehr und schnelle-

re Informationen zu Bedürfnissen beschafft werden, die die betreffende Region benötigt. Die 

Verantwortlichkeiten und auch die Transparenz lokaler Akteure soll damit gestärkt werden, 

sowie die Korruptionsreduktion.133 Lokale Institutionen können die Kontrolle über die Zent-

ralregierung ausbauen und Verantwortlichkeiten einfordern.134 Vetternwirtschaft und rent-

seeking kann eingeschränkt werden, indem formalisierte Arrangements zwischen der Bezie-

hung von Öffentlichkeit und staatlichen Angestellten festgesetzt werden. Die Verringerung 

der Korruption ist wichtig für die Armutsreduktion, denn „corruption increases infant mortali-

ty and reduces life expectancy and literacy.“135  Korruption erhöht die Einkommensunter-

schiede und Ungleichheiten. Es besteht das Risiko, dass lokale Eliten die Ressourcen für sich 

behalten und ihre Macht stärken und die Kluft zwischen der armen Bevölkerung und der Elite 

damit vergrößert wird; außerdem können sich lokale Disparitäten ausweiten. Schließlich ist 

im Falle eines Misserfolgs die lokale ökonomische und politische Lage nachhaltig beschä-
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digt.136 Mit Verringerung der Korruption und mehr Transparenz kann Armut demnach ge-

senkt werden, da Dienstleistungen und öffentliche Güter auch den Armen zukommen. 

Generell werden zwei Formen der Dezentralisierung unterschieden: die Dekonzentration und 

die devolution. Erstere beschreibt, wie Verantwortlichkeiten auf die lokale Regierung übertra-

gen werden ohne das diese jedoch unabhängig von der zentralen Regierung agiert. Sie operie-

ren weiterhin unter der Autorität des Zentralstaats.137 Devolution heißt, dass bestimmte Kom-

petenzen auf andere legale Einheiten transferiert werden. Das können regionale Autoritäten 

sein, aber auch NGOs oder private (freiwillige) Organisationen. Sie alle handeln unabhängig 

vom Zentralstaat.138 Die Übertragung von Verantwortlichkeiten oder Kompetenzen kann in 

drei Formen unterschieden werden und soll im Folgenden näher erklärt werden: politisch, 

administrativ und fiskalisch.  

Politische Dezentralisierung bedeutet, dass der lokalen Bevölkerung und ihren Repräsentanten 

mehr Entscheidungsmacht übertragen werden, sowie die Eigenständigkeit legale Richtlinien 

zu formulieren.139 Politische Mitbestimmung der Armen kann wichtigen Einfluss auf die Ver-

besserung ihrer Lebensbedingungen haben. Das wichtigste Instrument ist dabei die Partizipa-

tion bei Wahlen. Natürlich sind noch andere Formen der Mitbestimmung vorherrschend, aber 

da das Grundprinzip demokratischer Teilnahme in Wahlen besteht, soll auch nur auf sie ein-

gegangen werden. Damit die „Stimme der Armen“ wirklich Gewicht bekommt und lokale 

Akteure effizient agieren können, müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein. Wie schon 

erwähnt, muss die Bevölkerung zur lokalen Wahl berechtigt sein. Sie müssen ein Mindestmaß 

an Bildung haben und der infrastrukturelle Zugang zur Wahlteilnahme sollte gesichert sein.140 

Auf der Seite der Regierung muss zum einen der Wille als auch die Fähigkeit vorhanden sein, 

politische Entscheidungen auszulagern. Außerdem ist ein guter Informationsfluss zwischen 

Zentralregierung, lokaler Regierung und Bevölkerung unerlässlich.141 Risikos bestehen aller-

dings in ethnisch getrennten Ländern, wo Dezentralisierung eine Machttrennung zwischen 

den Gruppen bedeuten könnte.142 Generell werden sich jedoch eine höhere politische Partizi-

pation und mehr Effizienz erhofft, mit denen man Armut direkt bekämpfen kann. 

Bei der administrativen Dezentralisierung liegt der Fokus auf der Umverteilung von Macht, 

Autorität und Ressourcen zwischen den politischen Institutionen der Regierung.143 Dabei geht 
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es vor allem um die Rechenschaftspflicht gegenüber der Öffentlichkeit. Dazu zählt auch die 

Verantwortlichkeit der Bürokraten gegenüber den gewählten Repräsentanten.144 Jütting et al. 

(2005) fügen dem hinzu, dass vor allem eine klare Trennung zwischen den Akteuren wichtig 

ist und im Dezentralisierungsprozess Zeit gegeben wird um Kapazitäten aufzubauen.145 Auch 

besteht wieder die Gefahr des elite captures. Auch der Wille der Regierung Macht abzugeben, 

ist in vielen Fällen nicht gegeben. Machtverschiebungen sind allerdings in ethnisch geteilten 

Ländern riskant. Von Braun und Grote (2000) schlagen vor, dass die Organisationen, die von 

Armen aufgebaut wurden, sowie interkommunale Verbindungen gestärkt werden sollen. Das 

würde das Risiko des elite captures eindämmen. Generell sehen sie jedoch die Festigung de-

mokratischer Strukturen und das Rechtsstaatsprinzip als effektivste und erfolgversprechendste 

Methode um administrative Dezentralisierung nachhaltig und wirksam zu gestalten.146  

Die dritte Form ist die fiskalische Dezentralisierung. Sie beschreibt die Berechtigung mit der 

Einnahmen erzielt werden dürfen, den Zugang zu Transfers sowie Entscheidungsgewalt im 

Investitionsbereich.147 Man kann vermuten, dass direktere pro-poor Ausgaben getätigt wer-

den, wenn lokale Einheiten über Finanzressourcen verfügen. Das setzt jedoch voraus, dass die 

politische Dezentralisierung erfolgreich war und damit die Ärmeren politische Entscheidun-

gen bezüglich der Ausgaben mitbestimmen können. „Public financing of services is a core 

element of poverty reduction policy and practice.“148 Einkommensschwache Länder machen 

nur wenig Gewinn; ihre Staatseinnahmen liegen bei 17,5% des BIP (im Jahr 1997). Im Ge-

gensatz dazu sind es bei den einkommensstarken Ländern 30% des BIP.149 Es kommt hinzu, 

dass das Steuersystem in den ärmeren Ländern nur schwach organisiert ist. Vor allem in länd-

lichen Regionen fehlen Strukturen und Transparenz. Von Braun und Grote schreiben, dass der 

Aufwand der Steuereintreibung wahrscheinlich kostspieliger wäre, als der Nutzen der öffent-

lichen Ausgaben.150 Das eigentliche Problem liegt jedoch darin, dass Fehlinvestitionen getä-

tigt werden beziehungsweise das Geld nicht in Bereiche investiert wird, die wichtig sind für 

die arme Bevölkerung, wie Bildung oder Gesundheit. Meistens sind es Schuldendienste oder 

das Militär, die die Staatsausgaben beanspruchen.151 Wenn Einnahmen lokal erzielt werden, 

kann das hohe regionale Unterschiede verursachen. Wenn das Geld jedoch nur von der zentra-

len Regierung kommt, entwickelt sich eine gewisse Abhängigkeit. Die Finanzressourcen bei 
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der fiskalischen Dezentralisierung sollen daher drei Quellen haben: sowohl die Zentralregie-

rung, als auch lokale Einnahmen und eventuell auch Unterstützung aus dem privaten Sek-

tor.152  

Bevor die konkrete Länderstudie vorgestellt wird, muss man noch zwei Arten der Dezentrali-

sierung unterscheiden: Dezentralisierung by design oder by default. Letztere ist meistens mit 

dem Zwang verbunden zu dezentralisieren, weil die Zentralregierung nicht mehr genügend 

finanzielle Mittel oder Macht hat und durch den Auslagerungsprozess wirtschaftliche Entlas-

tung erhofft. Eine Ausgestaltung des Prozesses erfolgt daher nur eingeschränkt. By design ist 

die freiwillige Entscheidung der Regierung sich in anderen Regionen des Landes zu weiterzu-

entwickeln. Der Gestaltungsprozess ist hier also frei und ungezwungen. Wie nun im Folgen-

den vorgestellt wird, ist dieser Ausgangspunkt mitentscheidend für den Erfolg des Dezentrali-

sierungsprozesses.  

4.2.1.2 OECD Länderstudien 2004 

Im 236. Working Paper des OECD Development Centers wird anhand von 19 Länderstudien 

der Zusammenhang zwischen Dezentralisierung und Armutsreduktion untersucht. Ergebnis 

der Analyse war, dass in zwei Drittel der Länder der Effekt negativ war. Außerdem fand man 

heraus, dass die Chancen pro-poor zu dezentralisieren steigen, wenn auch die Gesamtent-

wicklung des Landes steigt. Denn in der Studie wurde festgestellt, dass alle negativen perfor-

mer auch „least developed countries (LLDC’s)“ sind.153 Die Resultate der Studie wurden in 

einer Tabelle dargestellt, in denen zwischen positive, somewhat positive, somewhat negative 

und negative performer unterschieden wurde. Die Frage ist nun, wieso dieses vielverspre-

chende Modell in den meistens Ländern scheiterte. Welche Bedingungen müssen erfüllt sein, 

damit der Dezentralisierungsprozess positive Effekte zeigt? Um diese Fragen zu beantworten, 

sollen zwei Länder aus der Studie herausgegriffen werden, einmal ein negative performer und 

ein somewhat positive performer. Was funktionierte und was nicht? Wieso scheiterte der eine 

und der andere nicht? Die Wahl fiel auf Ghana und Mozambique um noch auf dem afrikani-

schen Kontinent zu bleiben. Besonders Ghanas somewhat Erfolg wird interessant zu untersu-

chen, da es ein Nachbarland der Côte d’Ivoire ist und eventuell Parallelen gezogen werden 

können. Das Gesamtergebnis der OECD Studie wird dann im Anschluss kurz vorgestellt. 
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Ghana 

In der Gruppe der somewhat positive performers sind auch noch Südafrika, China und Mexi-

ko. Bei allen war der Grund der Dezentralisierung hauptsächlich eine ökonomische Entschei-

dung. Die Alphabetenrate liegt bei mindestens 70% und der Freedom House Index ist gut, 

außer in China. Ghana bildet eine kleine Ausnahme, da es im Gegensatz zu den anderen drei 

Ländern hochverschuldet ist, aber der Gini Index ist dafür etwas geringer. In Ghana wurde die 

Dezentralisierung by design eingeleitet und findet sowohl politisch als auch administrativ und 

fiskalisch statt. Die politische Struktur des Landes ist jedoch noch immer stark abhängig von 

der Zentralregierung, die jedoch den Willen zeigt zu dezentralisieren. Vor dem Decentralisa-

tion Law von 1993 vollzogen sich jedoch grundlegende ökonomische und administrative Re-

formen. Mit dem Gesetz wurde der Dezentralisierungsprozess formalisiert in Form von Neu-

strukturierungen der geografischen Einheiten, der lokalen politischen Institutionen und der 

ökonomischen und politischen Entscheidungsmacht auf lokalem Level. Vor allem Funktionen 

des öffentlichen Sektors wurden auf die sub-nationalen Einheiten verlagert. Lokales Personal 

ist primär im Gesundheitsbereich geschult und der Informationsfluss zwischen den Akteuren 

scheint gut zu funktionieren. Durch einen Fonds, der für die District Assemblies eingerichtet 

wurde, konnten Investitionen in soziale Dienstleistungen, wie Bildung, Gesundheit, Wasser, 

Transport etc. fließen. Darüber hinaus sind es NGOs, die bedeutende Zuschüsse in diesem 

Bereich leisten. Der Zugang zu sozialen Dienstleistungen hat sich damit vor allem für Men-

schen in ländlichen Gebieten verbessert. Jedoch sind die finanziellen Ressourcen sehr einge-

schränkt und lokale assemblies sind gezwungen noch mehr lokale Steuern zu erheben. Auch 

die Verteilung der Dienstleistungen weist erhebliche Unterschiede zwischen einkommens-

starken und ärmeren Personen auf. Erstere profitieren viel mehr von zum Beispiel Gesund-

heitsleistungen.154 Lokale Einheiten bleiben in der Hand der traditionellen Chiefs und Daten 

zu Korruption sind nicht vorhanden. Dennoch zeigen sich Teilnehmer mit einem starken pro-

poor Fokus. Das somewhat positive Ergebnis ist zum einen positiv, da das Auftreten von Ar-

mut gesenkt werden konnte. Allerdings wurde dieses Ergebnis kaum so bei den Betroffenen 

empfunden und die Durchführung der Reformen war nicht immer konsequent. Auf der positi-

ven Seite stand zudem, dass politische Partizipation für Arme und Analphabeten erhöht wur-

de, aber sich dennoch ethnische Konflikte verschärften. Trotzdem hat sich im Bereich der 

Dienstleistungen einiges verbessert, wie zum Beispiel der Zugang zu Gesundheitsinstitutionen 

und der Infrastruktur.155 
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Mozambique 

Mozambique ist in der Gruppe der negative performer, zusammen mit Guinea, Malawi und 

Indien (Madhya-Pradesh). Alle Staaten teilen einige Merkmale. Sie sind einkommensschwach 

und HPIC Länder. Zudem befinden sie sich in einem Post-Konflikt Zustand. Die Alphabeten-

rate liegt unter 50%, keines der Länder ist „frei“, sie haben eine schwache Infrastruktur und 

der Corruption Perception Index liegt unter 2,9. Interessant ist außerdem, dass der Dezentrali-

sierungsprozess in diesen Ländern by default war. Das ist ein wichtiger Ausgangspunkt, denn 

im Gegensatz zu Ghana entstand der Dezentralisierungsprozess in Mozambique als Ergebnis 

des Bürgerkriegs. Lokale Einheiten übernahmen administrative und politische Funktionen, 

weil der Zentralstaat nicht mehr dazu in der Lage war. Allerdings scheiterte der Prozess und 

Armut konnte nicht reduziert werden. Was ist nun in diesem Land passiert? Warum zeigte 

sich nicht wenigstens ein geringer Erfolg wie in Ghana? Seit der Unabhängigkeit lag Mozam-

bique in der Hand einer Partei. Auch wenn 1990 die ersten Mehrparteienwahlen eingeführt 

wurden, üben die Regierenden noch große Macht auch über die Opposition aus. Im Zuge der 

Dezentralisierung konnten lokale Einheiten keine nachhaltigen Strukturen aufbauen. Ihre poli-

tische Autonomie war nicht gegeben und die Bevölkerung vertraute den Vertretern nicht. Da-

zu kam, dass die Regierung keine Macht abtreten wollte, weil sie Gefahr in der Übernahme 

seitens der Opposition sahen. Von Seiten der Bevölkerung bestand großes Misstrauen, was 

sich in einer Wahlbeteiligung von nur 14% äußerte. Insgesamt ist der Prozess gescheitert. Die 

ländlichen Gebiete, wo 77% der Bevölkerung leben, waren ausgeschlossen von der politi-

schen Dezentralisation. Streit um Ressourcen wurde durch eine schlecht organisierte Admi-

nistration gefördert, in dem sich zum Beispiel Zuständigkeiten überschnitten. Die Bevölke-

rung nahm die neuen Institutionen als „Masche“ der Elite wahr und Aufklärung über Rechte 

und politischer Beteiligung war nicht gegeben. Am Ende kamen die Ressourcen, die ur-

sprünglich der lokalen Bevölkerung zu Gute kommen sollten, nicht an.156 

 

Anhand der beiden Darstellungen lassen sich auf dem ersten Blick schon entscheidende Un-

terschiede feststellen, deren Einfluss auf Erfolg oder Scheitern des Projekts entscheidend ge-

wesen ist. Dazu gehören primär Wille und Fähigkeit der Regierung Kompetenzen auf lokale 

Ebenen zu verschieben. Zum anderen die Integration und Aufklärung der Bevölkerung über 

die politische Neustrukturierung. In Folge der 19 Länderstudien erstellte die OECD in ihrem 

Bereicht eine Liste von Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit Dezentralisierung eine 

Chance hat, sich positiv auf Armutsreduktion auszuwirken. Diese Bedingungen sollen nun 
                                                 
156 Absatz aus Jütting et al. 2004: 43, für gesamte Auswertung siehe Ergebnismatrix Jütting et al. 2004: 43 und 
Bossuyt/Gould 2000 
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kurz vorgestellt werden um sie im Anschluss auf die Situation in der Côte d’Ivoire zu prüfen 

und die Frage zu klären, ob Dezentralisierung eine Maßnahme sein könnte die Armut im Land 

zu verringern. 

4.2.1.3 Bedingungen 

Die OECD unterscheidet zwischen Hintergrund- und Prozessbedingungen. Erstere sind also 

Voraussetzungen, die ein Land haben muss um Dezentralisierung einzuleiten. Zunächst ist die 

Situation des Landes wichtig. Also die Größe, die Bevölkerungsdichte, Einkommen und Un-

gleichheiten. Die Studie zeigt, dass in Ländern mit einer geringen Bevölkerungsdichte, De-

zentralisierung eher negative Effekte bringt. Die Bereiststellung der Dienstleistungen und die 

Ressourcen für lokale Autoritäten wären extrem eingeschränkt. In einkommensschwachen 

Ländern muss man beachten, dass der Aufbau lokaler Einheiten eventuell soviel Ressourcen 

in Anspruch nimmt, dass später nichts mehr für Armutsreduktionsprogramme übrig bleibt. 

Darüber hinaus sind die Kapazitäten der lokalen Bevölkerung und Akteure zu beachten. Wenn 

der Bildungsstandard gering ist und politische Teilnahme noch nie aktiv ausgeübt wurde, 

dann kann angestrebte Partizipation der Armen schwierig werden.157 Insgesamt sind die sozia-

len Institutionen und Machtstrukturen im Land entscheidende Faktoren für den Dezentralisie-

rungsprozess. Wenn vererbte Institutionen von vornherein Gruppen ausschließen und Macht-

kämpfe das Land bestimmen, ist der Transfer von Kompetenzen und Ressourcen nicht viel-

versprechend. Wenn nun aber Dezentralisierung by design oder by default eingeführt wird, 

sind laut der OECD weitere Bedingungen zu erfüllen. Wie schon erwähnt sind wohl die zwei 

wichtigsten Voraussetzungen der Wille und die Fähigkeiten den Prozess in Gang zu setzen. 

Das bezieht sich einerseits auf die politische Ebene als auch auf die finanzielle. In der Studie 

fand man heraus, dass Dezentralisierung nur erfolgreich sein kann, wenn lokale Akteure auch 

ausreichend Ressourcen und finanzielle Mittel haben.158 Es hat sich gezeigt, dass von drei 

Einkommensquellen Geld bezogen werden kann: von der Zentralregierung, von lokalen Steu-

ern und von Gebern. Dadurch können die Finanzen zwischen den Regionen ausgeglichen und 

große Ungleichheiten vermieden werden. Die Praxisbeispiele zeigten, dass negative perfor-

mer sehr limitierte Verwaltungsmacht über die lokalen Ressourcen hatten. Daher wäre eine 

freiere Verfügung über Finanzen auf lokaler Ebene positiv.159  Aus einer politischen Perspek-

tive hatten die Länder eher Erfolg in der Armutsreduktion, wenn ein starkes lokales Human-

kapital vorhanden war. Das heißt auch, dass es während des Dezentralisierungsprozesses Pa-

                                                 
157 Vgl. Jütting et al. 2004: 11 
158 Vgl. Jütting et al. 2004: 18 
159 Vgl. Ebd.: 18 
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rallelprogramme gab, die die Ausbildung des lokalen Personals und Bildung für die lokale 

Bevölkerung förderten.160 Die Teilnahme der Menschen am politischen Prozess ist generell 

positiv zu verzeichnen, aber geht dennoch über die Wahlen hinaus. Bei den guten performern 

gibt es demokratische Strukturen durch die die Bevölkerung auch an anderen öffentlichen 

Angelegenheiten teilhaben kann.161 Ein weiterer essentieller Punkt ist die Korruption, die den 

Prozess schädigen kann. Es sind zwar alle 19 Länder von Korruption betroffen, allerdings ist 

das Ausmaß bei den positive performer geringer.  

In diesem Sinne fällt das Wort Accountability, also die Rechenschaftspflicht der politischen 

Akteure. Diese sei entscheidend, denn nur wenn gegenseitige Verantwortung und Überprü-

fung besteht, kann Dezentralisierung erfolgreich durchgeführt werden.162 Die Zivilgesell-

schaft kann dabei eine hilfreiche Rolle spielen, vor allem in der Förderung eines partizipati-

ven und transparenten Prozesses. Eine starke Zivilgesellschaft kann Druck auf die Regierung 

ausüben und einfordern, was der Bevölkerung zusteht. Sie können außerdem helfen aufzuklä-

ren und über Rechte zu informieren. Die OECD schlussfolgert, dass Dezentralisierung den 

Armen helfen kann, aber nur unter bestimmten Voraussetzungen.163 Die Rolle der Geber ist 

dabei sehr wichtig. Das soll aber erst im Punkt 4.3 erläutert werden. Der abschließende Be-

fund der OECD Länderstudie wird in diesem Zitat zusammengefasst: 

 

“This study finds that the decentralisation process is more likely to have a positive impact on 

poverty if the central government is committed to the purpose of decentralisation, the involved 

actors have the capacity (financial and human) to participate in decision making, checks and 

balances are established at local level to control for rent-seeking and corruption, and policies 

— internal and external — are sufficiently coherent with the decentralisation policy.”164 

 

4.2.1.4 Dezentralisierung in der Côte d’Ivoire – Erfolg oder Scheitern? 

Von der Dezentralisierung verspricht man sich eine demokratischere und transparentere Re-

gierungsführung – was die Côte d’Ivoire derzeit nicht hat; Dezentralisierung verspricht akti-

vere Teilnahme der Bevölkerung an politischen Entscheidungsprozessen – was die Côte 

d’Ivoire derzeit nicht hat; Dezentralisierung könnte Armut reduzieren – was die Côte d’Ivoire 

                                                 
160 Vgl. Ebd.: 19 
161 Ebd.: 20 
162 Vgl. Ebd.: 20 
163 Vgl. Ebd.: 8 
164 Jütting et al. 2004: 22 
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zurzeit hat. So gesehen, wäre Dezentralisierung keine schlechte Überlegung in Bezug auf die 

Armutsreduktion und Reformierung der Regierungsführung. Oder ist das Land zu „fragil“? 

Wie in der Gruppe der negative performer liegt die ivorische Alphabetenrate unter 50%, auch 

der Corruption Perception Index liegt unter 2,9 und Freedom House schätzt die Freiheit des 

Landes mit „nicht frei“ ein. Genau wie die anderen Länder, die negativ abschnitten, ist die 

Côte d’Ivoire ein einkommensschwaches Land und stark verschuldet (HIPC). Die Ausgangs-

situation des Landes ist also zunächst nicht vielversprechend. Um ein noch umfassenderes 

Bild zu den Hintergrundbedingungen zu bekommen, werden auch die sozialen Institutionen, 

Kapazitäten und die Macht des Zentralstaats untersucht. Diese Bestandsaufnahme kann Hin-

weise auf Erfolg oder Scheitern von Dezentralisierungsbemühungen geben.  

Im Jahr 1995 wurde ein Gesetz erlassen, welches die kommunale Administration regelte. „La 

structure administrative du pays est composée de 16 régions, 58 districts (« préfectures »), 

231 sous-districts (« sous-préfectures), 197 collectivités locales (« communes ») et environ 

8.549 villages. Les chefs de région, de districts et de districts secondaires sont nommés par le 

Ministère de l’intérieur.“165 Es existieren also lokale, administrative Strukturen. Allerdings 

wählt die Bevölkerung selbst keine lokalen Regierungsvertreter, sondern diese werden vom 

Innenminister ernannt.166 Zu Zeiten Houphouët-Boigny’s entstanden home town associations. 

Das waren kleine administrative Einheiten, die die lokale Entwicklung unterstützten. Sie wa-

ren unter anderem verantwortlich für die Grundversorgung, Grundschulen, die Infrastruktur 

und medizinische Versorgung. Zunächst waren sie von der zentralen Regierung verboten, aber 

wurden zunehmend eine wichtige Ressource der führenden Partei. Als der Präsident die 

Macht über die nationale Elite erlangte, erlaubte er die home town associations um seine 

Macht auch bis in die Peripherie zu steuern. Obwohl öffentlich keine aus ethnischen Gründen 

motivierten Organisationen existieren durften, waren es genau diese Gruppen, die sich unter 

dem Deckmantel home town associations verbargen. Die Eliten um Houphouët-Boigny war-

ben um seine Gunst um im eigenen ethnischen Kreis mehr Ressourcen anzuhäufen.167 Wie 

man sieht, ist die Geschichte der lokalen Administration eine „top-down-Veranstaltung“, in 

der die lokale Bevölkerung keine Entscheidungsmacht besaß. Die regionale Entwicklung, und 

damit auch die Versorgung der Armen, waren komplett von der Regierung in Yamoussoukro 

abhängig. Zudem konkurrierten die ethnischen Gruppen schon in dieser Zeit um Ressourcen, 

wenn auch nur unter einem Deckmantel. Der Zusammenfall der Zentralregierung mit dem 

                                                 
165 Baldé 
166 Die letzte größer angelegte Recherche zu lokalen Machtstrukturen wurde im Jahr 2001 veröffentlicht. Koua-
dio, N'dri: Recherches sur l’exercice du pouvoir local en Côte d’Ivoire. CFRAD, 2001. 
http://unpan1.un.org/intradoc/groups/public/documents/CAFRAD/UNPAN017746.pdf [7. Oktober 2010] 
167 Absatz zu „home town associations“ Vgl. Woods 1994: 486ff 
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Tod Houphouët-Boigny’s und die Spaltung von Norden und Süden während des Bürgerkriegs 

ordnete die Zentrums-Peripherie-Beziehung von Neuem. Die nationale Elite wurde nicht mehr 

von der Zentralregierung „gefüttert“ und zog sich in die eigenen regionalen Lager zurück.168 

Durch die Marktöffnung waren die Regionen (Norden und Süden) allein für die Versorgung 

verantwortlich. Nicht nur die ökonomischen, sondern auch die politische Reichweite des 

Zentralstaats wurde extrem eingeschränkt. Auch wenn die Regierung seit dem Friedensab-

kommen 2007 versucht in die nördlichen Regionen vorzudringen, macht es den Anschein, als 

ob an dieser Front kaum Erfolge zu verzeichnen sind. Das ist vor allem auf die kontinuierli-

chen Waffenzufuhren für die Rebellentruppen im Norden zurückzuführen. Anhand dieser 

Darstellung soll gezeigt werden, dass die sozialen Institutionen des Landes zunächst in den 

Händen eines Zentralstaats lagen und sich nun, zerrüttet, auf die politische Macht der regiona-

len Elite stützen.  

Wie die Armutsanalyse des Landes zeigte, sind es vor allem Menschen in ländlichen Gebie-

ten, die unter Armut leiden. Die regionale Elite ist also nicht in der Lage die Menschen aus-

reichend zu versorgen. Damit wäre eine weitere Bedingung für den Dezentralisierungsprozess 

nicht erfüllt: starkes, lokales Humankapital. Es müssten also Parallelprogramme wie Bil-

dungs- und Gesundheitsmaßnahmen die Menschen unterstützen.  

Die dritte Hintergrundbedingung ist die Macht des Zentralstaats. In Anbetracht der politischen 

Geschichte des Landes stellt man fest, dass trotz angeblicher Mehrparteienwahlen, die Macht 

des Landes immer nur in den Händen einer Partei lag. Nach der Unabhängigkeit war das die 

PDCI mit Houphouët-Boigny an der Spitze. Danach kam Bédié. Bei den Wahlen von 1995 

kann man auch nicht unbedingt von Mehrpartei-Wahlen sprechen, da die großen Oppositions-

parteien die Wahl boykottierten. Seit 2000 ist die FPI an der Spitze. Auch diese Wahlen sind 

anzuzweifeln, da auch wieder Oppositionsgrößen ausgeschlossen waren. Crook (1997) be-

schreibt dieses Phänomen als typisch für afrikanische Staaten, die nach Einparteistaaten, 

Mehrparteiwahlen einführen. Er beschreibt es als „logisch“, dass langfristig wieder nur eine 

Partei die Macht im Staat übernimmt und meistens durch ethnische Mobilisierung die Opposi-

tionsparteien ausschaltet.169 Die Macht im Land liegt also bei Gbagbo, der unangefochten alle 

wichtigen Entscheidungen im Land trifft. Eine demokratische Mitbestimmung, wenigstens 

durch Wahlen, hat das Land bisher noch nicht erlebt. Als fragiler Staat ist die Côte d’Ivoire 

zusätzlich durch eine nicht-legitime Regierung charakterisiert, die erst gar keine Wahlen in 

den letzten 10 Jahren durchführte. Ein weiteres Merkmal eines fragilen Staats ist die einge-

                                                 
168 Vgl. Boone 2007: 67 
169 Vgl. Crook 1997: 218f 
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schränkte Autorität. Gbagbo ist zwar an der Macht, aber die politische Reichweite der Gbag-

bo/Soro Regierung gelangt nicht bis in alle Regionen, vor allem nicht bis in den Norden.  

Welche Hinweise geben diese Fakten zu Hintergründen und Geschichte der politischen und 

ökonomischen Macht im Land? Welche Chancen hat eine Dezentralisierung? Die fragile Situ-

ation des Landes und die Geschichte der Zentralmacht und dem Ausschließen der Bevölke-

rung von politischen Entscheidungen sind keine guten Voraussetzungen für Dezentralisie-

rung. Jedoch könnten die Unterstützung lokaler, existierender administrativer Einheiten die 

dafür sorgen, dass die peripheren Gebiete besser erreicht werden. Direkte Ressourcenflüsse 

könnten soziale Dienstleistungen lokal verbessern. Die Analyse des Landes zeigt, dass das 

nicht möglich ist. Die OECD Studie stellte fest, dass es zunächst eine politische und dann eine 

fiskalische Dezentralisierung geben muss. Zurzeit besteht eine zu hohe Gefahr des elite captu-

re in der Côte d’Ivoire. Das heißt, dass Ressourcenflüsse von der Zentralregierung zu lokalen 

Administrationen wahrscheinlich nicht bei der ärmeren Bevölkerung ankommen. Die herr-

schende Korruption unterstreicht das Argument. Seit dem Tod Houphouët-Boigny’s operieren 

die Eliten aus ihren ethnischen Lagern. Es ist sehr unwahrscheinlich, dass Gbagbo, der an 

seiner Macht festhält, Ressourcen jeglicher Art seinen „Gegnern“ zuspielt. Seine Förderung 

wäre somit sozial exklusiv, eine Politik die die Côte d’Ivoire bestimmt und sie fragil macht.  

Der Wille by design zu dezentralisieren wäre damit nicht gegeben. Für eine erfolgreiche De-

zentralisierung muss die Bevölkerung mit einbezogen werden. Die Geschichte zeigt, dass Ent-

scheidungen bisher nur top-down gefällt wurden. Nimmt man das Beispiel des Landvergabe-

gesetzes von 1998 wird deutlich, dass die Bevölkerung eher abgeschieden von politischen 

Entscheidungsstrukturen lebt, sie nicht aktiv einbezogen wird und der Informationsfluss zwi-

schen ihr und der Regierung gestört ist. Das zeigt, dass Dezentralisierung keine unmittelbare 

Strategie ist um Armut zu reduzieren. Die Fragilität des Landes würde eine erfolgreiche De-

zentralisierung verhindern. Die Einführung dezentraler, partizipativer Strukturen wäre ein 

langwieriger Prozess, der Generationen überspannen kann. Es ist eine soziale und politische 

Reformation, die auch ein Umdenken für die Bevölkerung bedeutet. Zum jetzigen Zeitpunkt 

wäre eine Auslagerung von Kompetenzen gar nicht durchführbar, weil die Legitimität der 

Regierung nicht gegeben ist. Fazit ist, dass Dezentralisierung zwar vielversprechend ist, aber 

in diesem Moment die falsche Strategie in der Côte d’Ivoire darstellt, weil ein zu hohes Risi-

ko eines elite capture besteht. Dezentralisierung ist eine Option für Armutsreduktion, aller-

dings muss sich ein Land schon in einem bestimmten politisch-stabilen Status befinden um 

die Bedingungen für einen Erfolg zu erfüllen.  
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4.2.2 Mikrofinanzen 

Erhöhung und Diversifizierung der Einkommen, Investitionen in neue Agrartechnologien und 

hochwertige Pflanzensamen, sowie Schutz vor individueller Armut – diese bereits unter 4.1 

formulierten Armutsreduktionsstrategien finden in diesem Kapitel eine gemeinsame Lösung: 

Mikrofinanzen. Der These folgend, dass Mikrofinanzen eines der Schlüsselinstrumente ist 

Armut zu reduzieren170, sollen Erfahrungen aus der Praxis Hinweise geben, ob diese Option 

auch in der Côte d’Ivoire Erfolge zeigen könnte. Zunächst wird ein kurzer Überblick über das 

Thema Mikrofinanzen gegeben sowie eine Darstellung vom Zusammenhang mit der Armuts-

reduktion. Daraus geht hervor, dass man zwei große Bereiche herausgreifen kann, die Mikro-

kredite (MK) und die Mikroversicherungen (MV). Zu beiden Strategien ist eine Vielfalt an 

Literatur und Recherchen verfügbar. Zu Mikrokrediten wurde hauptsächlich im asiatischen 

Bereich, speziell Bangladesch, geforscht. Ein Grund ist sicherlich die von Muhammend Yu-

nus gegründete Grameen Bank, die ihre Arbeit in diesen Ländern startete und durch den Frie-

densnobelpreis 2007 für Aufmerksamkeit sorgte. Viele Praxisstudien deuten darauf hin, dass 

tatsächlich ein erhöhtes Einkommen erlangt werden kann durch die Aufnahme von Mikrokre-

diten. Zudem gibt es die Möglichkeit neue Einkommensquellen aufzubauen. Durch Kleinkre-

dite kann in bessere Technologie investiert werden, wodurch die Produktivität langfristig er-

höht werden kann. Eine Studie aus Malawi aus dem Jahr 1996 soll den praktischen Erfolg 

oder Misserfolg darstellen. Danach werden die Ergebnisse der internationalen Studien auf 

Hinweise zum Erlg von Mirkofinanzen vorgestellt. Danach folgen die Mikroversicherungen. 

Abschließend werden die Kenntnisse und Beispiele der Mikrofinanzen der Côte d’Ivoire als 

potentielle Armutsreduktionsstrategie gegenübergestellt. 

4.2.2.1 Ein Überblick 

“Microfinance is the provision of a broad range of financial services to low-income micro 

enterprises and households. The range of financial services usually includes savings, loans, 

insurance, leasing, money transfers, and others.”171 “Mikro” bedeutet die kleinste ökonomi-

sche Einheit, dem Haushalt oder das Individuum. Mikrofinanzen sind speziell an Menschen 

gerichtet, die ein sehr geringes Einkommen haben und meistens in Armut leben. Die Flexibili-

tät der Mikrofinanzen verspricht ein besseres Eingehen auf die Zielgruppe und den konkreten 

Bedürfnissen armer Haushalte. Sie sollen helfen Ressourcen besser zu verteilen, den Markt zu 

fördern, Wachstum und Entwicklung ankurbeln und Investitionen in bessere Technologien 

                                                 
170 Vgl. Bakhtiari 2006: 1, Vgl. Gobezie 2004: 2 
171 Vgl. Bakhtiari 2006: 1 
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möglich machen.172 Darüber hinaus besteht die Möglichkeit das Humankapital und Einkom-

men zu erhöhen, vor Vulnerabilitäten schützen und Benachteiligte zu empowern.173  

Entscheidend ist die Tatsache, dass die ärmere Bevölkerung vor allem im informellen Sektor 

beschäftigt ist. Anhand der Côte d’Ivoire sieht man, dass die Beschäftigungszahlen in diesem 

Sektor immer mehr in die Höhe schnellen. Der formelle finanzielle Sektor ist nicht flexibel 

genug um auf die Bedürfnisse informeller Arbeiter einzugehen. Er besteht unter anderem aus 

einer Zentralbank, kommerziellen Banken und sozialen Sicherungssystemen. Sie arbeiten 

hauptsächlich im modernen Sektor. Der informelle finanzielle Sektor hingegen bietet Mög-

lichkeiten sich auf die traditionelle, ländliche, und „subsistenz-orientierte“ Wirtschaft einzu-

lassen. In den meisten Fällen sind die Geschäftsbeziehungen auch informell. So können 

Freunde, Bekannte, aber auch Händler und Vermieter als Gläubiger auftreten.174 Das macht 

den größten Unterschied aus, denn ärmere Menschen haben kaum die Chance einen Kredit bei 

formellen Finanzinstitutionen zu bekommen, da sie keine Sicherheiten vorweisen können. 

Außerdem operieren die formellen Finanzinstitute nur selten im ländlichen Bereich, da die 

Transaktionskosten viel zu hoch wären. Bei informellen Transaktionen sind die Kosten ger-

ing. „The innovations in the credit market introduced by the microfinance institutions include 

simpler delivery mechanisms and simple forms of collateral (or no collateral), the concept of 

peer group lending and joint liability, the promise of ongoing and increasing access to credit 

for borrowers who repay in time.“175 Bakhtiari weist jedoch darauf hin, dass auch der infor-

melle finanzielle Sektor entscheidende Einschränkungen hat. Einerseits ist der Informations-

fluss gestört, das heißt unter anderem die Aufklärung über Mikrofinanzen und Geschäftsbe-

dingungen. Zum anderen sind die Gewinne und Einzahlungen abhängig vom lokalen Markt 

und daher abhängig vom Reichtum der Region und dem lokalen wirtschaftlichen Risiko.176  

Der Einfluss der Mikrofinanzen kann auf ganz verschiedenen Ebenen wirken. Gobezie unter-

scheidet unter anderem das individuelle Level und das Haushaltslevel. Die Welt der Mikrofi-

nanzen sieht einen positiven Einfluss auf verschiedene Variabeln des Haushalts, wie dem 

Einkommen, Kapital, Bildung, Ernährung, Einkommensdiversifikation und einem daraus fol-

genden Anstieg des Einkommens. Da aber nicht garantiert ist, dass jedes Haushaltsmitglied 

gleichermaßen profitiert, kann man den individuellen Einfluss unterscheiden. Dieser bezieht 

sich auf Kontrolle über Ressourcen und Einkommen, einem gesteigerten Selbstwertgefühl, 

                                                 
172 Vgl. Ebd. 
173 Vgl. Gobezie 2004: 2 
174 Vgl. Bakhtiari 2006: 2 
175 Chirwa 2002: 2 
176 Vgl. Bakhtiari 2006: 3 
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einer Zukunftsorientierung und Empowerment. 177 Inwieweit Mikrofinanzen diesen positiven 

Einfluss in der Praxis verwirklichen, soll nun anhand von Studien dargelegt werden.  

4.2.2.2 Mikrokredite 

“Microcredit is a small amount of money loaned to a client by a bank or other institution. 

Microcredit can be offered, often without collateral, to an individual or through group lend-

ing.”178  

Der Zusammenhang zwischen Mikrokrediten und Armut besteht darin, dass es einfachere 

Transfermechanismen gibt und dass die Kreditnehmer wenig oder keine Sicherheiten haben 

müssen, wie es bei ärmeren Menschen oft der Fall ist. Darüber hinaus ist auch das Konzept 

der Gruppenkredite neu. Die Gruppe dient dann als Sicherheit, weil alle Mitglieder mithaften. 

Mikrokredite zeichnen sich zudem durch einen hohen Zinssatz aus.179 

Wie kann der finanzielle Status das Einkommen und die Ernährungssituation beeinflussen? 

Zunächst können Mikrokredite das Einkommen fördern, indem zusätzliches Geld zur Verfü-

gung steht und dann in Humankapital, physisches oder soziales Kapital investiert werden 

kann. Zudem können Haushalte neue Aktivitäten starten, die ein höheres Risiko haben, aber 

mehr Einkommen bringen. Hier besteht die Möglichkeit die Einkommensquellen zu diversifi-

zieren und neue Märkte zu erschließen. Schließlich kann ein Kredit kurzfristige Einkommens-

ausfälle überbrücken. Die Konsumbedürfnisse müssen demnach nicht eingeschränkt werden 

und der Haushalt bleibt stabil.180  

Wie funktioniert nun das Mikrokredit System? Chirwa hat einige Charakteristika aus seiner 

Forschung in Malawi zusammentragen und bemerkt, dass diese Merkmale für die meisten 

Mikrofinanzinstitutionen (MFI) rund um die Welt gelten.181 Es sollen sechs von ihnen vorge-

stellt werden. Erstens, potentielle Kunden können ein Training zum Geschäftsmanagement 

absolvieren bevor sie den Kredit bekommen. Das Training kann fakultativ oder obligatorisch 

sein und ist in der qualitativen Ausführung sehr unterschiedlich. Es wird hauptsächlich für 

Gruppen angeboten, die zusammen einen Kredit aufnehmen wollen. Zweitens, die Höhe des 

Kredits ist sehr gering. Drittens, abhängig von der Finanzinstitution muss der Kunde entweder 

Gespartes vorweisen als Bedingung zur Kreditvergabe oder auch nicht. Viertens, die Ziel-

gruppe sind häufig Frauen, denn sie werden von formellen Finanzinstituten oft ausgeschlos-

sen. Studien haben außerdem ergeben, dass Frauen verantwortungsvoller mit Krediten umge-

                                                 
177 Vgl. Gobezie 2004: 7 
178 Yearofmicrocredit.org 
179 Vgl. Chirwa 2002: 2 
180 Vgl. Zeller/Scharma zit. nach Ebd.: 3 
181 Vgl. Chirwa 2002: 9 
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hen und sie eher zugunsten der Familie ausgeben. Die finanzielle Unterstützung soll die Rolle 

der Frau innerhalb der Familie und Gemeinschaft stärken und ihr eine bedeutendere Rolle in 

Entscheidungsprozessen zusagen.182 Fünftens, gruppenbasierte Kredite dienen als Sicherheit. 

Beobachtungen und Kontrollen innerhalb der Gruppe dienen als Absicherung. Schließlich 

sechstens, der Zinssatz ist höher als bei formellen Finanzinstituten. Das liegt daran, dass Mik-

rofinanzinstitute einem höheren Risiko ausgesetzt sind und um langfristig stabil und flüssig zu 

bleiben, ihre Zinssätze entsprechend erhöhen müssen.183 Diese Tatsache ist allerdings sehr 

fraglich in Bezug auf ethische Vertretbarkeit. Können nicht andere Strukturen die Nachhaltig-

keit der MFIs garantieren um die Risiken nicht auf die arme Zielgruppe abzuwälzen?  

Die folgende Studie zeigt ein konkretes Beispiel, wie Mikrokredite angeboten werden und 

welchen Erfolg sie haben können. Können sie das Einkommen erhöhen? Sind Haushalte bes-

ser in der Lage sich gegen Risiken zu schützen? Ist es möglich die Einkommensquellen zu 

diversifizieren?  

4.2.2.2.1 Der Malawi Mudzi Fund 

1996 veröffentlichten Hulme und Mosley eine internationale Studie über Mikrokredite. Dar-

unter befand sich auch die Malawi Länderstudie, die von Graeme Buckley präsentiert wurde. 

Ich habe dieses Land als Beispiel gewählt, da es einerseits ähnliche ökonomische Merkmale 

wie die Côte d’Ivoire aufzeigt. Zum anderen habe ich mich dagegen entschieden eine der vie-

len Bangladesh-Studien heran zu ziehen, weil ich den Blick auf den Erfolg des Systems in 

Afrika richten möchte. Die Studie von Hulme und Mosley erforscht daher das erste Land, 

welches versuchte das Grameen Bank Prinzip im eigenen Land zu übertragen.184 Er werden 

daher zunächst die wirtschaftlichen Umstände in Malawi im Überblick vorgestellt. Danach 

konzentriere ich mich auf den Malawi Mudzi Fund (MMF), seinen Zielen, Durchführung und 

Erfolg. 

Malawi gehört zu den ärmsten Ländern der Welt und befindet sich im HDI Ranking dicht an 

der Côte d’Ivoire.185 Auch die wirtschaftlichen Erfolge in den 70ern bilden eine Gemeinsam-

keit. Jedoch sind es Tabak, Tee und Zucker, die zu den wichtigsten Exportgütern Malawis 
                                                 
182 Vgl. Yearofmicrocredit.org 
183 Hier setzt auch eine weit diskutierte Frage an: Inwiefern soll das „Geschäft mit den Armen“ kommerzialisiert 
werden und schneidet damit Themen der ethischen Vertretbarkeit an. Aus wirtschaftswissenschaftlicher Perspek-
tive setzt sich Reinhard H. Schmidt damit auseinander. Seinem Standpunkt zufolge ist unter bestimmten Bedin-
gungen (wie Transparenz und Informationsfluss zwischen Bank und Kunden) eine kommerzialisierte Seite nicht 
zu verachten. Die Notwendigkeit der Bank sich selbst zu erhalten ist durch Geberzuschüsse nicht immer geleis-
tet. Eigene Reserven macht die Bank oder NGO unabhängig. Allerdings muss man dazu sagen, dass sie auch oft 
unabhängig von Kontrollen sind. Weitere Informationen findet man in: Schmidt, Reinhard (2009): Microfinance, 
Commercialisation and Ethics.  
184 Vgl. Buckley In: Hulme/Mosley 1996: 339 
185 Malawi liegt im Ranking 2009 auf Platz 160 und die Côte d’Ivoire auf Platz 163. 
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zählen. Genau wie die Côte d’Ivoire geriet das kleine zentralafrikanische Land in eine öko-

nomische Krise. Durch mehrere Einflüsse, wie dem Krieg im Nachbarland Mozambique, das 

bis zu einer Millionen Flüchtlinge nach Malawi brachte, oder den schlechten Wetterbedin-

gungen, wurden auch hier Anfang der 90er Strukturanpassungsprogramme eingeführt. Einen 

weiteren Schock erlitt die Wirtschaft 1991/1992 als sich durch eine lange Dürre der Maiser-

trag um 60% reduzierte. Durch die Öffnung des Markets sind die malawischen Bauern genau-

so abhängig von instabilen Marktpreisen wie ihre ivorischen Kollegen. Auch in Malawi ist 

Armut ein ländliches Problem, da 90% der Bevölkerung auf dem Land leben und arbeiten. 

Daher bildet der Agrarsektor den wichtigsten ökonomischen Ertrag (über ein Drittel des BIP). 

Der Sektor lässt sich in zwei Bereiche teilen, den Landsektor und den Kleinbauernsektor. Ers-

terer umfasst Landbesitz von über 10ha und ist auf Exportwirtschaft ausgerichtet mit den cash 

crops Tabak, Tee und Zucker. Die Kleinbauern produzieren hauptsächlich Mais.186  

Ein weiteres Problem bildet in Malawi außerdem der Druck auf die Ressource „Land“, das 

durch eine wachsende Bevölkerung und einer schnellen Abnahme landwirtschaftlich nutzba-

ren Bodens verursacht wird. Um landwirtschaftliche Projekte zu fördern und zu unterstützen, 

sah man die Errichtung von Kreditanstalten als Lösung. Im Zuge dessen wurde 1978 das Na-

tional Rural Development Programme eingeführt, welches durch Kreditvergabe höhere Pro-

duktivität versprach. 1987 wurde im Rahmen dieses Programms die Smallholder Agricultural 

Credit Administration (SACA) gegründet als Unterorganisation des Landwirtschaftsministeri-

ums. Zwar gab es schon viel früher formelle und informelle Finanzinstitutionen im Land, 

dennoch ist sie die erste landesweite institutionelle Einrichtung und Organisation für Kredit-

vergabe an Kleinbauern. Sie organisierte sich durch farmer’s clubs, eine Gruppe von ungefähr 

36 Mitgliedern, die auf dem Konzept der Mithaftung basierte. Buckley stellte allerdings fest, 

dass die Kreditvergabe sich hauptsächlich auf wirtschaftlich besser gestellte Bauern richte-

te.187 Aus diesem Grund errichtete man ein Parallelprogramm, das ausschließlich die sehr 

armen Bauern als Zielgruppe definierte, den Malawi Mudzi Fund. 

„It was hypothesised that if finance were made available to the ´core poor`, they would be 

able to generate off-farm employment which would increase their incomes and lead to im-

provements in farming practices and greater food security.”188 Der Fund wurde durch die ma-

lawische Regierung unterstützt und war fast komplett vom International Fund for Agricultu-

ral Development (IFAD) finanziert. Einige Zuschüsse kamen zudem von USAID. Die hohe 

Abhängigkeit von Gebern und der damit wachsende Druck Resultate zu zeigen, wirkte sich in 

                                                 
186 Vgl. Buckley In: Hulme/Mosley 1996: 302f 
187 Vgl. Ebd.: 308ff 
188 Ebd.: 337 
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der Startphase des Programms negativ aus. Denn es wurde der Wert auf schnelle Auszahlung 

gelegt, anstatt auf hohe Zinserträge in der Zukunft. Das Projekt MMF startete 1990 mit zwei 

Pilotregionen und einer Teilnahme von 4000 Haushalten. Wie sich später als Problem heraus-

stellte, wurde die Wahl der Regionen von einem politisch beeinflussten Komitee getroffen. 

Das hatte zur Folge, dass das Grameen Modell nicht übertragbar war, weil andere sozioöko-

nomische Bedingungen herrschten. Die Assoziation mit der Regierung wurde auch von Seiten 

der lokalen Bevölkerung gemacht. Diese dachten, das MMF wäre eine regierungsgeführter 

Wohlfahrtsorganisation und sahen damit nicht die Notwendigkeit und Dringlichkeit ihre Kre-

dite zurückzuzahlen, was große Probleme für das finanzielle Überleben des MMF mit sich 

zog. Dazu kam, dass im Gegensatz zu einer Neuerrichtung einer Grameen Bank, der MMF 

kaum lokales Vertrauen aufbauen konnte. Die Bankmitarbeiter waren der Lokalität fremd und 

Gruppenkontrolle, -vertrauen, -sicherheit und -zwang waren nicht gegeben. Diese gemein-

schaftliche Überprüfung und Garantie macht die Grameen Bank erst lebensfähig. Das ist in 

Malawi aber nicht geschehen. Das erste Fazit der Implementierung der Mikrokredite für är-

mere malawische Bauern ist also negativ. Buckley sieht die Probleme in der Planungsphase, 

bei der überhaupt nicht auf lokale Gegebenheiten Rücksicht genommen wurde. Ein weiteres 

Versagen seitens des MMF war es wirklich auf die ländliche Wirtschaft einzugehen. So kolli-

dierten Rückzahlforderungen mit dem Bestellen der Felder und nicht mit dem Ernteverkauf. 

Trotz der anfänglichen Probleme des MMF wurde versucht, die Organisation anzupassen und 

zu verbessern.  

Buckley konzentriert sich dennoch auf die Auswirkungen des Kredits, die nun vorgestellt 

werden sollen und die Eingangsfragen zu Mikrokrediten klären. Kann durch Mikrokredite 

mehr Arbeit geschaffen werden und kann es das Einkommen sowie die Verkäufe erhöhen? 

Die Studie kam zu folgenden Ergebnissen. Drei Viertel der Kreditnehmer nutzten das zusätz-

liche Geld um ein neues Geschäft zu starten. Das impliziert, dass sie ohne diesen Kredit ar-

beitslos wären. Demnach könnte man die Aussage treffen, dass die Kredite tatsächlich Ar-

beitsplätze schufen. Buckley weist jedoch darauf hin, dass dieser „Arbeitsplatz“ nicht zu ver-

gleichen ist mit einer festen Arbeit, da die Selbstständigkeit der Armen fragil und unvorher-

sehbar ist.  

Konnten durch die neuen Geschäfte neue Einkommensmöglichkeiten geschaffen werden? Der 

MMF hat sich nicht explizit Einkommensdiversifizierung als Ziel gesetzt. Dazu kam, dass die 

Kreditnehmer frei über die Investitionsaktivitäten entscheiden konnten und sich in den meis-

ten Fällen für die Arbeitsbereiche entschieden haben, in denen sie schon vorher beschäftigt 

waren. Das heißt also Landwirtschaft und Fischerei. In beiden Pilotregionen waren die Res-
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sourcen sehr knapp und andere Beschäftigungssektoren wären zu unsicher gewesen. Daher 

wurden keine „nicht-agrarischen Sektoren“ durch die Mikrokredite erschlossen. 

Im Bereich der Verkäufe und des Profits kann man feststellen, das tatsächlich ein Anstieg 

durch den Kredit zu verzeichnen ist. Die Evaluation zeigt, das Mudzi Mitglieder, die noch 

keinen Kredit erhalten haben, nur geringe Verkäufe verzeichnen. Diejenigen, die ihren ersten 

Kredit schon zurückgezahlt haben, konnten ihre Verkäufe leicht erhöhen. Die Kreditnehmer, 

die schon den zweiten Kredit erhielten, verkauften mehr als das doppelte als die Gruppe im 

ersten Durchlauf. Die Kreditnehmer, die ihren zweiten Kredit schon zurückgezahlt haben, 

verdienten sogar das Vierfache als die Gruppe, die gerade ihren ersten Kredit erhielt. Buckley 

erwähnt, dass die Zahlen nicht objektiv sind, da es die Nichtzurückzahler und Aussteiger nicht 

berücksichtigt. Dennoch, der Kredit zeigte Wirkung bei den Armen, die in der Lage waren das 

Geld richtig einzusetzen. 

Auch das Einkommen des Haushalts zeigt bei den Mitgliedern, die schon mindestens einen 

Kredit erhalten haben, einen Anstieg. Vor allem bei denjenigen, die gerade einen zweiten 

Kredit aufgenommen haben, lässt sich ein Anstieg auf MK655 verzeichnen, im Gegensatz zu 

MK268 im Monat bei Mitgliedern mit dem ersten Kredit. Auch hier weist Buckley darauf hin, 

dass nicht genau gesagt werden kann woher das Geld kommt und wer wie viel im Haushalt 

zum Einkommen beiträgt. Jedoch scheint sich das Haushaltseinkommen durch den Kredit zu 

erhöhen. Als Zielgruppe wurden neben den sehr Armen auch Frauen definiert. Es wurde fest-

gestellt, dass Frauen das Geld tatsächlich produktiver im Haushalt umsetzen und es für Nah-

rung, Schulgebühren und Rückzahlungen ausgeben. Also Investitionen, die Armut senken 

können.189 

Zusammenfassend zeigt die Studie, dass trotz Implementierungsschwierigkeiten und Vorbe-

halte die Statistiken ein Anstieg im Einkommen und im Verkauf zeigen. Man kann als vor-

sichtige Zwischenbilanz sagen, dass Mikrokredite in bestimmten armutssenkenden Bereichen 

positiven Einfluss nehmen. In dieser Malawi Studie wird auf die Missplanung hingewiesen 

und die Folgen eines nicht länderspezifischen, angepassten Programms. Um das Wissen und 

die Ergebnisse aus der Praxiserfahrung zu Mikrokrediten noch zu erweitern, sollen im nächs-

ten Punkt internationale Resultate sowie Rückschlüsse auf erfolgversprechende Durchführung 

zusammengefasst werden. 

 

 

                                                 
189 Kapitel 4.2.2.2.1 Vgl. Buckley 1996: 339-359 
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4.2.2.2.2 Internationale Resultate 

Die Zusammenfassung der Ergebnisse stammt zunächst aus einer großangelegten Untersu-

chung von Murdoch und Haley, die die Resultate großer internationaler Studien in einem um-

fangreichen Paper darstellen.190 Auch die Ergebnisse von Gobezie’s Studie zu Mikrofinanzen 

in Ägypten sollen in die Auswertung einfließen. Es soll zunächst ein genereller Erkenntnis-

stand präsentiert werden um dann auf Erkenntnisse zur Durchführung und Zielgruppenformu-

lierung überzugehen. Im Anschluss sollen die Auswirkungen der Kleinkredite erläutert wer-

den und abschließend Empfehlungen und Vorschläge der Autoren zur Verbesserung des Mik-

rokreditsystems. 

Gobezie stellt fest, dass es in der Praxis eigentlich keinen großen Fortschritt im Bereich der 

Mikrofinanzen gibt und noch immer vorrangig landwirtschaftliche Aktivitäten finanziert wer-

den und weniger neue Technologien bzw. nicht-landwirtschaftliche Beschäftigungsfelder. Er 

fügt dem noch hinzu, dass trotz Anstieg des Einkommens, die Befriedigung der Grundbedürf-

nisse damit nicht unbedingt gedeckt wird.191 Das heißt, es besteht keine Garantie dafür, dass 

bei Einkommensakkumulation auch Armut gesenkt werden kann. Diese eher pessimistische 

Schlussfolgerung steht jedoch der Erkenntnis gegenüber, das vor allem weibliche Kreditneh-

mer genau in diesen Bereichen investieren. Als Rahmenbedingungen für Mikrokredite stellte 

Wright fest, das eine Infrastruktur und Zugänge zu Märkten bestehen müssen.192 Dieser Punkt 

wird sehr interessant in Bezug auf fragile Staaten, da diese Bedingungen dort oft nicht vorzu-

finden sind. In der Diskussion um Mikrokredite und der Côte d’Ivoire in Punkt 4.2.2.4 wird 

darauf noch mal eingegangen. Die Einführung von Mikrofinanzen muss im Vorfeld geplant 

werden und ist vor allem den sozioökonomischen Gegebenheiten der Region oder des Landes 

anzupassen. Gobezie weist trotzdem darauf hin, das noch immer ein one-size-fits-all Denken 

existiert.193 Dieser Hinweis ist nicht unberechtigt in Anbetracht des MMF, welches versuchte 

das Grameen Bank Prinzip zu kopieren ohne sich auf malawische Verhältnisse einzulassen. 

Die benötigten Utensilien für Mikrofinanzen seien aber relativ preiswert. Zudem liefern die 

entsprechenden Institutionen nützliche Daten für sowohl Geber als auch für Parallel- oder 

Zusatzprogramme.194 Um wirklich den sehr armen Bevölkerungsteil zu erreichen, muss dieses 

Ziel explizit und tief verwurzelt in den Prinzipien der Mikrofinanzinstitution sein. Denn sehr 

arme Menschen können kaum oder keine Sicherheiten aufweisen und das Risiko für die Fi-

                                                 
190 Murdoch/Haley 2002: 1 Bei den Studien handelt es sich um das CGAP’s Poverty Asessment Tools, Cashpor 
Housing index, SEF’s Participatory Wealth Ranking und dem USAID’s AIMS Tools. 
191 Vgl. Gobezie 2004: 2 
192 Vgl. Wright 2000 zit. nach Murdoch/Haley 2002: 29 
193 Vgl. Gobezie 2004: 2 
194 Vgl. Murdoch/Haley 2002: 1 
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nanzinstitution ist dadurch viel höher, wodurch trotz aller Formulierungen dennoch besser 

bemittelte Menschen in der Kreditvergabe bevorzugt werden. Bei entsprechender Organisati-

on können Kredite auch für die Menschen unter der Armutsgrenze effektiv sein. Die Haftver-

pflichtung einer Gruppe zeigt sich als innovatives Instrument finanzielle Sicherheiten zu sub-

stituieren. Bezüglich der Zielgruppe herrscht dennoch Einigkeit, dass Mikrokredite nicht für 

jedermann sind.195 Murdoch und Haley stellten fest, dass besonders behinderte oder kranke 

Menschen nicht geeignet sind. Für diese Menschengruppe müssen andere Methoden gefunden 

werden, um die Grundbedürfnisse zu befriedigen, wenn sie selbst nicht in der Lage sind. Auch 

wenn die Studien keinen Zusammenhang zwischen der Armutshöhe und der Unternehmens-

fähigkeit zeigen, wird trotzdem betont, dass eine unternehmerische Grundbildung den positi-

ven Einfluss von Mikrokrediten erhöht. Einmal für den Kreditnehmern, der mit dem Wissen 

besser wirtschaften kann. Zum anderen für die Finanzinstitution, die dadurch effizienter arbei-

ten und mit höheren und vollständigeren Rückzahlungen rechnen kann. Weitere Beachtung 

sollte das outreach der Kreditinstitute finden. Der Zugang zu Finanzinstituten bleibt in der 

Realität oft eingeschränkt und die Erreichbarkeit der Armen seitens der Kleinkreditgeber ist 

oft schwierig. Häufig liegt es an geografischen Bedingungen, aber auch einem Mangel an 

Interesse in bestimmten Regionen diesen Service anzubieten. Die Auswirkung der Mikrokre-

dite zeigt, wie auch die vorliegende Studie des MMF, eine Erhöhung des Einkommens. Man 

kann damit die eingangs formulierten Thesen zum Einfluss der Mikrokredite auf Armutsre-

duktion anhand der analysierten Studien beantworten. Eine Erhöhung des Einkommens ist 

tatsächlich in den meisten Fällen möglich. Eine Diversifizierung des Einkommens ist nur un-

ter den Bedingungen möglich, das Zugang zu neuen Märkten existiert und auch Absatzmärkte 

vorhanden sind. Dazu kommt, dass es auch eine Bereitschaft seitens der Kreditnehmer geben 

muss, sich auch in nicht-landwirtschaftliche Aktivitäten zu wagen. Oft ist das Ursprungs-

handwerk ein Teil familiärer und kultureller Tradition.196 Sich davon zu lösen und ein höheres 

Risiko einzugehen, kann nicht vorausgesetzt werden. Bei tatsächlicher Einkommensakkumu-

lation zeigt sich vor allem bei Frauen die Initiative in Grundbedürfnisse zu investieren. Dar-

aus kann man schließen, dass bei Beachtung genannter Bedingungen und Schwierigkeiten, 

Mikrofinanzen Potential haben auf Armutsdimensionen positiven Einfluss zu nehmen. Aber 

sind Mikrokredite wirklich in der Lage Armut zu senken? In der Literaturrecherche wurde 

keine Studie gefunden, die die langfristigen Folgen von Mikrokrediten darstellt und die An-

zahl der Menschen nennen kann, die es wirklich geschafft haben durch MK den Armutskreis 

zu durchbrechen. Mikrokredite können laut den Studien zu einem erhöhten Einkommen ver-
                                                 
195 Vgl. Murdoch/Haley 2002: 2 
196 Vgl. Gobezie 2004: 18 
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helfen, aber ist diese Summe ausreichend um dauerhaft der Armut zu entfliehen? Wie wirk-

sam ist die Selbstständigkeit in armen, ländlichen Gebieten? Es gibt auch viele Beispiele, bei 

denen Menschen den Kredit nicht zurückzahlen konnten und unter einem weiteren Schulden-

berg leiden müssen. Es deutet alles darauf hin, dass Mikrokredite kleine Unterschiede im 

Budget machen können und vor allem das Selbstwertgefühl und unternehmerischer Geist ge-

weckt wird, aber die einschlägige, langfristige und sichere Armutsreduktionsstrategie ist es 

nicht. Ich sehe dennoch ein Potential, die Vorteile des Programms mit Parallelprogrammen zu 

verknüpfen um Erfolge im Kleinen zu erzielen und nationale Strukturen aufzubauen, die es 

erlauben wirtschaftliche Informationen und Daten zu sammeln um die wirtschaftliche Dimen-

sion der Armut besser zu verstehen und bekämpfen zu können. 

Abschließend sollen die Empfehlungen der Autoren das Verständnis um Mikrokredite abrun-

den. Gobezie kommt zu dem Schluss, dass das outreach erhöht werden muss und auch abge-

legene Gegenden von dem Service profitieren sollen. Daher soll auch die ländliche Infrastruk-

tur verbessert werden um die Erreichbarkeit zu erhöhen. Zudem erwähnt er die Kommunika-

tion zwischen Institution und Kreditnehmer. Klare und angemessene Geschäftsbedingungen 

müssen vermittelt und verstanden worden sein. Um sich an die Bedürfnisse verschiedener 

Gruppen anzupassen, sollen Zinsen diversifiziert werden. Daher setzt Gobezie, aber auch die 

anderen Autoren, auf Bildung und Information über Mikrokredite und Unternehmensführung 

um die Fähigkeiten des Einzelnen zu verbessern und um langfristig Erfolge erzielen zu kön-

nen.197 Murdoch und Haley erweitern diese Bedingung indem sie sich für Parallelprogramme 

aussprechen, die zusammen mit der Mikrokreditvergabe ausgeführt werden sollen. Wenn Inf-

rastrukturen für Mikrofinanzen errichtet werden, sind die Kosten für Bildung und Gesundheit 

nur noch marginal, da sie auf den errichteten Strukturen aufbauen können. Letztendlich kön-

nen Vulnerabilitäten der Armen verringert werden, indem sie durch höheres Einkommen und 

gestärktes Humankapital besser gegen Risiken geschützt sind. Dennoch gibt es Naturkatastro-

phen, die Ernten zerstören und Einkommensquellen vernichten. Andere externe Schocks, wie 

Tod oder Krankheit eines Familienmitglieds, Notfälle und Ausfall von Arbeitskräften zwingt 

die Armen ihre Ersparnisse aufzubrauchen, oder ihr Hab und Gut zu verkaufen. Mikrokredite 

helfen da nicht weiter und müssen vielleicht noch zusätzlich zurückgezahlt werden. Daher 

möchte ich mich im folgenden Punkt dem zweiten großen Bereich der Mikrofinanzen wid-

men: der Mikroversicherung. 

 

                                                 
197 Vgl. Gobezie 2004: 18 



69 

4.2.2.3 Mikroversicherungen 

Der Schutz gegen und die Unterstützung bei externen Schocks ist eine Form der sozialen Si-

cherung. Dieser Abschnitt soll daher einen Zusammenhang zwischen Mikroversicherungen 

(MV) und sozialer Sicherung herstellen, mit der Annahme: „social protection is an important 

tool to prevent poverty and strengthen the capacity of the poor to get out of poverty“.198 Der 

Punkt wird durch eine Definition von sozialer Sicherung und Mikroversicherungen eingelei-

tet. Anschließend sollen beide Elemente unter dem Aspekt der Armutsreduktion verknüpft 

werden. Einschränkungen und Empfehlungen bilden den Abschluss. Es wird darauf hingewie-

sen, dass nur auf die formellen Mikroversicherungen eingegangen wird. In der Praxis finden 

sich dennoch hauptsächlich informelle Zusammenschlüsse bestimmter Gruppen oder Gemein-

schaften, die mit eigenen Mechanismen sich gegenseitig gegen Schocks schützen. Auch wenn 

diese Strukturen sehr interessante Erkenntnisse und Beispiele liefern, so sind sie extrem kul-

tur- und traditionsabhängig und sollen daher nicht als übertragbare Strategien verallgemeinert 

werden.199  

Der Zugang zu sozialer Sicherheit und Sicherung ist ein fundamentales Menschenrecht;200 das 

heißt, die Regierung und die internationale Gemeinschaft müssen für ihre Einhaltung sorgen. 

Die Herausforderung bleibt der informelle Sektor, bei dem die Menschen nicht in gesetzliche 

Versicherungen einzahlen und keinen formellen finanziellen Rückhalt haben. Die Mikroversi-

cherungen sollen genau diese „Nische“ versorgen. Aber was ist soziale Sicherung?  

 

“Social protection is defined by the ILO as the set of public measures that a society provides 

for its members to protect them against economic and social distress that would be caused by 

the absence or a substantial reduction of income from work as a result of various contingen-

cies (sickness, maternity, employment injury, unemployment, invalidity, old age, and death of 

the breadwinner); the provision of health care; and, the provision of benefits for families with 

children.”201 

 

                                                 
198 Jacquier et al. 2006: 47 
199 Es existieren viele interessante Recherchen zum Einfluss von Mikroversicherungen auf Frauenrechte und 
Frauenempowerment. Eine davon ist: Becher, C. (2001): „According to our tradition, a woman cannot own 
land“. Die geschlechtsspezifische Einbettung von Land und Ökonomie im Norden Ghanas. In: Lachenmann, G.; 
Dannecker, P.: Die geschlechtsspezifische Einbettung der Ökonomie. Münster: LIT Verlag.  
Einen Überblick über die Vielfalt der Sozialen Sicherungsmechanismen in den Entwicklungsländern, kann man 
sich im sehr informativen Artikel von Leliveld schaffen. Leliveld, A. (1994): Types of Social Security Mecha-
nism. In Leliveld, A.: Social Security in Developing Countries. Tinbergen Institute Research Series Nr. 85 
200 Universal Declaration of Human Rights Art. 22 und 25 
201 ILO 2003 
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Soziale Sicherung ist demnach ein Instrument, mit dem Ungleichheiten und Vulnerabilitäten 

gesenkt werden können. Beides sind dennoch kritische Schritte um Armut zu senken. Durch 

die Flexibilität und die Vielfalt der gemeinschaftlichen sozialen Sicherungsmechanismen 

werden Gleichheit und Solidarität gefördert. Begünstigte können von einem Zugang zu Ge-

sundheits- und Grundversorgungsdienstleistungen sowie von Einkommenssicherheit profitie-

ren. Aber nicht nur Einkommenssicherheit, sondern auch gesamtwirtschaftliche Vorteile sind 

bei sozialer Sicherung zu erkennen. Ausfallendes Einkommen kann übergangsweise ersetzt 

werden, durch zum Beispiel Arbeitslosenversicherung, und hält damit die Kaufkraft der Men-

schen konstant. Mit einem entsprechenden Rückhalt ist die Bevölkerung viel mehr in der La-

ge auch risikoreichere Investitionen oder Arbeitsmöglichkeiten wahrzunehmen, die produkti-

ver und besser bezahlt sind.202 Neben den wirtschaftlichen Vorteilen, hat soziale Sicherung 

zudem das Potential, ausgeschlossene Gruppen zu inkludieren. Der dritte Vorteil ist ähnlich 

dem der Mikrokredite: sie erhöhen das Selbstbewusstsein, die Teilnahme und sie können em-

powern. Jacquier et al. halten eine Zusammenarbeit von Mikroversicherungen, dezentralisier-

ten Programmen der sozialen Sicherheit und zivilgesellschaftlichen Organisationen für das 

passende Rezept um Armut zu senken und soziale Sicherung für alle verfügbar zu machen.203 

Mikroversicherungen können von sehr unterschiedlichen Organisationen angeboten werden. 

Oft sind es Organisationen der Zivilgesellschaft, die entweder unabhängig operieren oder mit 

formellen sozialen Sicherungssystemen zusammenarbeiten, wie zum Beispiel mit Versiche-

rungsanstalten. Darüber hinaus sind auch Kooperationen mit öffentlichen Institutionen mög-

lich oder bestimmten Dienstleistungsanbietern, etwa im Gesundheitsbereich, oder mit lokalen 

Autoritäten.204 Die Versicherung soll also die positiven Effekte der sozialen Sicherung in-

strumentalisieren und Menschen gegen externe Schocks schützen. Wie funktioniert dieses 

System? „Microinsurance firms can offer better risk management alternatives to poor house-

holds by pooling the risks of individuals of a similar risk class and transferring it to a larger 

and more diverse group of insured participants.“205 Man kann drei Hauptbereiche unterschei-

den, die Mikroversicherungen abdecken: Gesundheits-, Lebens- und landwirtschaftliche so-

wie Viehversicherung. Die Lebensversicherung bildet hier die Spitze der gängigsten Mikro-

versicherungsprodukte in einkommensschwachen Ländern.206 

Jacquier et al. stellen fest, dass eine weitreichende soziale Sicherung nur dann erreicht wird, 

wenn die Regierung bereit ist, die Mikroversicherungen in die nationalen Pläne aufnehmen 
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und mit eigenen sozialen Sicherungsprogrammen verknüpfen.207 Die Vor- und Nachteile der 

Mikroversicherungen als erweitertes nationales Programm sollen unter dem Aspekt der Ar-

mutsreduktion im Folgenden vorgestellt werden. Wenn die Regierung eines Landes bemüht 

ist seiner Bevölkerung Strukturen zu bieten, die sie sozial absichern, dann können Mikrover-

sicherungen sie dabei unterstützen. In einkommensschwachen Ländern, wo der Staat nicht in 

der Lage ist genügend Mittel aufzubringen um eine flächendeckende Sicherung zu gewähr-

leisten, sind es die MFIs, die zusätzliche Ressourcen zur Verfügung stellen. Ein Merkmal der 

Armut ist ein schlechter Gesundheitszustand. Wie im Punkt 3.3.1 erklärt wurde, liegt es an 

mangelndem Personal, schwierigem Zugang und zu hohen Gebühren, dass die Menschen 

nicht von Gesundheitsdienstleistungen profitieren. MVs können den Zugang erleichtern in-

dem sie finanzielle Beschränkungen aufheben. Außerdem kann man durch den Einfluss von 

MVs eine höhere Transparenz im Bereich der Gesundheitsdienstleistungen erwarten. Wie 

festgestellt wurde, sind es vor allem Frauen die von Armut betroffen sind. MV bieten ihnen 

nicht nur einen finanziellen Schutz, sondern auch eine Form von Teilnahme am finanziellen 

Budget des Haushalts. Durch die Partizipation der Zivilgesellschaft und der lokalen Bevölke-

rung wird ein Sinn der Solidarität vermittelt und die lokale Wirtschaft gefördert. Betrug und 

Korruption treten viel weniger auf, wenn sich die Mitglieder kennen und die Programme in 

einem kleinen lokalen Rahmen durchgeführt werden. Allerdings muss man dem hinzufügen, 

dass durch diese informellen Beziehungen es dennoch Probleme der regelmäßigen Einzahlun-

gen gibt und damit die Nachhaltigkeit des Programms gefährdet wird. Wenn MV als Erweite-

rung des nationalen Sicherungsprogramms dienen, dann können sie dezentralisierte Struktu-

ren nutzen und damit die Transaktionskosten verringern. Jacquier et al. erwähnen trotz des 

vielversprechenden Potentials der MV auch einige Einschränkungen.208 Viele Menschen blei-

ben dem jedoch ausgeschlossen. Bueno schreibt, dass die Lebensversicherungen nur 2% des 

potentiellen Markts erschließen.209 Oft ist das Personal nur unzureichend geschult und redu-

ziert die Laufzeit vieler Versicherungen, weil schlecht verwaltet wird. Seitens der Kunden 

kann man erkennen, dass die Fähigkeit regelmäßig einzuzahlen durch die ärmlichen Verhält-

nisse sehr eingeschränkt ist. Auch die Auszahlungen sind dadurch gefährdet und liefern damit 

nur eingeschränkte Leistung. Prinzipiell, können Mikroversicherungen nicht komplett die 

Aufgabe einer gesetzlichen Versicherung erfüllen, da die internen Mechanismen anders sind. 

So wird zum Beispiel zwischen reichen und armen Beitragszahlern nicht umverteilt. Außer-
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dem werden Menschen ausgeschlossen, die überhaupt nichts einzahlen können.210 Die MFIs 

sind untereinander sehr mangelhaft koordiniert, wo doch genau hier eine Kooperation so be-

reichernd wäre. Die Daten, Strukturen, Informationen und finanzielles Budget können sich 

ergänzen und die Leistungen und Nachhaltigkeit verbessern.211 

Der Ausblick der Mikroversicherung wird von der internationalen Gemeinschaft als positiv 

bewertet, da sie die genannten Aufgaben der sozialen Sicherung für bisher ausgeschlossene  

(,arme) Bevölkerungsgruppen zugänglich machen. Daher müssen Kapazitäten erweitert wer-

den und ein besserer Informationsaustausch zwischen den MFIs, der Regierung und der Zivil-

gesellschaft stattfinden. Dadurch können Statistiken und Daten produziert werden, die ein 

effektiveres handeln möglich machen. Eine weitere interessante Idee sind die Rückversiche-

rungen. Das würde die MVs finanziell stabil halten und ihnen selbst Sicherheiten liefern. Die 

Einbettung in weitere Netzwerke kann die MV stärken und ihnen Unterstützung und Trai-

nings anbieten.212 Ich kann mir vorstellen, dass an diesem Punkt externe Akteure ins Spiel 

kommen können, die durch ihr Engagement im Land sich hinter die MFIs der Zivilgesell-

schaft stellen und ihnen technische Unterstützung bieten. Auch hier müssen, wie bei den Mik-

rokrediten, Synergien mit Parallelprogrammen hergestellt werden, denn Mikroversicherungen 

sind nicht allein und ausschließlich in der Lage Menschen gegen Armut zu schützen oder sie 

aus der Armutsspirale zu ziehen.  

4.2.2.4 Mikrofinanzen in der Côte d’Ivoire 

Kann die Armut in der Côte d’Ivoire durch Mikrofinanzen reduziert werden, trotz der vor-

herrschenden Fragilität? Um diese Frage zu beantworten, werden zunächst die Dimensionen 

der Armut rekapituliert, die durch MF angesprochen werden. Danach konzentriere ich mich 

darauf, wie MFIs diese Armutsprobleme der Côte d’Ivoire bekämpfen können, sowohl auf 

Haushalts- als auch auf individueller Ebene. Im Anschluss kommt es zur eigentlichen Diskus-

sion, bei der Bedingungen und Empfehlungen aus den vorherigen Punkten zusammengetragen 

werden um sie dann der Frage auszusetzen: Ist das in der Côte d’Ivoire möglich? Welche 

Hindernisse legt die Fragilität in den Weg um Armut durch MFIs zu reduzieren? 

Im Kapitel „Was ist Armut“ wurden verschiedene Dimensionen der Armut vorgestellt, von 

denen fast die Hälfte der Ivorer betroffen ist. Dazu gehören ein geringes Einkommen, Arbeits-

losigkeit, schlechte Lebensbedingungen und das Risiko der individuellen Armut. Diese Berei-

che sind alle von dem Wirken der Mikrofinanzen betroffen. Für die Bereiche Einkommen, 
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Humankapital und Arbeit können Mikrokredite eine Lösung bieten. Der Schutz gegen indivi-

duelle Armut und Investitionen in das Humankapital können durch Mikroversicherungen Un-

terstützung finden. Beide Stränge der Mikrofinanzen sollen nun nacheinander betrachtet wer-

den. 

Wie in den vorhergehenden Ausführungen gezeigt wurde, können MK Einkommen erhöhen 

und diversifizieren. Außerdem, kann durch Investitionen in neue Technologien produktiver 

gearbeitet werden. Neue Beschäftigungsmöglichkeiten verringern die Arbeitslosigkeit. Die 

Armut in der Côte d’Ivoire ist hauptsächlich ein ländliches Problem. Durch die Privatisierun-

gen und Öffnung des Marktes können Kleinbauern nicht mehr vor den Fluktuationen des 

Weltmarkts geschützt werden. Dennoch sind die Erzeugnisse aus der Landwirtschaft die 

wichtigste Einnahmequelle. Am Beispiel des MMF, welcher unter ähnlichen wirtschaftlichen 

Voraussetzungen arbeitete, konnte man einen Anstieg des Einkommens bei Kreditnehmern, 

im Gegensatz zu Menschen ohne Kredit, erkennen. Auch die Verkäufe konnten erhöht wer-

den. Wenn Ivorer einen Kleinkredit aufnehmen, könnten sie in hochwertigere Pflanzensamen 

investieren, da durch die Konkurrenz am Markt mehr Qualität für Kaffee- und Kakaobohnen 

gefragt ist. Der Kleinkredit hätte somit auch Potential die geringe Produktivität der Bauern 

umzukehren um neue Technologien zugunsten höherer Erträge einzusetzen. Wie die PRSP 

feststellten, konzentrierten sich die Bauern zu lang auf die gleichen cash crops.213 MK können 

genau an diesem Punkt zur Hilfe kommen, indem sie neues Startkapital zur Verfügung stellen 

und Menschen die Möglichkeit geben, eine neue unternehmerische Tätigkeit aufzunehmen. 

Jedoch kann sich dieser Prozess in der Côte d’Ivoire durch drei Gründe schwierig gestalten. 

Zunächst sind der unternehmerischen Ausbildung und dem Informationsaustausch durch hohe 

Analphabetenquote Grenzen gesetzt. Bei erfolgreichem Start eines neuen Geschäfts außerhalb 

der traditionellen oder „gewohnten“ Tätigkeiten sind bestimmte grundlegende Kenntnisse von 

Vorteil um langfristig erfolgreich zu wirtschaften. Darüber hinaus ist der ivorische Arbeits-

markt schlecht überwacht. Ohne Information und staatlichen Schutz der Bauernbetriebe sind 

neue Beschäftigungsfelder zu risikoreich. Wie in den Punkten zu Mikrokrediten gezeigt wur-

de, neigen ärmere Menschen eher dazu risikoarme Aktivitäten zu verfolgen. Eine Diversifizie-

rung des Einkommens könnte unter den genannten Umständen zu risikoreich sein und nur 

Menschen ansprechen, die noch soziale oder finanzielle Sicherheiten haben. Drittens, 

“[w]ithout the infrastructure and access to markets to allow the households financed by the 

programme to sell the goods and services they produce and offer, there is little scope for mi-
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croenterprise development, and thus poverty alleviation.”214 Die Punkte “Zugang zu Märkten 

und “Infrastruktur” sind gegenwärtig Probleme der Côte d’Ivoire. Der Zugang zu Märkten 

wird durch Privatisierungsmaßnahmen und dem direkten Einfluss des internationalen Marktes 

erschwert. Denn ein Kleinkredit wird es nicht schaffen die ärmeren Menschen national und 

international konkurrenzfähig zu machen. Die Absatzmärkte für neue Geschäfte und Produkte 

würden sich zunächst auf das lokale Umfeld beschränken. Es ist fraglich wie viel Potential die 

ärmeren, ländlichen Regionen haben sich vom Kaffee- und Kakaoanbau zu lösen bzw. von 

Baumwolle und Getreide im Norden. 

Nicht nur der erhöhte Gewinn durch die Mikrokredite kann in Humankapitalinvestitionen 

gesteckt werden, sondern auch eine Absicherung durch Mikroversicherungen ermöglicht kon-

tinuierliche Ausgaben auch im Falle des Einkommensausfalls. Wie im Kapitel 3.3.3 beschrie-

ben, ist der Lebensstandard in der Côte d’Ivoire mangelhaft. 88% der ländlichen Bevölkerung 

hat keinen Zugang zu sauberem Wasser, zudem liegt die Analphabetenquote über 50%. Mik-

roversicherungen sollen die soziale Sicherung auch für arme Menschen möglich machen. Pro-

gramme, die speziell an Frauen gerichtet sind, können auch in der Côte d’Ivoire Chancen bie-

ten, lokal Absicherungen zu schaffen. Darüber hinaus, können MV nicht nur helfen die Armut 

zu bekämpfen, sondern dem Staat mehr Legitimität verschaffen, weil er mit ihrer Hilfe die 

economic and social rights der Bürger erhöhen kann. Auch wenn MV vor individueller Armut 

schützen sollen, ist eine kleine Gruppe davon ausgenommen. Wie Bird und Pratt erwähnen, 

müssen für Behinderte spezielle Armutsreduktionsstrategien zur Anwendung kommen.215 

Murdoch und Haley gehen auf diesen speziellen Umstand ein und erläutern, dass Mikrofinan-

zen keine sinnvolle Strategie für diese Gruppe sind.216 

Die Anbieter von Mikrofinanzen können entweder Teil einer Regierungsinitiative sein, so wie 

der MMF, oder aus der Zivilgesellschaft entstehen. In beiden Fällen gibt es Hindernisse und 

Erfolgspotential, auch unter den Umständen der Fragilität. Im ersten Fall ist es möglich das 

outreach zu erweitern, weil nationale Strukturen genutzt werden können. Jedoch ergibt sich 

an diesem Punkt ein Hindernis. Drei Jahre nach dem unterzeichneten Friedensabkommen hat 

die Gbagbo/Soro Regierung den Norden noch nicht mit Autorität als auch mit Infrastruktur 

und sozialen Dienstleistungen erreicht. Das ehemals gespaltene Land weist derzeitig keine 

einheitlichen Strukturen der Erreichbarkeit auf. Daher wären ausgelagerte Mikrofinanzinstitu-

te zunächst regional beschränkt. Anderseits könnten Bemühungen der Regierung die Legiti-

mität verbessern, wenn man versuchte den Norden in die Planung einzubeziehen. Da Mikrofi-
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nanzinstitute lokal konzentriert sind, ist es möglich auf die speziellen Umstände des Nordens 

einzugehen. Jedoch schließt sich dem ein nächstes Problem an, die Korruption. Der Autori-

tätsverlust und die ungenügende Rechtsstaatlichkeit zeigen ihre Folgen in der Wirtschaft und 

dem Staatsbudget. Auch die zuvor diskutierte Strategie „Dezentralisierung“ zeigte, das eine 

Auslagerung von finanziellen Kompetenzen verfrüht wäre, da die Gefahr besteht, dass Eliten 

in allen Teilen des Landes Gelder einnehmen und sie nicht einsetzen um, wie in diesem Falle, 

effektive Mikrofinanzinstitute zu errichten. Außerdem sind dezentralisierte Strukturen zurzeit 

politisch motiviert und wäre damit exklusiv. Ein entsprechendes Monitoring seitens der Be-

hörden könnte dem entgegenwirken, ist aber durch die geringe Autorität im Norden kaum 

möglich. Die Assoziation mit der Regierung brachte im Beispiel des MMF Nachteile, weil die 

Kreditnehmer die MFIs als Wohlfahrtsorganisation identifizierten und damit Rückzahlungen 

schwer einzufordern waren. Im Falle der Côte d’Ivoire wäre diese Möglichkeit zwar schädi-

gend für die Institution, aber eher positiv für die Regierung. Jedoch kann man dem leicht mit 

Informationsarbeit vorbeugen. Großes Potential sehe ich für Mikrokredite, wenn die Regie-

rung diese Vorhaben auf nationaler Ebene durch Wirtschaftsreformen und Schutz der Bauern 

unterstützt. Wenn die ärmere Bevölkerung versucht auch außerhalb der Landwirtschaft Arbeit 

zu suchen oder aufzubauen, muss en Zugang zu Märkten existieren, für die der Staat sorgen 

kann. Um das Einkommen zu diversifizieren und risikoreichere Aktivitäten zu starten, muss 

es Sicherheiten geben. Der Staat muss die Bauern vor dem Weltmarkt und seiner Instabilität 

schützen, damit sie Mikrokredite nutzen können um unter dem Schutz sich in andere Richtun-

gen zu bewegen. Wie schon erwähnt, wäre eine reformierte Variante des marketing boards 

sicherlich eine Alternative. Durch diese Aktionen kann das Erfolgspotential der Mikrokredite 

erhöht werden, weil arme Menschen mehr Chancen und Sicherheiten haben Investitionen zu 

tätigen. Jacquier erwähnt in seinem Artikel, dass er die Zusammenarbeit von dezentralisierten 

Programmen, zivilgesellschaftlichen Organisation und Mikroversicherungen am effektivsten 

hält. Dem ist zuzustimmen, wenn man bedenkt, dass Mikroversicherungen soziale Sicherheit 

bietet, zivilgesellschaftliche Organisationen das lokale Interesse und Vertrauen vertreten und 

die dezentralisierten Strukturen der Regierung helfen, Rückhalt und Erreichbarkeit zu ver-

schaffen.  

Im Falle einer regierungsunabhängigen Mikrofinanzinstitution kann der Einfluss der regiona-

len Zivilgesellschaften erhöht werden. Vorteile sind die lokale Identifizierung der Menschen 

mit den Kreditgebern, Solidarität und Vertrauen. Allerdings, kann man diese Vorteile auch 

mit Regierungsinitiativen verknüpfen. Außerdem wäre das outreach sehr eingeschränkt. Der 

Erfolg von Mirokrediten ist zudem vom lokalen Markt abhängig. Eine unabhängige Organisa-
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tion, ohne Rückversicherung und Unterstützung, wird es schwieriger haben in Gebieten ex-

tremer Armut nachhaltig zu wirtschaften. Eine regionale oder nationale Einbettung kann fi-

nanziellen und technischen Rückhalt bieten. 

Es wurde festgestellt, dass Mikrofinanzen am besten durch die Einbettung in nationale Pro-

gramme funktionieren. Durch die geringe Legitimität des Staates und dem ehemals abge-

schotteten Norden kann es aber zu Problemen kommen, wie einem elite capture, Korruption 

oder politisch motivierte Exklusion bestimmter Regionen. Die Flexibilität der Mikroversiche-

rungen erlaubt es jedoch sich auch außerhalb der Regierung zu bewegen. Auch externe Ak-

teure können sich durch technische Unterstützung direkt an die zivilgesellschaftlichen Orga-

nisationen wenden. Es ist immer wieder die Rede von benötigten Parallelprogrammen, die mit 

Mikrofinanzen einher gehen sollen. Der Regierung hätte damit die Möglichkeit, infrastruktu-

relle Programme mehrfach zu nutzen und in ländliche Gebiete vorzudringen. Bildungs- und 

Gesundheitsanstalten können dadurch auch in abgelegenen Gebieten angeboten werden. Da 

Mikrofinanzen sehr vom lokalen „Reichtum“ abhängen, ist es umso förderlicher wenn der 

Staat oder externe Akteure unterstützend wirken, damit sich die Institutionen auch in Gebiete 

vorwagen, die sonst nie davon profitieren könnten. Es gibt zwei große Initiativen im Land, die  

Mikrofinanzinstitutionen etablieren; Einmal seitens des United Nations Capital Development 

Fund (UNCDF), der das MicroStart Côte d’Ivoire einführte;217 zum Zweiten seitens der Re-

gierung, die die Première Agence de Microfinance (PAMF) 2008 gründete. Es ist aber zu be-

merken, dass beide Pilotregionen im Norden des Landes liegen.218 Die Auswirkungen auf die 

Armutsreduktion bleiben abzuwarten. Daher beende ich den Punkt der Mikrofinanzen mit 

folgendem Zitat: „The local microfinance providers in Côte d’Ivoire are yet to grasp the nu-

ances of providing financial services to the poor clientele and understanding the role that mic-

rofinance plays in the larger context of poverty alleviation.“219  

4.2.3 Landreform 

Der Begriff Landreformen birgt mehrere Bedeutungen. Diese beziehen sich hauptsächlich auf 

den Umfang der sogenannten angestrebten „Reformen“. Die enge Definition beschreibt Land-

reformen mit der Bereitstellung von Land für Landlose und benachteiligte Gruppen. Die brei-

te Definition meint ein umfassendes Programm zur Transformation der gesamten ländlichen 

Ökonomie.220 Warringer schreibt zur engen Definition: „[L]and reform means the redistribu-

tion of property or rights in land for the benefit of small farmers and agricultural labourers. 
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[…] This is what land reform has meant in practice, past and present.”221 Tai erklärt, dass der 

Begirff “Landreform” eher im engeren Sinne und “Agrarreform” in einem breiteren Sinne 

verwendet wird.222 Innerhalb dieser Arbeit, wird die enge Definition verwendet, da der Um-

fang einer gesamten, nationalen Agrarreform-Analyse zu gewaltig wäre. Als erstes wird wie-

der der Zusammenhang mit Armut erklärt. Bestimmte Bedingungen und Folgen von Landre-

formen müssen bei Überlegungen zu neuen Landrechten in der Côte d’Ivoire beachtet werden. 

Denn die bestehenden Landnutzungsrechte lösen Konflikte und Spannungen aus, vor allem 

zwischen Migranten und Einheimischen. Ob die Côte d’Ivoire in der Lage ist modifizierte 

Reformen durchzuführen um Armut zu senken, wird am Ende dieses Unterpunkts besprochen. 

4.2.3.1 Zusammenhang zwischen Land und Armut 

Es sei den folgenden Erklärungen vorangestellt, dass die Hauptverbindung zwischen Land 

und Armut die Tatsache ist, dass Land in Agrargesellschaften den materiellen und zum Teil 

auch sozialen Reichtum eines Haushalts determiniert. Die logische Schlussfolgerung ist, dass 

kein Land, schlechter Zugang zu Land oder unsichere Landrechte eine wichtige Existenz-

grundlage entziehen und somit Armut fördern. Ein viel zitiertes Forschungspapier und Grund-

werk zu Landrechten und Armutsreduktion ist die Weltbank-Publikation Land Policies for 

Growth and Poverty Reduction (2003). Der Autor Klaus Deininger untersucht zunächst den 

Zusammenhang zwischen Land und Armutsreduktion sowie Land und Wirtschaftwachs-

tum.223  

Wie erwähnt bietet Land die wichtigste Lebensgrundlage und gibt die Möglichkeit zu inves-

tieren, Reichtum anzuhäufen und über Generationen weiterzugeben. Wenn es sichere Rechte 

auf dieses essentielle Gut gibt, können die Landbesitzer langfristiger und produktiver planen. 

An diesem Punkt findet sich auch die Überleitung zu Mikrokrediten. Denn Landbesitzer ha-

ben somit Sicherheiten, die sie sowohl für eine Kreditaufnahme qualifizieren, als auch die 

Möglichkeit geben in risikoreichere Aktivitäten einzusteigen. Der Zugang zu Land ist zudem 

eine essentielle Quelle der Nahrungsversorgung. Gerade für Frauen ist Land wichtig, da sie 

nachgewiesener Maßen die Profite des Anbaus in Bildung und Gesundheit investieren. Wie 

bereits unter 3.3.5 besprochen, sind Frauen gerade wegen unzureichenden Landrechten und -

zugang stärker von Armut betroffen.224 

Wenn man von der engen Landreformdefinition ausgeht, dann haben Neuzuteilung und Siche-

rung von Landrechten auch einen positiven wirtschaftlichen Effekt, sowohl auf die Haushalte 
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als auch der gesamten Wirtschaftsleistung der Region und des Staats. Bauern können ihre 

Produktivität steigern, wenn sie einen sicheren Landtitel haben, da sie dadurch eher bereit 

sind in langfristige Projekte, Verbesserungen und Technologien zu investieren. Darüber hin-

aus kann sicheres Land auch effizient vermietet oder verpachtet werden. Bauern sind in der 

Lage zeitweise das Land zu verlassen, ohne Bedenken, dass sie ihr Land verlieren könnten. 

Dadurch haben sie die Möglichkeit auch nicht-landwirtschaftliche Arbeiten aufzunehmen und 

in der Stadt zu arbeiten. Generell können sich dadurch strukturelle Wechsel und die Produkti-

vität der Landnutzung entfalten; und auch der Staat profitiert. Wenn Landrechte ordentlich 

verwaltet werden, können Landsteuern zur Staatskasse beitragen und die regionale, wirt-

schaftliche Entwicklung vorantreiben. Eine Gefahr besteht jedoch bei Korruption und einem 

ineffektiven Verwaltung, die diese Entwicklungen behindern. Dieser Punkt verbindet sich mit 

Dezentralisierungsmaßnahmen des Staates. „Effective decentralization may also be hampered 

by lack of own revenue and accountability on the part of local governments.“225 Daher können 

sichere und gerechte Landtitel der Regierung helfen, Einnahmen zu generieren und Dezentra-

lisierung effektiver umzusetzen, indem lokale Landrechte effektiv und bürgernah verwaltet 

und überwacht werden. Der Staat kann diese Strukturen und Profite nutzen um durch dezent-

ralisierte Kanäle den Menschen Dienstleistungen zukommen zu lassen.226 

Landreformen können demnach dem Interesse einer ganzen Gesellschaft dienen. Auch wenn 

Reformen nicht zugunsten eines jeden Individuums ausfallen werden, betont Tai, dass eine 

ungerechte Landverteilung gesamtgesellschaftlich viel erheblicher sei, und Kapital „einfrie-

ren“ würde, sowie Fortschritte in der Landschaftstechnologie hemme.227 Adhikari und Chat-

field, die Landreformen in Nepal untersuchten, gehen sogar soweit zu sagen, dass Land der 

Hauptgrund für Armut und Einkommensunterschiede sei.228 Allerdings, gibt es diese Über-

zeugung auch für „Bildung“ und „Gesundheit“. Welches „Gut“ auch am meisten Armut ver-

ursacht, ist wahrscheinlich nur im Einzelfall zu klären. Es steht jedoch fest, dass in Agrarge-

sellschaften das Land einen sehr wichtigen Stellenwert hat. Die sozialen und ökonomischen 

Vorteile, die Sicherheiten des Landbesitzes nach sich ziehen, zeigen die Notwendigkeit der 

Landreformen um Armut zu reduzieren. „[P]roviding poor people with access to land and 

improving their ability to make effective use of land they occupy is central to reducing pov-

erty and empowering people and communities.“229  

 

                                                 
225  Deininger 2004: 2 
226 Vgl. Ebd.: 1f 
227 Vgl. Tai 1974: 16 
228 Vgl. Adhikari/Chatfield 2008: 3 
229 Deininger 2003 
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4.2.3.2 Landreformen: Bedingungen und Folgen 

„[L]and reform is major surgery, not a palliative.“230 

 

Dieses Zitat zeigt, dass Landreformen einen zum Teil revolutionären Charakter haben, bei 

dem Macht, Eigentum und Status den Besitzer wechseln.231 Da die Regierung eine Hauptrolle 

bei solchen Änderungen spielt, soll anfangs auf ihre Position und Aufgaben eingegangen wer-

den. Reformen dieser Art lassen sich nur mit der Unterstützung einer politischen Elite voll-

ziehen, daher werden im Anschluss die politischen Konsequenzen einer Landneuverteilung 

beschrieben. Wenn Landreformen dann durchgeführt werden, gibt es bestimmte Bedingungen 

und Merkmale der Neuaufteilung, die immer im regionalen Kontext stehen. Schließlich be-

steht auch bei den Landreformen die Notwendigkeit von Parallelprogrammen. 

„In a very deep sense, land tenure problems are power problems, problems of disparity in 

economic, social, and political power.“232 Es hängt also sehr stark davon ab, in welcher politi-

schen Situation das Land sich gerade befindet. Tai benennt einige Auslöser, die eine Landre-

form einleiten können; dazu gehören Revolutionen oder Unruhen auf dem Land. Interessant 

für die Côte d’Ivoire sind das internationale Klima und der Bevölkerungsdruck. Letzterer 

kann eine neue Landaufteilung erzwingen, da Nahrung knapp wird und Konflikte entstehen. 

Wenn die Regierung nicht reagiert, kann der Anstieg der Bevölkerungszahl lokale Autoritäten 

und politische Entscheidungsträger herausfordern. Die Regierung muss in der Lage sein tradi-

tionelle Rechte  zu re-interpretieren, sowie einen legalen Rahmen schaffen, indem der Land-

markt funktioniert und die Rechte der Armen geschützt werden.233 Neue Landrechte sind zu-

dem oft in einer Postkonflikt-Situation gefragt. Es liegt an den Machthabern mit den Landfor-

derungen von Frauen und Flüchtlingen umzugehen. Als friedensfördernde Maßnahme er-

wähnt Deininger die Landzuteilung für ehemalige Soldaten. Das gibt ihnen eine wirtschaftli-

che Perspektive.234 

Die Reform hat also einen sehr politischen Charakter, an dem die politische Elite stark betei-

ligt ist. Wenn die Notwendigkeit für Reformen besteht, werden diese Gruppen versuchen, mit 

den angestrebten Änderungen mehr politische Legitimität zu erhalten. Die Stimmen der Bau-

ern können damit wertvoll werden. Wenn die politische Elite ihre Sympathien weckt, wird 

ihre Popularität und Macht gesteigert. In Ländern, wo die Bauern und Großlandbesitzer nicht 

mit den Reformplänen einverstanden sind, können sie sich zu einer eigenen politische Opposi-
                                                 
230 Tai 1974: 17 
231 Vgl. Galbraith zit. nach Tai 1974: 17 
232 Parsons et al. zit. nach Tai 1974: 11 
233 Vgl. Tai 1974: 12, 51ff. Vgl. Deininger 2004: 6, 11 
234 Vgl. Deininger 2004: 12 
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tionsmacht entwickeln. Die Verantwortung liegt also bei der politischen Elite, die über Inhalt 

und Durchführungszeitpunkt bestimmt. 235 Es sind die Fähigkeiten des Staates und der lokalen 

Autoritäten, die über den Erfolg der Reformen bestimmen. 

Wenn entschieden wird zu reformieren, muss dieser Prozess sehr schnell vollzogen werden. 

„[A] a public program of land reform that seeks compulsory, drastic, and rapid tenurial 

changes is one of substance and meaning.“236 Die Frage ist nur, welches Landgesetz durchge-

setzt werden soll; formelle Landtitel oder Legalisierung der Gewohnheitsrechte? In Afrika 

haben nur 2-10% der Menschen einen formellen Landtitel. Der Vorteil formeller Landrechte 

ist, dass sie mithilfe des Staates besser durchgesetzt werden können.237 Ansonsten sind die 

formellen Titel nur zu bevorzugen, wenn lokale Verwaltungsinstitutionen legitim und effektiv 

arbeiten. Wenn nicht, dann besteht ein zu hohes Risiko der Korruption, Bevorzugung, hohen 

Transaktionskosten und Ineffizienz.238 Die Gewohnheitsrechte haben nur eine sehr geringe, 

legale Anerkennung. Dennoch sind sie manchmal effektiver als formelle Landrechte, denn sie 

sind den traditionellen und lokalen Regeln angepasst. Daher empfiehlt Deininger eine Legali-

sierung und Anerkennung der Gewohnheitsrechte. Welches Recht am effizientesten ist, muss 

für jede Region individuell entschieden werden. Es ist nur wichtig, dass die neuen Landrechte 

klar definiert sind, damit sie einfacher zu beobachten und einzufordern. Sie müssen von Insti-

tutionen verwaltet werden, die legal, legitim, erreichbar und verantwortlich für die Landbesit-

zer sind.239 

Wer ist in welchem Ausmaß von der Reformierung des Landes betroffen? Eine Neuverteilung 

des Landes fällt nach obiger Definition schon in eine Agrarreform hinein. Daher geht es viel-

mehr um Landrechte und Anerkennung von Gewohnheitsrechten. Diese sollen, im Zuge der 

Armutsreduktion, den „verletzbaren“ Gruppen zu Gute kommen. Das Targeting muss dem-

nach speziell für Frauen, Landlose und in manchen Fällen auch für (wiederkehrende) Flücht-

linge gelten. Sollen Landrechte auf Gruppen oder einzelne Personen ausgeschrieben werden? 

Diese Entscheidung ist zunächst abhängig von den existierenden sozialen Einigungen und 

Abkommen. Die Sicherheiten innerhalb einer Gruppe sind höher und die Verantwortungen 

werden geteilt. Oft wird diese Möglichkeit als eine gute Lösung zum wachsenden Bevölke-

rungsdruck gesehen. Deininger weist jedoch darauf hin, dass es perspektivisch nicht die beste 

Variante ist. Durch technische Innovationen und der Entwicklung des nicht-

landwirtschaftlichen Sektors werden zusätzliche Arbeiter auf dem Land überflüssig. Er meint, 

                                                 
235 Vgl. Tai 1974: 56f 
236 Ebd,: 19 
237 Vgl. Deininger 2004: 5 
238 Vgl. Ebd. 2003: xxviii 
239 Vgl. Ebd. 2004: 5 
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dass es nur Sinn macht, wenn durch die Arbeit in der Gruppe höhere Skaleneffekte erzeugt 

werden.240 

Auch Landreformen rufen nach begleitenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Maß-

nahmen. Anerkannte Landrechte, neue Landtitel, Zugang zu Land – brauchen Infrastruktur 

um erhöhte Produktivität umzusetzen. Lokale Administrationen müssen funktionieren und vor 

allem in Kenntnis über die neuen Richtlinien sein um legale Maßnahmen durchzuführen und 

handeln zu können. Der dezentralisierte Arm der Regierung muss demnach genauso erneuert 

und gestärkt werden. Um Nutzen aus dem Land zu schlagen, werden Bildung und Zugang zu 

öffentlichen Gütern benötigt.241 “[There is] a need to integrate land reform into the broader 

context of economic and social policies aimed at development and poverty reduction, and to 

implement programs in a decentralized way with maximum participation by potential benefi-

ciaries and at least some grant element.”242  

4.2.3.3 Die Côte d’Ivoire und ihre Landreform(en) 

Wie in den letzten Punkten gezeigt wurde, ist Land die wichtigste Ressource innerhalb einer 

Agrargesellschaft. Mehr als zwei Drittel der ivorischen Bevölkerung sind in der Landwirt-

schaft beschäftigt.243 Wie im Punkt 4.1.3 erklärt, ist der Landzugang ein kritisches Problem in 

der Côte d’Ivoire und damit eine der Ursachen für Armut. In den 90er Jahren hat man das 

Problem durch zwei politische Aktionen lösen wollen: dem Plan Foncier Rural (PFR) und 

dem Landrecht von 1998. Beide Aktionen scheiterten an einer verfehlten Planung und Be-

rücksichtigung lokaler Gegebenheiten. Welche Modifikationen müsste eine überarbeitete 

Landreform beinhalten? In der Post-Konflikt Situation dieses Landes sind nicht nur Frauen 

und Landlose vom Landzugang ausgeschlossen, sondern auch tausende rückkehrende Flücht-

linge, die ihr Land bewohnt vorfinden, sowie Migranten. Ein spezielles Targeting dieser 

Gruppen ist daher unerlässlich um Armut zu reduzieren. Ein potentielles Outcome dieser Re-

form könnte positiv auf die Stabilität des Landes wirken. Die Möglichkeit Landreformen in 

einem fragilen Staat durchzuführen soll in Anbetracht der genannten Bedingungen und Folgen 

von Landreformen als letzter Unterpunkt dieses Abschnitts diskutiert werden. 

Zu Beginn der 90er Jahre entwarf die ivorische Regierung den Plan Foncier Rural, dessen 

Ziel ein ländliches Bodenverzeichnis war. Es sollten alle bestehenden Landnutzungsrechte 

erfasst und durch Zertifikate offiziell anerkannt werden. Das sollte den Landbesitz formalisie-

ren und damit die Rechtssicherheit erhöhen. Das Unterfangen wurde durch das Landgesetz 
                                                 
240 Vgl. Deininger 2004: 6 
241 Vgl. Adhikari/Chatfield 2008: 15 
242 Deininger 2004: 12 
243 Vgl. CIA World Factbook 
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von 1998 noch juristisch untermauert. Das Problem dabei war eine Orientierung an westliche 

Landrechtsverhältnisse. Diese unterschieden nur Landverwalter und Landnutzer. Es wurden 

viele Nutzungsrechte nicht erfasst, wie das Weiderecht oder die Sammelrechte. Zudem wur-

den damit die traditionellen und vielfältigen Landnutzungsverhältnisse auf zwei Kategorien 

reduziert; in der Realität sind die Beziehungen viel komplexer und differenzierter.244 Offen-

sichtlich konnten diese Gesetzte das Spannungsverhältnis zwischen Migranten und Einheimi-

schen auch nicht schlichten. Wie erwähnt, zieht die Côte d’Ivoire viele Menschen aus den 

Nachbarländern an. Aber auch innerhalb des Landes wechseln die Menschen ihren Wohnort 

um woanders mehr zu verdienen. “Les migrations massives, souvent anciennes, mettent en 

présence des populations migrantes qui sont demandeuses de terres qu’elles cultivent, et des 

groupes autochtones qui, selon la coutume, ont des « droits » d’appropriation.“245 Der Haupt-

konflikt besteht also darin, dass frühere, informelle Landrechte heute nicht legal nachgewie-

sen werden können. Wenn Flüchtlinge oder junge Menschen Anspruch auf ein Stück Land 

erheben, bestehen keine Aufzeichnungen oder offizielle Besitzrechtsnachweise. Land wurde 

auf traditionelle Weise weitergegeben. Sogar innerhalb der Côte d’Ivoire unterscheiden sich 

die internen Regelungen nach den verschiedenen Ethnien. Zum Beispiel wird der lokale 

Landverwalter der Sénoufo matriarchalisch bestimmt; bei den Dioula jedoch nach der väterli-

chen Abstammung.246 „Ainsi, il est généralement admis que, dans les coutumes foncières lo-

cales de la Côte d’Ivoire, la terre ne se vendait pas, elle était donnée.“247 Derjenige, dem das 

Land gegeben wurde, hatte dann aber keinen Anspruch auf einen Landtitel, sondern stand in 

Abhängigkeit von der Person, die das Land zur Verfügung stellte. Prestige erlangte die Per-

son, die die meisten Pächter hatte. Die Interpretation dieser „Pachtverträge“ führt nun zu Kon-

flikten, da Migranten einen Anspruch auf den Landtitel erheben wollen und der Meinung sind 

ihnen gehöre das Land. Die Einheimischen sagen jedoch, dass es sich nur um eine Pacht han-

delt und ihnen der Titel nicht zusteht. Der PFR und das Landgesetz von 1998 werden von 

vielen Einheimischen nicht akzeptiert, weil sie darin eine Enteignung ihres Landes sehen. Die 

Migranten befürworten diesen Schritt, weil ihr Anspruch dann legalisiert wäre.248 Traditionel-

le Landrechte wurden demnach komplett missachtet und der PFR und das Landgesetz sind bis 

heute nicht angewendet worden und damit gescheitert.249  

                                                 
244 Interessanter Bericht über Landnutzungsverhältnisse der nördlichen, ivorischen Bevölkerungsgruppen in: 
Coulibaly 2004 
245 Coulibaly 2004: 69 
246 Vgl. Ebd.: 70 
247 Ouédraogo 2005 
248 Vgl. Ouédraogo 2005 
249 Vgl. Stamm 2006 
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Die Notwendigkeit einer neuen Landreform geht aus der Armutsursachenanalyse des Punktes 

4.1.3 hervor. Es muss Zugang zu Land geschaffen werden, besonders für Frauen und Landlo-

se. Darüber hinaus muss die Frage der Besitzrechte zwischen Einheimischen und Migranten 

geklärt werden. Die Integrated Regional Information Networks (IRIN) betonen besonders die 

Vertriebenen und Flüchtlinge, (Internally Displaced Persons – IDPs), deren Recht auf Land 

geachtet werden muss. Nach ihren Angaben sind es noch immer circa 42.000 Menschen noch 

immer nicht zurückgekehrt. Die Rückkehrer, vor allem im Westen, sind mit Landkonflikten 

konfrontiert. IRIN fordert daher eine Anpassung des Gesetzes von 1998, dass zurzeit die 

Rechte der IDPs diskriminiert. “In several recommendations for the government, UN, other 

international partners, civil society and donors, IDMC addresses the issue of non-Ivoirians 

and land access, saying in part that the government should establish affordable long-term 

leases for farmers who cannot become landowners.”250 Langfristige Pachtverträge für Landlo-

se, Targeting der Frauen und mehr Rechte für IDPs – ohne eine Feldrecherche kann man kei-

ne Antworten finden, in welchen sozialen und traditionellen Rahmen diese Menschen einge-

bunden sind. Um ein überarbeitetes Landgesetz aber zugunsten dieser Gruppen zu formulie-

ren, könnte eine ethnografische Methode gewählt werden. Bei dieser werden qualitative Inter-

views geführt um die Situation aller beteiligten Akteure zu erfassen. Es geht darum vergange-

ne und präsente Praktiken, sowie soziale Interaktionen zu verstehen um den Landzugang für 

die Gruppen besser interpretieren zu können. Darauf aufbauend können Regelungen und 

Kompromisse diskutiert werden, wie benachteiligte Gruppen an Land kommen.251 Eine neue 

und gerechtere Landreform kann sich damit negativ auf Armut auswirken. 

Jedoch scheint die Fragilität des Staates noch einige Hindernisse bereit zu halten, bevor ein 

solcher Prozess in Gang kommen kann. Bei einer erfolgreichen Landreform spielt die Regie-

rung eine sehr wichtige Rolle. Zudem sind dezentralisierte Institutionen verantwortlich für 

Bewahrung, Einhaltung und Überprüfung der Landrechte. Wie im Punkt zu „Dezentralisie-

rung“ beschrieben wurde, wäre eine effiziente und gerechte Dezentralisierung zum jetzigen 

Zeitpunkt kaum vorstellbar. Zum einen besteht eine große Gefahr der Korruption, zum ande-

ren hat die Regierung nicht die Legitimität ein neues und so entscheidendes Gesetz im ganzen 

Land durchzubringen. Schon jetzt gibt es Spannungen zwischen den Ethnien. Viele sind aus-

geschlossen von der politischen Entscheidungsmacht. Die Diskussionen und Konflikte um 

Ivoirité in den letzten Jahren zeigen in welche Tiefe diese Spannungen gehen. Es geht nicht 

nur um Land, sondern wer überhaupt berechtigt ist im Land zu sein, beziehungsweise wer 

sich Ivorer nennen und damit ivorische (Land-)Rechte genießen darf. Eine neue Landreform 
                                                 
250 IRIN 2009 
251 Vgl. Colin 2004: 64 
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durchzuführen würde wieder scheitern. Einmal, weil grundsätzliche Fragen der Staatsbürger-

schaft, der Migrantenrechte und politischen Mitbestimmungen ausgeschlossener Ethnien ge-

klärt werden müssen. Anderseits würde die jetzige Regierung mit grundlegenden Boden-

rechtsreformen nicht viel bewirken, weil ihnen die Akzeptanz in der Bevölkerung fehlt. Zu-

dem ist es fraglich ob die Regierung überhaupt eine so heikle und spannungsgeladene Gesetz-

gebung vorschlagen würde. Gäbe es eine politische Elite im Land könnte sie eine neue Land-

reform als Aufhänger für politische Mobilisierung verwenden. Derzeit ist das aber ausge-

schlossen, da sich weder eine bedeutende politische Elite im Land gebildet hat, noch wäre 

eine gerechte und gründlich recherchierte Reform von einer solchen Mobilisierung zu erwar-

ten. Es sind demnach primär die Ermangelung dreier Staatsfunktionen, die eine neue oder 

modifizierte Landreform verhindern: geringe Autorität, keine Legitimität und soziale Exklu-

sion. 

Früher oder später müssen jedoch die Landrechte formalisiert werden. Deiningers Vorschlag 

zur Anerkennung von Gewohnheits- und traditionellen Rechten gäbe der Côte d’Ivoire die 

Möglichkeit interne Regelungen der verschiedenen Ethnien und Gruppen zu berücksichtigen. 

Auch für das Bevölkerungswachstum und die Konflikte zwischen Migranten, IDPs und Ein-

heimischen muss eine Lösung gefunden werden. Bei einer gut geplanten und gerechten Land-

nutzungsreform kann die Côte d’Ivoire mehr Stabilität erlangen. Die Menschen werden pro-

duktiver, da sie einen sicheren und offiziell anerkannten Titel oder langfristigen Landpacht-

vertrag haben. Armut kann somit auf Dauer gesenkt werden. Deininger hat außerdem vorge-

schlagen, Land für (ehemalige) Soldaten verfügbar zu machen. Ihnen wäre damit eine wirt-

schaftlich profitable Alternative gegeben. Diese Maßnahme kann einschlägige Fortschritte im 

Friedensprozess erreichen. Anhand der Darstellungen zu Bedeutung von Landnutzungsrech-

ten kann geschlussfolgert werden, dass bei einer erfolgreichen Durchführung eine Landreform 

alle anderen Armutsreduktionsstrategien einfacher machen könnte. Denn bei effektiver Um-

setzung müssen auch die dezentralisierten Institutionen handlungsfähig und legitim sein. Die-

se Strukturen ermöglichen eine verbesserte Dienstleistungszufuhr. Mikrokredite können auf-

grund von höherer Sicherheiten aufgenommen werden. Parallele Bildungsmaßnahmen würden 

das Bild einer potentiell erfolgreichen Armutsreduktionsstrategie abrunden.  
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4.2.4 Bildung 

„Poverty is thus both a cause and an effect of insufficient access to or completion of  

quality education.”252 

 

Diese Interrelation zwischen Bildung und Armut ist offensichtlich. Armut kann einerseits 

durch einen geringen oder nicht vorhandenen Bildungsstand hervorgerufen werden. Ander-

seits bleibt armen Menschen der Zugang zu Bildung oft versperrt. Es scheint also, als wäre 

Bildung ein Schlüsselelement der Armutsreduktion. Es sei die Diskussion um die Beziehung 

zwischen Armut und Bildung aus Punkt 4.1.2.1 nochmals aufgegriffen um einen Überblick 

über die Zusammenhänge darzustellen. Die Literatur um Bildung und seine Bedeutung in ein-

kommensschwachen Ländern ist vielfältig. Eine zusammengefasste Auswahl an Vorteilen, die 

Bildung auf dem Mikrolevel mit sich zieht, gibt einen Eindruck ihrer Wichtigkeit. Es heißt, 

dass Bildung die Produktivität verbessert und neue Ideen und Innovationen fördert. Auf dem 

Makrolevel bedeutet das ein erhöhtes Wirtschaftswachstum. Mehr Wissen und Fähigkeiten 

tragen zu höheren Löhnen und damit einem höheren Einkommen bei. Die Menschen nehmen 

kompliziertere Aufgaben an und sie sind in der Lage mehr Gelegenheiten im Leben wahrzu-

nehmen. Bildung gibt den Menschen mehr Selbstbewusstsein und es hat einen „Empower-

ment“ – Charakter.253 Darüber hinaus kann zielgerichtete Bildung eine gesellschaftliche Än-

derung hervorrufen. Darum werden die Bildung von Frauen und Mädchen, sowie die politi-

sche Bildung noch näher diskutiert. Diese nachgewiesenen positiven Effekte der Bildung 

müssen also im Staat umgesetzt werden. Erhöhte Investitionen sind gerade in einkommens-

schwachen Ländern problematisch, da Mittel und Finanzen knapp sind. Deshalb beschäftige 

wird im ersten Unterpunkt die Frage der nationalen Bildungsinvestitionen geklärt und welche 

Vorteile der Staat aus erhöhten Investitionen zieht. Daraus folgt eine weitere Diskussion: 

Denn in „wie viel“ Bildung soll investiert werden? Wie viel Bildung ist „genug“ um Armut zu 

senken? Reicht die Grundbildung, wie sie in den MDGs gefordert wird? Danach werden die 

positiven Effekte von Bildungsinitiativen mit speziellem Fokus vorgestellt. Dazu gehört die 

Bildung für Frauen und Mädchen, sowie die politische Bildung. Der Abschluss dieses Kapi-

tels bildet ein Good Practice Beispiel, das die vielen genannten Vorteile von Bildung vereint. 

Eine Studie wird die positive Wirksamkeit der Ganokendra verdeutlichen. Kommentare und 

Rückschlüsse auf fragile Staaten werden diesmal nicht als einzelner Unterpunkt behandelt, 

sondern fließen mit in den Text ein. Denn im Gegensatz zu den anderen Armutsreduktions-
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strategien besteht hier nicht die Frage ob es sinnvoll wäre oder nicht Bildungsmaßnahmen 

durchzuführen, denn die Notwendigkeit von Bildung ist aus den meisten wissenschaftlichen 

Blickwinkeln nachgewiesen. Daher wird die Herausforderung in diesem Punkt sein, die spe-

ziellen Hindernisse eines fragilen Staats in Bezug auf Bildungsmaßnahmen herauszufiltern, 

denn Bildungsdefizite gibt es in allen Staaten der Erde. 

4.2.4.1 Warum sich Investitionen in Bildung lohnen 

51% der Ivorer sind Analphabeten. Wie bei der Ursachenanalyse festgestellt wurde, sind Kin-

derarbeit und ein schlechter Zugang zu Bildungseinrichtungen Bestandteile des Problems. Die 

PRSP formulieren die Hauptprobleme wie folgt: “The educational system is still facing sev-

eral difficulties, which concern (i) low levels of accessibility and supervision, (ii) unsatisfac-

tory performances, and (iii) budget constraints.”254 Besonders die nördlichen Regionen sind 

von qualitativen und flächendeckenden Bildungsinstitutionen abgeschnitten. Dazu kommt, 

dass Kinderarbeit und Beschäftigung im informellen Sektor den regelmäßigen Schulbesuch 

verhindern. Die ivorische Regierung ist also derzeit nicht in der Lage auf die Bildungsbedürf-

nisse der Bevölkerung einzugehen. Es gibt nun zwei Möglichkeiten; die Arbeit mit der Regie-

rung oder die Arbeit mit der Zivilgesellschaft. Letztere Option fließt ab dem übernächsten 

Punkt in die Überlegungen mit ein. Doch dieser Punkt wird sich zunächst der ersten Option 

widmen und Argumente sammeln, warum die ivorische Regierung mehr Geld für Bildung 

ausgeben sollte. 

In ihrer wirtschaftlichen Studie haben sich Jung und Thorbecke (2003) die Frage gestellt, 

welche Folgen eine erhöhte, nationale Bildungsinvestition für Einkommen und Wirtschafts-

wachstum haben. Anhand von Daten aus Tansania und Sambia führten sie einen Modelver-

such durch, der die verschiedenen Institutionen und Produktionssektoren untersucht. Aller-

dings war Voraussetzung der Studie eine Annahme über konstante Regierungsausgaben und -

einnahmen. Sie fanden heraus, dass bei einer Erhöhung der Bildungsausgaben um 15%, die 

Einkommen der ländlichen Bevölkerung gesteigert wurden, jedoch nur geringfügig. Ein wei-

terer interessanter Faktor war die mögliche Reduzierung des Einkommens der Stadtarbeiter. 

Die Autoren erklärten das Phänomen durch einen Anstieg des Angebots gebildeter Arbeiter 

vom Land. Sie resümieren ihre Ergebnisse mit der Erkenntnis das höhere Bildungsausgaben 

das wirtschaftliche Wachstum und Einkommen steigern können, wenn Bildungsprogramme 

sich zielgerichtet auf arme Menschen konzentrieren.255 Darüber hinaus erwähnen sie den 

Punkt der Arbeitsplatzschaffung, der schon bei den Mikrofinanzen analysiert wurde. Die Re-
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gierung muss Richtlinien einführen, die die Arbeitsnachfrage erhöht, damit gut ausgebildete 

Personen ihr Kapital einsetzen können, verdienen und sich selbst verwirklichen. Um den Wert 

der ausgebildeten Arbeitskraft zu erhöhen, müssen “Bildungsoutputs” konformer sein mit 

wirtschaftlichen Produktionsstrukturen und der Arbeitsnachfrage.256 Die Autoren Buarque et 

al. (2006) stimmen dem zu, denn das Denken in „Investion-Job-Einkommen-Konsum“ wäre 

zu vereinfacht. Denn Investitionen in die Bildung sind nicht genug um Beschäftigung zu 

schaffen.257 Von einem wirtschaftlichen sowie einem sozialen Standpunkt sind Investitionen 

in Bildung und Arbeitsplatzschaffung förderlich für die Produktivität, Selbstentfaltung, Fä-

higkeiten und der Wissensanreicherung. 

Nhamo und Nhamo (2006) nennen noch weitere Vorteile, die Regierungen von erhöhten Bil-

dungsausgaben überzeugen können. Zunächst der genannte wirtschaftliche Aspekt, bei dem 

Entwicklungen auf dem globalen Markt leichter zu meistern sind, wenn die nationale Arbei-

terschaft produktiv ist und in der Lage sich auf neue Industrien einzustellen.258 Die sogenann-

ten „externen Effekte“259 der Bildung haben einen wichtigen Einfluss auf die menschliche 

Entwicklung. Dazu zählen Gesundheit, die Stellung der Frauen und die Ausbildung von Fä-

higkeiten. Also Dimensionen von Armut, die dadurch gestärkt werden und negativ auf Ar-

mutsentwicklungen wirken. Zudem kann ein Bildungssystem eine große Anzahl an potentiel-

len politischen Entscheidungsträgern ausbilden, sowie Fähigkeiten vermitteln kreativ zu sein 

und eine neue politische Generation ausbilden.260  

4.2.4.2 Grundschulbildung oder mehr? 

MDG Goal 2: Achieve Universal Primary Education261 

 

Nicht nur die MDGs weisen auf die Notwendigkeit der Grundschulbildung hin, auch die Po-

verty Reduction Strategy Paper unterstreichen diese Dringlichkeit. Schon mit der Universal 

Declaration of Human Rights 1948 wurde Bildung zu einem grundlegenden Menschenrecht 

erklärt. Seit dieser Zeit gab es mehrere große Bildungskonferenzen, alle mit dem Ziel die 

Wichtigkeit und Durchführung von Bildungsmaßnahmen zu manifestieren.262 Die Fragen 

nach Bildung und Bildungsniveau sind vielfach diskutiert und die Meinungen der einzelnen 
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wissenschaftlichen Disziplinen unterscheiden sich in vielerlei Hinsicht. Die Debatte soll im 

Folgenden dargestellt werden. Mehrere Autoren sind der Auffassung, dass die MDGs viel zu 

kurz greifen. Grundschulbildung sei nicht ausreichend um Armut zu reduzieren. Allerdings 

stellt sich die Frage, ob die MDGs nur ein potentiell erreichbares Ziel manifestiert haben? Die 

Internationale Konferenz der Bildung in Genf 2004 berichtigte, dass mehr als nur Grund-

schulbildung benötigt wird.263 Daher könnte man meinen, dass das zweite MDG Ziel nur ein 

Zwischenschritt ist, denn für weiterführende Bildung ist zunächst die Grundbildung erforder-

lich. Auf der anderen Seite steht das Argument, dass der Ertrag der Primärbildung in den so-

genannten Entwicklungsländern viel höher ist als die der tertiären Bildung.264 In einer Litera-

turrecherche wirtschaftlicher Studien hat Njong (2010) untersucht welche Profite durch Hu-

mankapitalakkumulation zu erreichen sind. Er hat herausgefunden, dass höheres Humankapi-

tal auch ein höheres Einkommen zu Folge hat, produktiver gearbeitet wird und das ökonomi-

sche Wachstum fördert.265 Diese Erkenntnis steht allerdings den Studienergebnissen von Kru-

eger und Lindhal (2000) und Pritchett (2003) entgegen, die zeigen, dass mehr absolvierte 

Schuljahre nur wenig Einfluss auf das gesamte Wirtschaftswachstum haben.266 Njong erwähnt 

zudem, dass Bildung eine wichtige Komponente des Humankapitals ist und durch die gestei-

gerte Produktivität der Lebensstandard erhöht werden kann und Armut reduziert wird. Außer-

dem gäbe es ein lineares Verhältnis zwischen Bildung und Einkommen. Denn Bildung erhöht 

die Chancen eine Beschäftigung zu finden und bei Anstellung sind die Löhne höher als die 

des ungebildeten Personals.267 Njong unterstützt diese Argumente mit einer eigenen Studie in 

Kamerun, bei der er feststellt, dass ein höherer Abschluss die Wahrscheinlichkeit arm zu sein, 

verringert. Er geht sogar davon aus, dass Bildung der wichtigste Faktor der Armutsreduktion 

sei.268 Curtin und Nelson (1999) unterstützen diese Argumentation von einem sozial-

medizinischen Standpunkt. Denn in ihrer Studie von fünf südasiatischen Ländern stellen sie 

fest, dass Menschen mit mehr als nur einer Grundschulbildung auch der höheren Gesundheits-

status haben. Personen hingegen, die nur die Grundschule besuchten, erleben Armut und Kin-

dersterblichkeit im gleichen Ausmaß wie Menschen ohne Schulbildung.269 „The evidence 

from these surveys suggests that restriction of public funding for education in developing 

countries to only the primary level of schooling will achieve little in terms of poverty reduc-
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tion, improvements in health status of women and children and acceleration of economic 

growth.“270 

Es gilt daher: „[I]nvestment in primary education is captured only when it leads on to further 

education and training, from both an economic and social perspective.”271 Neben dem norma-

len Ablauf der Sekundär- und Tertiärbildung, gibt es zudem die Berufsausbildung. Im Jahr 

2002 haben die ILO und die UNESCO Empfehlungen für diesen Bildungsbereich publiziert, 

der auch Technical and Vocational Education and Training (TVET) genannt wird. Er ist spe-

ziell auf ausgeschlossene Gruppen fokussiert, wie Frauen, ethnische Gruppen, Flüchtlinge und 

Behinderte, und versucht ihre Teilnahme an der Gesellschaft zu verbessern. TVET kommt 

auch in Bezug auf Mikrokredite zum Zuge und kann mit Mikrofinanzprogrammen kombiniert 

werden. Es bietet unternehmerische Ausbildung an, die dann praktisch umgesetzt werden 

kann. Das Gebiet der Berufsausbildung behält viel Potential, weil es die Person zu Facharbei-

tern ausbilden kann und sie somit dem „gebildeten“ Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Das 

heißt, sie sind für Arbeit verfügbar, die ausgebildete Menschen braucht und meistens auch 

höhere Einkommen erzielt.  

Eine weitere Bildungsquelle ist die informelle Bildung, die nur kurz erwähnt werden soll. Es 

existiert natürlich die Diskussion um die Frage, „wo“ man am besten lernt – in der Schule 

oder „im Leben“. Es steht jedoch fest, dass Lebenserfahrung und gemeinschaftliche Lern-

gruppen außerhalb der Schule einen großen Beitrag zur (Aus-)Bildung der Menschen leisten. 

In dieses Spektrum fallen auch die Erwachsenenbildung und das Thema „Lebenslanges Ler-

nen“, deren Wichtigkeit in der internationalen Debatte immer wieder unterstrichen wird. Das 

Good Practice Beispiel im Punkt 4.2.4.5 wird diese Themen nochmals aufgreifen. 

Es muss also mehr geschehen, als nur Primärbildung. Eine wichtige Erweiterung des Bil-

dungssektors ist die Bildung für Mädchen und Frauen, auf die im folgenden Punkt Bezug ge-

nommen wird. 

4.2.4.3 Bildung für Mädchen und Frauen 

Frauen sind die Trägerinnen des sozialen Wandels.272 Eine überschwängliche Formulierung? 

Bei Betrachtung der Wirkung von spezieller Frauen- und Mädchenbildung, kann man dem 

wohl zustimmen. Die Global Campaign for Education schätzt, dass die Effekte der Frauenbil-

dung mehr zur Reduzierung der Mangelernährung zwischen 1970 und 1995 beigetragen ha-
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ben, als die erhöhte Nahrungsmittelverfügbarkeit.273 Auch das dritte Ziel der MDGs, „Promo-

te Gender Equality and Empower Women“, weist auf die hohe Bedeutung der Frauenförde-

rung hin.274 

Die Vorteile und Gewinne von Mädchenbildung sind sehr hoch für die nationale und soziale 

Entwicklung.275 Denn eine gebildete Mutter wird gesündere Kinder erziehen. Es werden so-

wohl die Mutter- und Kindersterblichkeitsraten sowie die Anzahl der Kinder verringert.276 

Das allein reicht schon um für ein gesundheitliches Wohl in der Gemeinschaft zu sorgen. 

Darüber hinaus haben Frauen bei der Erziehung weniger Kinder, mehr Zeit bei der Produktion 

zu helfen.277 „The mother with secondary education working ‘only’ as a housewife who fol-

lows sound health practices in bringing up her children produces economic benefits from their 

enhanced life expectancy and ability to profit from education in the future.”278 Die nachge-

wiesene Wirkung von Frauenbildung sollte eine primäre Strategie in der Côte d’Ivoire wer-

den, denn dort absolvieren nur ein Drittel der Mädchen die Grundschule. Auch die steigende 

Anzahl an HIV/AIDS Kranken sollte ein Warnsignal für intensivere Gesundheitsbildung sein. 

Mädchen und Frauen sind in der Mehrzahl der Familien verantwortlich für Haushaltsführung 

und Erziehung der Kinder. Informationen zu Hygiene, Vorsorge und Behandlung bei Krank-

heitsfällen packt kritische Faktoren, die Armut begünstigen, bei der Wurzel. Genau dort, im 

Mikrolevel, in den Haushalten dort „passiert“ Armut und genau dort kann durch einfaches 

Handeln eine gesündere, selbstbewusste und produktivere Umgebung geschaffen werden. In 

Bezug auf Prävention von HIV/AIDS sind die Tatsachen nicht zu simplifizieren, denn trotz 

des Wissens um die Krankheit, benutzen viele Pärchen keine präventiven Maßnahmen. Mour-

sund und Kravdal (2003) weisen in diesem Zusammenhang auf die externen Effekte der Ge-

meinschaft hin. „A woman’s probability of using contraception is found to be influenced not 

only by her own education, but also by that of other women in the community, net of a num-

ber of background factors.“279 Diese Effekte beziehen sich außerdem auf die ökonomische 

Unabhängigkeit, die sich durch intensivere Frauenförderung entwickeln soll. Resultate ver-

schiedener Studien zeigen, dass die gesellschaftlichen Normen und traditionelle Beziehung 

zum Mann meistens entscheidender ist, als die Bildung der Frau. Die Autoren appellieren 

daher für mehr Aufmerksamkeit bezüglich dieser Faktoren.280 Bildung ist also nicht das „All-
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heilmittel“ Frauenunterdrückung zu stoppen, aber das Potential ihrer Bildung im gemein-

schaftlichen und gesundheitlichen Bereich ist mehr als vielversprechend. Um Frauen zu för-

dern sollten daher Schulgebühren und Kinderarbeit abgeschafft werden. Denn wenn diese 

Hindernisse bestehen, werden oft nur Jungen in die Schule geschickt. “[L]ess, healthier, and 

better educated children, higher autonomy of women, and increased labour supply outside the 

household“, dies sind Wege die Armut zu bekämpfen.281 

4.2.4.4 Politische Bildung 

Politische Bildung wird nicht im Sinne eines eigenen Unterrichtsfachs verstanden, sondern 

eher als externer Effekt von Bildung. Die Alphabetisierung der Menschen ermächtigt sie mehr 

Informationen aufzunehmen, wie zum Beispiel aus den Printmedien. Aber nicht nur Zeitun-

gen, sondern auch Gesetzestexte können nachgelesen, Behördengänge und amtlicher Schrift-

verkehr besser gemeistert werden. Zudem können Marktsysteme und Preisänderungen besser 

verstanden werden. Gerade in der Côte d’Ivoire könnte dieses Wissen erhebliche gesellschaft-

liche Änderungen hervorrufen. Da ist zum Beispiel das Landgesetz von 1998, das eigentlich 

niemand kennt und doch so viele Landkonflikte lösen würde. Auch die Bauern können profi-

tieren, da sie sich besser über wirtschaftliche Entwicklungen informieren und ihre Produktion 

und Planung darauf einstellen könnten. 

„Education is a powerful tool for introducing members of society to the system of government 

and the concept of governance“282, denn gebildete Personen nehmen viel eher an lokalen und 

nationalen Entscheidungsprozessen teil. Bildung kann daher Menschen dazu befähigen kri-

tisch zu denken und eine bessere Regierungsführung einzufordern.283 

In der Côte d’Ivoire, wo sich die politische Elite nach dem Tod von Houphouët-Boigny prak-

tisch aufgelöst hat, käme die Ausbildung einer neuen kritischen Generation gerade zu einer 

Paradelösung der politischen Probleme gleich; eine Ablösung der alten politischen Mitspieler, 

neue Ideen und Reformbereitschaft. Doch über die Hälfte der Bevölkerung ist generell von 

dieser Perspektive ausgeschlossen, weil sie Analphabeten sind. Darüber hinaus stellt sich die 

Frage, wie „frei“ ist der Rest ist, kritisch zu denken, und eine alternative politische Aktion zur 

derzeitigen Regierung zu formulieren? Laut des Freedom House Index liegt die Medien- und 

Meinungsfreiheit bei 2,7 (von 7). „The government exerts significant control over state-

owned media outlets. State television and radio stations and newspapers—including the high-
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est circulation daily newpaper, Fraternite Matin - generally toe the government line.” 284 Die 

Strategie und Macht zur Beseitigung dieser Einschränkungen liegt klar bei der Regierung. 

Allerdings lässt die Untätigkeit Gbagbo’s und seiner Anhänger in Bezug auf politischen 

Wandel während der letzten fünf Jahre vermuten, dass sich an der Situation nicht viel ändern 

wird. Politische Bildung und Bewusstsein ist dennoch ein unerlässliches, demokratisches 

Prinzip, welches in Zukunft helfen kann, dem Land neue und kreative Köpfe zur Seite zu stel-

len. 

4.2.4.5 Good Practice Beispiel: Ganokendra 

In diesem Unterpunkt wird ein Good Practice Beispiel aus Bangladesch vorgestellt. Ich habe 

es ausgewählt, weil es viele der genannten Vorteile von Bildung auf kreative, informelle Art 

und in einem armutsgeprägten Gebiet umsetzt. Ich sehe hier das Potential das Programm auch 

auf fragile Staaten anzuwenden, weil es nicht von den Ausmaßen der Fragilität berührt wird, 

obwohl die Fragilität oder Schwäche des Landes sicherlich Auslöser dieser Zusammenschlüs-

se war. 

Initiator des Programms ist die Dhaka Ahsania Mission (DAM), die Analphabetismus als 

Hauptursache für Armut und soziale Defizite definiert. Daher setzen sie auf Grund- und Aus-

bildung in einer informellen Umgebung. Alle Altersgruppen sind zugelassen. Das Programm 

Ganokendra, 1992 gegründet, besteht aus fünf Elementen: Vorschulerziehung, informelle 

Grundschulbildung für Kinder, Alphabetisierungsprogramme für Jugendliche, Alphabetisie-

rungsprogramme für Erwachsene und weiterführende Bildungsprogramme. Das Ziel des Pro-

gramms ist es eine Kultur des Lebenslangen Lernens zu fördern. Auch diejenigen, die schon 

die Grundschule absolviert haben, finden im Rahmen des Ganokendra weiterführende Trai-

nings und Ausbildungsmöglichkeiten. Darüber hinaus hat jedes Ganokendra-Zentrum eine 

Bibliothek und eine Sammlung von Informationen über regionale Anliegen. Es bringt die 

Menschen aus einer Umgebung zusammen. Zudem können Kontakte zu NGOs oder der Re-

gierung geknüpft werden. Es wird durch die lokale Gemeinschaft organisiert und für alle 

Menschen zugänglich. Außerdem bieten sie auch bildungstechnische oder finanzielle Unter-

stützung an, wie zum Beispiel Mikrokredite. Andere Institutionen und Agenturen nutzen die 

DAM um soziale Dienstleistungen zur Verfügung zu stellen. Dazu gehört auch die Regierung. 

Diese steht oft vor der Schwierigkeit, in ländlichen und abgeschotteten Gebieten gesundheitli-

che Service-Leistungen anzubieten. Daher nutzen sie die Ganokendra Programme als Kanal 

um die Menschen zu erreichen. Ganokendra Mitglieder erweitern regelmäßig ihr Gesund-
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heitswissen und versuchen zudem ständig Kontakt mit Gesundheitsarbeitern der Regierung zu 

halten und sie einzuladen. Des Weiteren kooperiert DAM mit bis zu 20 lokalen Organisatio-

nen, die dem Ganokendra Programm technische, finanzielle und materielle Unterstützung 

bieten. Die DAMs befinden sich auf dem Land und sprechen speziell Frauen an. Inhaltlich 

werden neben der Grundbildung, auch Informationen über Hygiene und Gesundheit bespro-

chen und ausgetauscht. „Campaigns addressing health issues such as the high death rate dur-

ing childbirth, infant mortality, diarrhea [sic!], drug abuse and AIDS are also organized to 

coincide with national days.“285 

Dieses gemeinschaftliche Lernkonzept vereinigt alle angesprochenen Vorteile, die Bildung 

bietet. Der soziale und ökonomische Effekt müsste einschlägig sein. Um das zu prüfen publi-

zierte der Springer Verlag 2006 eine Studie über die Wirksamkeit des Projekts. Der Autor 

Alam konsultierte die Mitglieder, führte Befragungen durch und entwickelte Statistiken. Die 

Effektivität wurde unter anderem am Lebensstandard, der Alphabetisierungsrate, Arbeits-

schaffungsmaßnahmen und Gendergleichheit gemessen. Die Evaluation fand 2003 statt und 

wurde von CORDAID, Niederlande finanziert. Die Ergebnisse zeigten, dass 75% der Mitglie-

der einen Minimumstandard des Alphabetisierungsprogramms erreichten. Verglichen mit der 

Kontrollgruppe, die keine Mitglieder Ganokendras waren, wurde das soziale Bewusstsein und 

die Überlebensfähigkeiten der Mitglieder viel höher eingestuft. Ihre Fähigkeiten einfache 

Briefe zu schreiben oder Gesundheitsratschläge umzusetzen, waren ausgeprägter. „[C]hanges 

had clearly taken place“, in Bezug auf erhöhtes Bewusstsein, Wissen und Fähigkeiten.286 Zu-

dem konnte Alam eine Senkung der Krankheiten feststellen und eine Erhöhung des Zugangs 

zu Gesundheitseinrichtungen. Die Menschen sind motivierter und ein Sinn der Solidarität 

wird gefördert. Außerdem liegt der Schulbesuch in den Ganokendra Gebieten bei 100%.287  

 

Dieser Exkurs in die Diskussion um Bildung zeigt die Wichtigkeit für mehr Bildungsinvesti-

tionen und Flexibilität des Sektors. Es ist deutlich, dass die Fragen um Bildung nicht separat 

behandelt werden können, denn es geht auch um Inhalte, Infrastruktur und Wirtschaftsfakto-

ren. Welche Perspektive lehrt man Kindern von sehr armen Familien? Wie lehrt man mit der 

wirtschaftlichen Globalisierung umzugehen? Welche „Entwicklung“ soll eingeschlagen wer-

den? Es geht hier nicht nur um Lesen und Schreiben, sondern auch um Überlebensfähigkeiten, 

die in der globalisierten Welt ganz anderen Herausforderungen ausgesetzt sind. Fragile Staa-

ten, mal abgesehen davon an welcher Staatsfunktion sie am meisten scheitern, können durch 
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verstärkte Bildungsangebote nicht nur eine ausgebildete Arbeiterschaft „produzieren“, son-

dern befähigen außerdem die Menschen aktiv am politischen und ökonomischen Leben teil-

zunehmen. Programme wie Ganokendra zeigen, dass es auch möglich ist in abgelegenen Ge-

biete Dienstleistungen anzubieten. Die Unterstützung solcher informellen Lehrkreise ist es-

sentiell, da auch der informelle Sektor sich flexibel gestaltet und formelle Bildungsinstitute, 

wie die Schule, nicht immer auf die Bedürfnisse eingehen können. Bildung ist das Schlüssel-

element, was auch alle anderen Armutsreduktionsstrategien dieser Arbeit verbindet. Dezentra-

lisierungsprozesse sind von Erfolg geprägt, wenn „starkes Humankapital“ an den Enden für 

die richtige Umsetzung der lokalen, politischen Geschehen sorgen. Mikrokredite müssen mit 

Parallelprogrammen einhergehen. Das heißt also Bildung und Information über den Umgang 

mit Krediten. Alphabeten können Geschäftsbedingungen lesen, sich informieren und aktiv am 

wirtschaftlichen Leben teilnehmen. Die Bildung für Mädchen und Frauen und die dadurch 

erhöhte Hygiene im Haushalt und Krankheitsprävention kann revolutionär in jeder Familie 

wirken. Der Besuch in Bildungseinrichtungen schützt vor Kinderarbeit und trägt zur kindge-

rechten Entwicklung bei. Auch die letzte Strategie, die im nächsten Punkt vorgestellt wird, 

zeigt wie wichtig Bildung ist. Landreformen oder allgemein politische Entscheidungen, die 

den Großteil der Bevölkerung betreffen, können durch Printmedien und Kommunikation dis-

kutiert werden. Auch wenn es der Côte d’Ivoire an Mitteln, Supervision und Zugängen zu 

Bildung mangelt, sollte genau hier angesetzt und umstrukturiert und reformiert werden, denn 

Bildung ist ein sicherer Erfolg in Richtung Armutsreduktion. 

Welche Kompetenzen, Spielräume und Handlungsmöglichkeiten externe Akteure haben den 

Staat und die Zivilgesellschaft im Kampf gegen die Armut zu unterstützen, wird im folgenden 

Punkt erörtert.  

 

4.3 Externe Akteure in Fragilen Staaten 

Um an dieser Stelle den Titel dieser Arbeit wieder aufzugreifen: entspricht “Failed State = 

Failed Support“? Nein! Externe Akteure, die eine Zusammenarbeit auch mit bad performers 

eingehen, können dem fragilen Land wertvolle Unterstützung in der Armutsreduktion anbie-

ten. Die Umstände des externen Engagements sind jedoch viel komplizierter, da mit illegiti-

men oder autoritären Regierungsführern kommuniziert wird. Aus diesem Grund entwickelte 

die OECD Principles for Good International Engagement in Fragile States and Situations 

(2007). Zehn „Merk“punkte sollen die internationalen Akteure vor einem Scheitern der Ko-

operationsbeziehungen warnen und ihr Engagement für eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
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vorbereiten. Das langfristige Hauptziel ist den nationalen Reformbemühungen zu helfen, ef-

fektive, legitime und belastbare Staatsinstitutionen aufzubauen.288 

Am Anfang der Arbeit wurde erwähnt, dass der Staat die Hauptschuld an der Fragilität des 

Landes trägt. Sollte man den Staat umgehen und direkt die Zivilgesellschaft ansprechen, da-

mit Armutsreduktionsmaßnahmen auch bei den Begünstigten ankommen? Debiel schreibt: 

“Versuche externer Geber, den nur wenig entwicklungsorientierten Staat zugunsten anderer 

Akteure zu umgehen, sind zum Scheitern verurteilt.”289 Klemp hingegen favorisiert die Ko-

operation mit der Zivilgesellschaft, wenn sich der Staat als unwillig zeigt; jedoch nur in Aus-

nahmefällen.290 Generell sind die Autoren sich einig, dass das country ownership gefördert 

werden sollte um den Staat nicht noch mehr zu schwächen. Doch die Diskussion besteht wei-

ter. An wen sollen sich die externen Akteure wenden? In mehreren Schriften ist die Rede von 

einer Zusammenarbeit mit „Reformkräften“ oder change agents. Das sind reformwillige Per-

sonen oder Gruppen, die den Staat von innen stärken wollen. Sie können sowohl der Zivilge-

sellschaft, als auch der Regierung angehören. Achtung ist jedoch geboten, denn diese Zu-

sammenarbeit sollte nicht noch mehr gesellschaftliche Brüche hervorrufen. Darüber hinaus 

muss bedacht werden, dass alte Eliten ihre Macht nicht einfach abgeben werden. Dieses Prob-

lem besteht auch in der Côte d’Ivoire, wo die alte Elite aufgrund von Angst vor Machtverlust 

einfach passiv bleibt. Reformbestrebungen der sogenannten change agents könnten jedoch die 

„Alten“ wieder aktiv werden lassen. Internationale Akteure müssen demnach auch mit der 

Regierung kooperieren, damit es nicht zu Konflikten kommt. Außerdem ist die Kommunika-

tion mit dem Staat wichtig, damit keine Parallelstrukturen entstehen. Ein weiteres Hindernis 

des internationalen Engagements ist die Korruption. Da der Index in der Côte d’Ivoire beson-

ders hoch ist, sollten sich Externe von Budgethilfen fern halten, da die Missbrauchsgefahr zu 

groß ist.291 Technische Unterstützung ist in vielen Fällen sinnvoller. In welchem Umfang ex-

terne Akteure in der Lage sind, im Rahmen der genannten Armutsreduktionsstrategien Hilfe 

und Unterstützung zu leisten, soll im Folgenden untersucht werden.292 

 

Dezentralisierung 

„To achieve pro-poor decentralisation, the commitment from the national elite and the support 

of the population is fundamental, while sound donor support could substantially help to 

                                                 
288 OECD 2007: 1 
289 Debiel 2005: 16 
290 Vgl. Klemp 2006 
291 Vgl. Debiel 2004: 14 
292 Ausführliche Informationen zu Internationalem Engagement in fragilen Staaten, siehe: Schneckener 2006: 
368ff; Stewart/Brown 2009: 26; Andersen 2008: 53ff; Klingebiel 2005: 28. 
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achieve this task.”293 Um erfolgreich zu dezentralisieren wurde im Punkt 4.2.1 verdeutlicht, 

dass an erster Stelle der Wille der Regierung stehen muss. Im Fall der Côte d’Ivoire wurde 

das aber ausgeschlossen. Wenn der Staat sich gegen eine Dezentralisierung ausspricht oder 

nicht die Fähigkeiten besitzt (zum Beispiel durch fehlende Legitimität), dann kann in diesem 

Fall die Regierung nicht umgangen werden. In diesem Sinne ist es auch keine Armutsredukti-

onsstrategie, die unabhängig vom Zentralstaat durchgeführt werden kann. Das Geberengage-

ment beschränkt sich auf Empfehlungen. 

Falls der Wille (Dezentralisierung by design) doch besteht, können die Geber einen wertvol-

len Beitrag zur Unterstützung der Regierung leisten. Sie können zum Beispiel Ressourcen 

zum lokalen Kapazitätsaufbau bereitstellen. Für eine erfolgreiche Dezentralisierung müssen 

lokale Akteure finanziell ausreichend ausgestattet sein; mit den Gebern als Finanzierungs-

quelle. Um starkes Humankapital an den lokalen Auslegern der dezentralisierten Institutionen 

effektiv einzusetzen, können internationale Akteure zudem den sozialen Dienstleistungssektor 

unterstützen. In diesem Fall muss jedoch darauf geachtet werden, dass der Staat als Dienst-

leistungsgeber in Erscheinung tritt, damit seine Autorität im Zuge der frischen Reformen nicht 

leidet.294 

Externe Akteure können somit die Dezentralisierungsmaßnahmen durch Mittel und Ressour-

cen unterstützen, damit diese Maßnahme erfolgreich zur Senkung der Armut eingesetzt wer-

den kann. Durch die Abhängigkeit vom Willen der Regierung ist das Handlungsspektrum für 

Externe extrem eingeschränkt und daher nur im Individualfall einsetzbar. 

 

Mikrofinanzen 

Da Mikrofinanzen oft nur von kurzer Lebensdauer und gleichzeitig von hohem finanziellem 

Risiko bedroht sind, können Geber finanzielle Mittel zur Verfügung stellen um die Laufzeit 

und Sicherheiten der Institute zu verlängern. Einige der MFIs sind komplett abhängig von 

diesen Geldern, wie zum Beispiel die Grameen Bank. Allerdings hat nicht jede MFI einen so 

guten Rhetoriker und Bekanntheitsgrad um internationale Spenden zu lukrieren. Wenn es 

schwierig und nicht gewünscht ist auch die kommerzielle Schiene einer solchen Institution zu 

fahren, dann können neben den Spenden auch Rückversicherungen bei externen Organisatio-

nen Schutz bieten. Egal ob die MFIs nun durch die Regierung oder die Zivilgesellschaft ge-

tragen werden, externe Akteure können ein zweitrangiges Netzwerk bilden, in das die MFIs 

                                                 
293  Jütting/Corsi/Stockmayer 2005: 4 
294 Vgl. Debiel et al. 2005: 5f 
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zurückfallen, oder wo sie Hilfe bekommen können. Dabei steht vor allem technische Unter-

stützung im Vordergrund; wie Trainings, Unternehmerschulungen und Materialien.295 

Die Rolle der Geber ist in diesem Fall teilweise unabhängig vom Staat. Das heißt, wenn die 

Regierung brüchig ist, können Geber trotzdem diese Armutsreduktionsstrategie unterstützen. 

Dabei ist darauf zu achten, dass Externe keine eigenen MFIs errichten und somit mit zivilge-

sellschaftlichem Engagement wirtschaftlich konkurrieren. Vielmehr ist die technische Unter-

stützung hilfreicher um die lokalen Bestrebungen zu stärken und mit Kenntnissen zu Mikrofi-

nanzen und Bankensysteme zur Seite zu stehen. Jacquier et al. vertreten die Meinung, dass 

eine Zusammenarbeit mit dezentralisierten Institutionen der Regierung, und eine Einbettung 

in nationale Pläne zu langfristigem Erfolg in der Armutsreduktion führen kann. Daher können 

internationale Akteure helfen die Informationsstrukturen zu verbessern. 

In diesem Fall sind die externen Akteure besser in der Lage den fragilen Strukturen des Lan-

des aus dem Wege zu gehen und direkte armutssenkende Maßnahmen zufördern. Der Erfolg 

der Mikrofinanzen ist jedoch an so viele staatsgebundene Bedingungen geknüpft (Parallelpro-

gramme, Einbettung in nationale und dezentralisierte Strukturen), dass Externe nur solange 

unterstützen können, solang es zumindest zivilgesellschaftliche Bestrebungen in Richtung 

MFIs gibt. 

 

Bildung 

Bildung ist ein Schlüsselelement zur Armutsreduktion. Es wurde gezeigt, dass sich Investitio-

nen in Bildung lohnen und dass auch mehr als nur Grundbildung erforderlich ist. Diese Er-

gebnisse stehen jedoch im Kontrast zu den Geberleistungen, die sehr auf Grundschulbildung 

fixiert sind (MDGs).296 Demnach müssen Geber ihre Zahlungen auch auf weiterführende Bil-

dungseinrichtungen ausweiten. Diese Armutsreduktionsstrategie hat den großen Vorteil, dass 

nachhaltige und effektive Programme direkt gefördert werden können und somit der Fragilität 

des Staates aus dem Wege gehen. Die Breite der Unterstützungsmöglichkeiten ist sehr groß. 

Externe Akteure können der Zivilgesellschaft finanzielle Unterstützung bieten, technische 

Hilfe, Materialien und bei der Errichtung einer Infrastruktur zur Seite stehen. Inhalte der Bil-

dungsmaßnahmen sollten generell der lokalen Bevölkerung überlassen werden, jedoch kön-

nen Informationen zu politisch unsensiblen Themen, wie Hygiene und Gesundheit, wertvolle 

Erkenntnisse für die Gemeinschaft liefern. Im Falle der Bildung haben internationale NGOs 

auch die Möglichkeit eigene Einrichtungen und Leistungen im Land anzubieten. In der Litera-

tur ließen sich keine negativen Effekte der Bildung finden, von daher gilt: Umso mehr Bil-
                                                 
295 Vgl. Jacquier et al. 2006: 57 
296 Vgl. Curtin/Nelson 1999: 1604 
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dung, desto besser. Geber sollten dafür sorgen, dass es einen effektiven Austausch mit lokalen 

Interessensgruppen gibt, lokales Wissen mit einbezogen wird, und mit NGOs und lokaler 

Gemeinschaft kommuniziert wird.297 Aber auch bei Bildungsmaßnahmen sollte generell mit 

der Regierung zusammengearbeitet werden um effiziente, dezentralisierte Bildungsinstitutio-

nen und Infrastruktur zu schaffen, die langfristig vom Staat genutzt werden können um der 

Bevölkerung soziale Dienstleistungen anzubieten. Da andere lokalen Humankapital langfristig 

erfolgreich sind, können externe Akteure konkrete Parallelprogramme durch Ausbildungs-

maßnahmen unterstützen. 

 

Landreformen 

Landreformen im Sinne der engen Definition liegen in den Händen der Regierung. Es geht um 

Macht, Ressourcen, Traditionen und nationale Geschichte. Es ist die Fähigkeit des Staats, die 

über den Erfolg von Landreformen bestimmen. Die Rolle der internationalen Gemeinschaft ist 

hier genauso minimiert, wie bei der Dezentralisierung. Deininger hat jedoch einige hilfreiche  

Maßnahmen seitens der Geber erklärt. Sie können dem Staat bei der Entwicklung von Instru-

menten helfen, die eine effektive und effiziente Landreform ermöglichen. Diese Instrumente 

können die Form von Praxisbeispielen annehmen. Zudem kann die Dezentralisierung die 

Landverwaltung unterstützend begleiten. Geber können durch fundierte, analytische Arbeit 

die Maßnahmen zur Landnutzung in den PRSPs verankern. „Donors can help broaden the 

policy dialogue and provide the analytical basis to transform general awareness of the impor-

tance of land into specific policy recommendations based on empirical study.“298 Außerdem 

wird mehrfach die Notwendigkeit erwähnt, dass Geber den Druck für kurzfristige Erfolgser-

gebnisse mindern. Alle genannten Armutsreduktionsstrategien haben gesellschaftliche Vor-

aussetzungen und Folgen zu bewältigen. Geber müssen Geduld und Verständnis für einen 

langfristigen Prozess haben und nicht vorher die Unterstützung abbrechen.299 

 

„Failed Support“ kann vermieden werden. Aber die Handlungsfähigkeiten Armutsreduktions-

strategien (Mikrofinanzen und Dezentralisierung) nur mit einem starken der externen Akteure 

sind in starkem Maße abhängig von der Regierung. Da nur in Ausnahmefällen die Regierung 

umgangen werden soll, ist eine Kooperation auch mit illegitimen Regierungsführern notwen-

dig um Überzeugung und Unterstützung zu bieten, die schließlich der Bevölkerung zugute-

kommen soll. Außerhalb der genannten Armutsreduktionsstrategien bleibt noch ein kleines 

                                                 
297 UNESCO 1999: 25 
298 Deininger 2003: 17 
299 siehe Principles of Good International Engagement der OCED (2007) 
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Fenster für direkte Geberinitiativen – die Nahrungs- und Grundversorgung. Die Errichtung 

von Infrastruktur, Gesundheitszentren und Nahrungsmittellieferungen sind in (Post-)Konflikt-

Situationen eine vorübergehende Möglichkeiten um armen Bevölkerungsgruppen zu helfen. 

Einerseits können damit lokale Strukturen gestärkt werden, anderseits kann dieses Engage-

ment auch zerstörend wirken, wenn es zu lang anhält. So können Nahrungsmittellieferungen 

den regionalen Markt für Lebensmittel schädigen. Auch eine Regierung, die versucht die 

Menschen zu erreichen, kann von internationalen Akteuren „ausgestochen“ werden. Schließ-

lich ist diese Art von Unterstützung nur ein Kampf gegen Symptome der Armut. Ein fragiler 

Staat steht sich selbst im Weg. Durch seine Strukturen wird Armut reproduziert. Die effek-

tivste und langfristig erfolgreichste Armutsreduktionsstrategie ist daher die Stabilität des Lan-

des und der Regierung zu erreichen. Geber können diesen Prozess durch Ratschläge, Unter-

stützung, Ressourcen und Mittel begünstigen, doch letztendlich liegt es in der Hand der herr-

schenden Regierung; im Fall der Côte d’Ivoire an Gbagbo und Soro. 

 

5 Schlussfolgerung 
Wie kann man Armut in fragilen Staaten reduzieren? Am Beispiel der Côte d’Ivoire, die im 

zweiten Kapitel als fragil identifiziert wurde, entwickelten sich aus der Armutsursachenanaly-

se erste Überlegungen für entsprechende Maßnahmen. Aus der Notwendigkeit die sozialen 

Dienstleistungen und die Legitimität der Regierung zu verbessern, entsprang die Idee der De-

zentralisierung. Eine länderübergreifende OECD Studie zeigte zwei Voraussetzungen für die-

se Strategie auf. Zum einen müssen der Wille und die Fähigkeit der Regierung vorhanden 

sein. Zum anderen muss die Bevölkerung in diese politische Neustrukturierung integriert und 

umfangreich aufgeklärt werden. Nach der Überprüfung, ob Voraussetzungen und Bedingun-

gen für eine erfolgreiche Dezentralisierung gegeben sind, wurde festgestellt, dass diese Ar-

mutsreduktionsstrategie zu diesem Zeitpunkt schwer durchführbar ist. Es scheitert an der Kor-

ruption und dem elite capture, was verhindert, dass soziale Dienstleistungen auch den Ärms-

ten der Gesellschaft zukommen. Externe Akteure können im Fall der Unfähigkeit der Regie-

rung oder mangelnden Willens, nicht eingreifen. Diese Strategie ist abhängig vom Zentral-

staat und kann nicht umgangen werden. Nur wenn sich der Staat dafür entscheidet, können 

internationale Akteure die Maßnahme durch zusätzliche Ressourcen unterstützen. Die Côte 

d’Ivoire könnte im Zuge neuer Wahlen und der Etablierung einer legitimen Regierung einen 

Dezentralisierungsprozess „by design“ einführen. Ich sehe vor allem die Chance des Nordens 
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durch dezentralisierte Programme eigene, lokale Strukturen zu verwirklichen, die sich vom 

Rest des Landes bisher unterschieden. 

Armut in der Côte d’Ivoire ist hauptsächlich ein ländliches Problem. Die Untersuchungen des 

Arbeitsmarkts und Einkommens verdeutlichten, dass die Erzeugnisse aus der Landwirtschaft 

die wichtigsten Einnahmequellen darstellen. Eine Erhöhung der Einkommen wäre daher mit 

der Steigerung der Produktivität erreichbar. Investitionen in den Agrarsektor oder die Diversi-

fizierung der Einkommensquellen soll durch Mikrokredite gefördert werden. Zusätzlich wer-

den Mikroversicherungen als Schutz vor individueller Armut und als Erweiterung der sozialen 

Sicherung vorgeschlagen. Der Malawi Mudzi Fund und die Auswertung international verglei-

chender Studien zeigten, dass eine Erhöhung des Einkommens durch Mikrokredite möglich 

ist. Es kann zudem neues Startkapital zur Verfügung stellen um neue Einkommensquellen 

anzuzapfen. Die Staatsfragilität kann den Erfolg der Mikrofinanzen in der Côte d’Ivoire je-

doch trüben: Unternehmerische Ausbildung und Informationen sind durch die hohe Analpha-

betenquote Grenzen gesetzt; schlechte Infrastruktur und unzureichender Zugang zu neuen 

Märkten blockieren eine Unabhängigkeit von der Landwirtschaft. Da Mikrofinanzen am er-

folgreichsten durch die Einbettung in nationale Programme sind, wiederholen sich an diesem 

Punkt die Schwierigkeiten, die sich schon bei den Dezentralisierungsmaßnahmen zeigten. 

Insgesamt sehe ich die Mikrofinanzen, auch wenn sie nur in der Zivilgesellschaft getragen 

werden, als eine Möglichkeit die Armutssenkung anzusteuern; wenn lokale Programme nach 

lokalem Wissen und entsprechenden unternehmerischen Kenntnissen aufgebaut werden. Die 

Förderung von Mikrofinanzen unter staatlicher Gewalt kann der Gbagbo/Soro Regierung eine 

Chance verschaffen, den Menschen direkt Unterstützung und Chancen zu bieten, sowie mit 

sektorübergreifenden Programmen den Zugang zu öffentlichen Gütern zu verbessern. Externe 

Akteure können durch technische Hilfe, Ressourcen, Ausstattung, und Rückversicherungen 

die Laufzeiten und Effektivität der Mikrofinanzinstitute verlängern. Durch die Möglichkeit 

sich direkt an die Zivilgesellschaft zu wenden, kann der Fragilität des Staates zum Teil aus 

dem Weg gegangen werden. 

Der Boden wurde in Agrargesellschaften als wichtigstes Gut für den sozialen und wirtschaft-

lichen Reichtum eines Haushaltes definiert. Daher sind gerade Gruppen mit versperrtem 

Landzugang, wie Frauen, Landlose oder Flüchtlinge, extrem von Armut betroffen. Eine Land-

reform im engen Sinne, kann diesem Teil der Bevölkerung Zugang zu Land verschaffen und 

Landnutzungsrechte formalisieren. Von allen Strategien, ist die Landreform die notwendigste 

und aussichtsvollste Maßnahme zur Linderung der Armut in der Côte d’Ivoire. Denn durch 

sie müssen Lösungen für die aktuellen Spannungen zwischen Einheimischen und Migranten 
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finden werden; Infrastrukturen ausgebaut sowie eine effektive und dezentralisierte Landver-

waltungen eingerichtet werden; und kann den verletzlichsten Teilen der Bevölkerung eine 

Zukunft ermöglichen. Diese Armutsreduktionsstrategie durchdringt alle anderen Strategien 

und würde eine gesamtgesellschaftliche Lösung für viele Probleme der Armut und Fragilität 

bieten. Das Scheitern vergangener Landreformen zeigt, dass Gbagbo durch Unwille und Un-

fähigkeit nicht in der Lage ist, die Reform durch ihren umfassenden Charakter erfolgreich 

durchzuführen. Eine Lösung für die Konflikte vorzuschlagen, könnte Machtverlust oder neue 

bewaffnete Auseinandersetzungen heraufbeschwören. Auch in diesem Punkt sind den interna-

tionalen Akteuren die Hände gebunden, wenn die Regierung diesen Schritt nicht gehen will 

oder kann. 

Als Schlüsselelement der Armutsreduktion wird die Bildung definiert. Sie ist sowohl Grund 

als auch Ursache von Armut. Bildungsmaßnahmen können daher den Teufelskreis durchbre-

chen. Sowohl wirtschaftliche als auch soziale Untersuchungen zeigen, dass sich höhere Bil-

dungsausgaben positiv auf Armutsreduktion auswirken. Die positiven Effekte von Bildung 

sind aber nur zu verzeichnen, wenn Bildung über die Grundschule hinausgeht. Spezielle Initi-

ativen für Frauen- und Mädchenbildung bewirken erhebliche Verbesserungen im Bereich der 

Gesundheit, Hygiene, Wohlbefinden und Produktivität des Haushalts. Diese Maßnahme kann 

direkt die sozialen Dimensionen von Armut verbessern ohne von den Hindernissen der Staats-

fragilität betroffen zu sein. Politische Bildung, ein externer Effekt von Bildung, kann die poli-

tische und kulturelle Armutsdimension attackieren. Durch den hohen Analphabetismus und 

die eingeschränkte Medien- und Meinungsfreiheit, ist die Wirkung dieses Effekts allerdings 

limitiert. Das Good Practice Beispiel Ganokendra zeigt einen Weg, wie man die positiven 

Effekte der Bildung in einem informellen, aber effektiven Rahmen initiiert. Bildung ist Teil 

jeder anderen Armutsstrategie und sollte daher die ivorische Regierung überzeugen mehr Res-

sourcen für diesen Bereich aufzuwenden. Geber können den Staat dabei unterstützen, indem 

sie die Notwendigkeit für mehr als nur Grundschulbildung international anerkennen und ma-

nifestieren.  

Bei den Ausarbeitungen und Ergebnissen dieser Arbeit ist darauf hinzuweisen, dass die Er-

kenntnisse für fragile Staaten nicht zu pauschalisieren sind. Die Überlegungen und folgenden 

Konkretisierungen der Armutsreduktionsstrategien fundieren auf Daten und Umstände der 

Côte d’Ivoire. Bei Betrachtung eines anderen fragilen Staats lassen sich vielleicht andere oder 

modifizierte Lösungen herausfinden. 

Die Regierung der Côte d’Ivoire fällt im Moment nur durch ihre Passivität in Bezug auf neue 

Wahlen auf. Nach den umfassenden Recherchen zum Land entsteht der Eindruck, einer stark 
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beschädigten, aber laufenden, alten Maschine. Präsident Gbagbo hält sie durch ein paar Zuge-

ständnisse und Reparaturen am Laufen. Die Bevölkerung lebt in beschädigten Strukturen, die 

dennoch funktionsfähig sind. Der wahrscheinlichste Fall ist, dass Gbagbo aufgrund von inter-

nationalem Druck neue Wahlen durchführen wird, die entweder die Spannungen im Land 

explodieren lässt oder einer alteingesessenen Elite den Weg ebnet. Wer auch immer regieren 

wird, es sind diese Personen die über den Zustand der Bevölkerung entscheiden. Fazit ist, dass 

die Handlungsräume für externe Akteure eingeschränkt sind. Den Staat umgehen um Armut 

zu senken ist keine langfristige Lösung, sondern bekämpft nur Symptome. Nur im Bereich der 

Bildung können auch nachhaltige Verbesserungen entstehen. Dennoch deckt sie nicht jede 

Armutsdimension ab. Eine umfassende Bekämpfung aller Dimensionen der Armut, kann nur 

durch Umdenken und Handeln des Staates verwirklicht werden 

 

 

„A durable exit from poverty and insecurity for the world’s most fragile states will need to be 

driven by their own leadership and people.”300 

 

                                                 
300 OECD 2007: 1 
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Anhang I 

Deutsche Zusammenfassung 

 

Durch die Ereignisse des 11. September 2001 richtete sich der Blick der internationalen Ge-

meinschaft auf fragile und gescheiterte Staaten. Die Notwendigkeit für die Sicherheit in der 

Welt zu sorgen und die moralische Verpflichtung den Bewohnern dieser Länder zu helfen, 

sollen das Engagement in sogenannten fragilen Staaten rechtfertigen. Dieser Trend stellt einen 

Bruch mit der lang verfolgten Entwicklungspolitik dar, die bis dahin nur die good performer 

„belohnte“. Im Rahmen der Millennium Development Goals wird die Halbierung der Armut 

an erste Stelle gesetzt. Wie werden diese Richtungen vereinbart? Wie kann man Armut in 

fragilen Staaten reduzieren? Zur Beantwortung wird umfangreiches Literaturmaterial von 

wissenschaftlichen Texten, internationalen Studien und offiziellen, politischen Dokumenten 

ausgewertet. Die Ausarbeitungen von Strategien zur Reduzierung von Armut in einem fragi-

len Staat erfolgt anhand des Fallbeispiels Côte d'Ivoire. 

Die Untersuchungen der sechs Kernfunktionen eines Staates identifizieren die Côte d’Ivoire 

als fragil. Mit Hilfe von Weltbank, UNO und Freedom House Statistiken wird die Multidi-

mensionalität von Armut im Beispielland konkretisiert. Eine umfassende Analyse sucht nach 

Armutsursachen in den Bereichen der Sozialpolitik, Regierungsführung, Arbeitsmarkt, Ein-

kommen und Haushalten. Darauf aufbauend werden Überlegungen zu Armutsreduktionsstra-

tegien formuliert. Vier Maßnahmen werden auf ihre Bedeutungen zur Armutsreduktion analy-

siert. Zur Strategie der Dezentralisierung dienen die Ergebnisse einer länderübergreifenden 

OECD Studie, nach denen festgestellt wird, dass die Côte d’Ivoire nicht die Voraussetzungen 

für eine erfolgreiche Implementierung erfüllt. Mikrofinanzen werden durch die erfolgreichen 

internationalen Studienergebnisse als potentielle Armutsreduktionsstrategie definiert. Auch 

externe Akteure haben durch technische Unterstützung und Rückversicherungen die Möglich-

keit, die Effektivität und Laufzeit der Mikrofinanzinstitute zu verlängern. Da die pro-poor 

Wirksamkeit jedoch nur durch die Einbettung in nationale Regierungsprogramme den größten 

Erfolg erzielen, ist dieser Strategie durch die Fragilität des Staates Grenzen gesetzt. Die Land-

reform ist die aussichtsreichste Maßnahme, weil sie sowohl zur Stabilität, als auch zur Ar-

mutsreduktion beiträgt. Die gescheiterte Landreform der Côte d’Ivoire und ein Weltbank For-

schungspapier geben Hinweise zur Modifizierung des existierenden Rechts. Externe Akteure 

sind auch bei diesem Punkt abhängig von der Regierung. Die Landreform wird als unmittel-

bare Armutsreduktionsstrategie ausgeschlossen, da es bei Schlichtungsversuchen zwischen 
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Migranten und Einheimischen zu bewaffneten Konflikten und Machtverlust kommen kann. 

Eine Darstellung zu den Profiten von Bildung zeigt, dass es sich nicht um eine Strategie, son-

dern um ein Menschenrecht handelt, in das es sich lohnt zu investieren. Das Good Practice 

Beispiel Ganokendra stellt einen Weg dar, wie man die positiven Effekte der Bildung in ei-

nem informellen, aber effektiven Rahmen initiiert. Jede einzelne Strategie ist mindestens von 

einer anderen abhängig. Einzelne Maßnahmen können nur im Fall der Bildung durchgeführt 

werden. Den Staat umgehen um Armut zu senken ist keine langfristige Lösung, sondern be-

kämpft nur Symptome. Die wirksamste Armutsreduktionsstrategie ist daher ein Umdenken 

und Handeln der Regierung zur Stabilität des Staates und Versorgung der Bevölkerung. Ziel 

der Arbeit ist ein Spektrum von Potentialen und Problematiken bestimmter Armutsredukti-

onsstrategien in fragilen Staaten aufzuzeigen. 
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Anhang II 

English Abstract 
 

The events of 9/11 drew the attention of the international community to fragile and failed 

states. They regarded it as highly necessary to keep a distinct level of international security 

and as a moral obligation to help the people in those fragile states. This new turn breaks with 

previous actions where “good performers” were prioritized. In context of the Millennium De-

velopment Goals it is the halving of poverty that comes in first place. How are these two 

commitments compatible? How can poverty be reduced in fragile states? To answer these 

questions, an abundance of scientific publications, international studies and official, political 

documents was analysed and interpreted. The elaborations are supported by the case study of 

Côte d’Ivoire. 

The examinations of six core state functions identify the Côte d’Ivoire as fragile. By means of 

World Bank, UN and Freedom House statistics, the multidimensionality of poverty is substan-

tiated. A broad analysis of the social policy, governance, labour market, incomes and house-

holds reveal the causes of poverty. Four measures are singled out to explain their connection 

to poverty reduction: decentralization, microfinance, land reforms and education.  

The discussion about decentralization is supported by a transnational OECD study. It is stated 

that this strategy cannot successfully be implemented in Côte d’Ivoire because it lacks neces-

sary preconditions. “Microfinance” is being identified as a potential poverty reduction strat-

egy through its effective international study results. External actors can also support this 

measure by providing resources and technical cooperation. It can prolong durability and im-

prove efficiency of microfinance institutions. Because the pro-poor efficiency is only given by 

integration into national social systems, microfinance might be limited through the fragility of 

the country. Land reform is the most promising measure because it contributes to greater sta-

bility and poverty reduction. The failed land reform of Côte d’Ivoire and a World Bank re-

search paper provide information on how to modify the existing law. External actors are once 

again dependent on the state’s will. It is not likely that this strategy will be of relevance in the 

near future. It is connected to solving the problem between migrants and locals which could 

result in armed conflict or loss of power. A study about the profits of education shows that 

this is no strategy but a human right that must be provided. The benefits for the country and 

individuals have great positive impact on poverty reduction. The good practice example of 
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Ganokendra shows how the positive effects of education can be initiated in an informal envi-

ronment.  

Each strategy is dependent on at least another one with the exception of education. To by-pass 

the state in order to reduce poverty is not a long-term solution. The most effective poverty 

reduction strategy is therefore a change in the course of the government to greater stability of 

the state and provision of public goods for its citizens. It is the aim of this paper to demon-

strate potentials and problems that evolve by reducing poverty in fragile states.
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